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(In Anwendung von Titel V des Vertrages über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

GEMEINSAME AKTION DES RATES
vom 12. Juli 2002

betreffend den Beitrag der Europäischen Union zur Bekämpfung der destabilisierenden Anhäufung
und Verbreitung von Handfeuerwaffen und leichten Waffen und zur Aufhebung der Gemeinsamen

Aktion 1999/34/GASP

(2002/589/GASP)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf den Artikel 14,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 17. Dezember 1998 die Gemeinsame
Aktion 1999/34/GASP betreffend den Beitrag der Euro-
päischen Union zur Bekämpfung der destabilisierenden
Anhäufung und Verbreitung von Kleinwaffen und
leichten Waffen (1) angenommen.

(2) Die Gruppe von Regierungssachverständigen für Klein-
waffen hat in ihrem Bericht anerkannt, dass bei
Konflikten, in denen Handfeuerwaffen und leichte
Waffen eingesetzt werden, die Frage der Munition Anlass
zur Sorge gibt.

(3) Es sollte eine neue Gemeinsame Aktion angenommen
werden, um gegebenenfalls die Munition für Handfeuer-
waffen und leichte Waffen einzubeziehen; die Gemein-
same Aktion 1999/34/GASP sollte daher aufgehoben
werden —

HAT FOLGENDE GEMEINSAME AKTION ANGENOMMEN:

Artikel 1

(1) Die Ziele dieser Gemeinsamen Aktion bestehen darin,

— die destabilisierende Anhäufung und Verbreitung von Hand-
feuerwaffen zu bekämpfen und dazu beizutragen, dass
diesen ein Ende gesetzt wird;

— einen Beitrag dazu zu leisten, dass die bestehende Anhäu-
fung dieser Waffen und der dazugehörigen Munition auf ein
Niveau, das mit den legitimen Sicherheitserfordernissen der
Staaten in Einklang steht, verringert wird, und

— zur Lösung der Probleme, die durch die Anhäufung dieser
Waffen verursacht werden, beizutragen.

(2) Diese Gemeinsame Aktion umfasst Folgendes:

— die Erzielung eines Konsenses über die in Titel I genannten
Grundsätze und Maßnahmen;

— einen breit gefächerten Beitrag nach Maßgabe des Titels II.

(3) Diese Gemeinsame Aktion findet auf die im Anhang
aufgeführten Waffen Anwendung.

TITEL I

Grundsätze betreffend die Aspekte der Prävention und der
Reaktion

Artikel 2

Die Union unterstützt die Bemühungen um Konsensbildung in
den zuständigen regionalen und internationalen Gremien (zum
Beispiel VN und OSZE) sowie unter den betroffenen Staaten
über die in Artikel 3 sowie in den Artikeln 4 und 5 beschrie-
benen Grundsätze und Maßnahmen als Grundlage für regionale
und abgestufte Konzepte zur Problemlösung und gegebenenfalls
für umfassende internationale Übereinkünfte über Handfeuer-
waffen.

Artikel 3

Zur Verwirklichung der in Artikel 1 genannten Ziele strebt die
Union an, in den zuständigen internationalen Gremien und
gegebenenfalls im regionalen Rahmen Konsens über die
Anwendung der folgenden Grundsätze und Maßnahmen, mit
denen eine weitere destabilisierende Anhäufung von Handfeuer-
waffen verhindert werden soll, herbeizuführen:

a) Verpflichtung aller Staaten, Handfeuerwaffen nur im
Rahmen ihrer legitimen Sicherheitsbedürfnisse in einem
Umfang, der mit ihren legitimen Selbstverteidigungs- und
Sicherheitserfordernissen, einschließlich ihrer Fähigkeit zur
Teilnahme an friedenserhaltenden Einsätzen der VN im
Einklang steht, einzuführen und zu besitzen;

b) Verpflichtung der Ausfuhrländer, Handfeuerwaffen nur an
Regierungen zu liefern (entweder direkt oder über ordnungs-
gemäß zugelassene Stellen, die dazu ermächtigt worden sind,
Waffen in ihrem Namen zu beschaffen), und zwar gemäß
den entsprechenden internationalen und regionalen restrik-
tiven Waffenausfuhrkriterien, wie sie insbesondere im EU-
Verhaltenskodex vorgesehen sind, unter Einschluss amtlich
genehmigter Endverbleibsbescheinigungen oder gegebenen-
falls anderer einschlägiger Informationen zum Endverbleib.

c) Verpflichtung aller Staaten, Handfeuerwaffen nur für die
unter Buchstabe a) genannten Zwecke oder die unter Buch-
stabe b) genannten Ausfuhren herzustellen;
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d) Aufstellung und Führung einzelstaatlicher Register der legal
gehaltenen Waffenbestände im Besitz der Behörden eines
Staates zu Kontrollzwecken sowie Einführung einer restrik-
tiven einzelstaatlichen Waffengesetzgebung zu Handfeuer-
waffen, einschließlich strafrechtlicher Sanktionen und wirk-
samer verwaltungstechnischer Kontrollen;

e) vertrauensbildende Maßnahmen, einschließlich Maßnahmen
zur Förderung von größerer Transparenz und Offenheit,
durch regionale Register für Handfeuerwaffen und den regel-
mäßigen Austausch der vorhandenen Informationen über
die Aus- und Einfuhren, die Herstellung und den Besitz von
Handfeuerwaffen und über die einzelstaatliche Waffengesetz-
gebung sowie durch Konsultationen zwischen den Betei-
ligten zu den ausgetauschten Informationen;

f) Verpflichtung zur Bekämpfung des illegalen Handels mit
Handfeuerwaffen durch die Durchführung wirkungsvoller
einzelstaatlicher Kontrollen, wie beispielsweise effiziente
Grenzüberwachungs- und Zollverfahren, regionale und
internationale Zusammenarbeit und verstärkter Austausch
von Informationen;

g) Eintreten für die Bekämpfung und Umkehrung der „Kulturen
der Gewalt“, indem die Öffentlichkeit durch Programme zur
Erziehung und Sensibilisierung der Öffentlichkeit stärker
einbezogen wird.

Artikel 4

Zur Verwirklichung der in Artikel 1 genannten Ziele richten
sich die Bemühungen der Union darauf, in den zuständigen
internationalen Gremien und gegebenenfalls im regionalen
Rahmen Konsens über die Anwendung der folgenden
Grundsätze und Maßnahmen, die der Verringerung der vorhan-
denen Anhäufung von Handfeuerwaffen und dazugehöriger
Munition dienen, herbeizuführen:

a) gegebenenfalls Unterstützung für Staaten, die um Hilfe bei
der Kontrolle oder der Beseitigung überschüssiger Handfeu-
erwaffenbestände und der dazugehörigen Munition in ihrem
Hoheitsgebiet ersuchen, insbesondere, wenn dies dazu
beitragen könnte, einen bewaffneten Konflikt zu verhindern,
oder im Anschluss an Konfliktsituationen;

b) Förderung vertrauensbildender Maßnahmen und Anreize für
die freiwillige Abgabe überschüssiger Handfeuerwaffen-
bestände oder illegal gehaltener Handfeuerwaffen sowie der
dazugehörigen Munition, Demobilisierung von Kombat-
tanten und deren anschließende Rehabilitation und Wieder-
eingliederung, wobei derartige Maßnahmen die Einhaltung
von Friedens- und Rüstungskontrollvereinbarungen unter
gemeinsamer Überwachung oder Überwachung durch
Dritte, die Achtung der Menschenrechte und des huma-
nitären Rechts, den Schutz rechtsstaatlicher Grundsätze,
insbesondere was die persönliche Sicherheit ehemaliger
Kombattanten und Handfeuerwaffen-Amnestien anbelangt,
sowie auf örtliche Gemeinschaften ausgerichtete Entwick-
lungsprojekte und andere wirtschaftliche und soziale
Anreize umfassen sollen;

c) tatsächliche Beseitigung überschüssiger Handfeuerwaffen-
bestände, einschließlich einer sicheren Lagerung wie auch
einer schnellen und tatsächlichen Vernichtung dieser Waffen
und der dazugehörigen Munition, vorzugsweise unter inter-
nationaler Überwachung;

d) Unterstützungsmaßnahmen über einschlägige internationale
Organisationen, Programme und Stellen wie auch regionale
Abmachungen.

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten fördern gegebenenfalls im Zusammenhang
mit der Beilegung bewaffneter Konflikte

a) die Aufnahme von Vorschriften über die Demobilisierung,
die Beseitigung überschüssiger Waffenbestände und der
dazugehörigen Munition und die Integration ehemaliger
Kombattanten in Friedensvereinbarungen zwischen den
jeweiligen Konfliktparteien, in die Mandate für Friedenssi-
cherungsmaßnahmen oder andere einschlägige Einsätze zur
Unterstützung der friedlichen Beilegung von Konflikten;

b) die Prüfung der Möglichkeit, die erforderlichen Vorkeh-
rungen für Maßnahmen zu treffen, mit denen die Beseiti-
gung von Handfeuerwaffen und der dazugehörigen Munition
im Rahmen der Demobilisierung durch den VN-Sicher-
heitsrat gewährleistet wird, falls der betroffene Staat bzw. die
betroffenen Parteien nicht in der Lage sind, den entspre-
chenden Verpflichtungen nachzukommen.

TITEL II

Beitrag der Union zu spezifischen Aktionen

Artikel 6

(1) Die Union leistet finanzielle und technische Unterstüt-
zung für Programme und Vorhaben, mit denen ein direkter,
erkennbarer Beitrag zu den in Titel I genannten Grundsätzen
und Maßnahmen geleistet wird; dies schließt entsprechende
Programme oder Vorhaben der VN, des Internationalen Komi-
tees vom Roten Kreuz sowie sonstiger internationaler Organisa-
tionen und regionaler Abmachungen und von Nichtregierungs-
organisationen ein. Derartige Vorhaben könnten unter anderem
die Einsammlung von Waffen, eine Reform des Sicherheitsbe-
reichs sowie Demobilisierungs- und Wiedereingliederungspro-
gramme wie auch spezifische Programme zur Hilfe für Opfer
umfassen.

(2) Bei solchen Unterstützungsleistungen berücksichtigt die
Union insbesondere die vom Empfängerland eingegangene
Verpflichtung, den in Artikel 3 niedergelegten Grundsätzen
nachzukommen, die Achtung der Menschenrechte in diesem
Staat, die Einhaltung des humanitären Völkerrechts und den
Schutz der Rechtsstaatlichkeit in diesem Staat wie auch die
Erfüllung dessen internationaler Verpflichtungen, insbesondere
hinsichtlich bestehender Friedensverträge und internationaler
Rüstungskontrollvereinbarungen.

Artikel 7

(1) Der Rat beschließt über

— die Aufteilung der in Artikel 6 genannten finanziellen und
technischen Unterstützung;

— die Prioritäten für die Verwendung dieser Mittel;

— die Bedingungen für die Durchführung spezifischer
Aktionen der Union, einschließlich der Möglichkeit, in
bestimmten Fällen eine für die Durchführung verantwort-
liche Person zu benennen.

(2) Der Rat beschließt unbeschadet der bilateralen Beiträge
der Mitgliedstaaten und des Vorgehens der Gemeinschaft von
Fall zu Fall über den Grundsatz, die Einzelheiten und die Finan-
zierung dieser Vorhaben anhand konkreter Projektvorschläge,
die mit genauen Kostenvoranschlägen versehen sind.
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(3) In dem von Artikel 18 Absatz 2 des Vertrags vorgege-
benen Rahmen ist der Vorsitz verantwortlich für

— die Unterhaltung der Kontakte zu den Vereinten Nationen
und anderen beteiligten Organisationen,

— die Herstellung der für die Durchführung der spezifischen
Aktionen der Union erforderlichen Kontakte zu regionalen
Abmachungen und Drittländern.

Er hält den Rat auf dem Laufenden.

Artikel 8

Der Rat nimmt die Absicht der Kommission zur Kenntnis, auf
die Erreichung der Ziele und Prioritäten dieser Gemeinsamen
Aktion gegebenenfalls durch entsprechende Gemeinschaftsmaß-
nahmen hinzuarbeiten.

Artikel 9

(1) Der Rat und die Kommission sind dafür verantwortlich,
die Kohärenz der Tätigkeiten der Union im Bereich der Hand-
feuerwaffen, insbesondere hinsichtlich ihrer Entwicklungspoli-
tiken sicherzustellen. Zu diesem Zweck unterbreiten die
Mitgliedstaaten und die Kommission den zuständigen Ratsgre-
mien alle einschlägigen Informationen. Der Rat und die
Kommission tragen gemäß ihren Befugnissen Sorge für die
Durchführung ihrer jeweiligen Aktionen.

(2) Die Mitgliedstaaten bemühen sich ferner darum, die
Wirksamkeit ihrer einzelstaatlichen Maßnahmen im Bereich der

Handfeuerwaffen zu erhöhen. Aktionen nach Artikel 6 werden
möglichst mit den Maßnahmen der Mitgliedstaaten und der
Gemeinschaft abgestimmt.

Artikel 10

Die Gemeinsame Aktion 1999/34/GASP wird aufgehoben.

Artikel 11

Der Rat überprüft jährlich die im Rahmen dieser Gemeinsamen
Aktion ergriffenen Maßnahmen.

Artikel 12

Diese Gemeinsame Aktion tritt zum Zeitpunkt ihrer Annahme
in Kraft.

Artikel 13

Diese Gemeinsame Aktion wird im Amtsblatt veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 12. Juli 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident
T. PEDERSEN
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ANHANG

Die Gemeinsame Aktion gilt unbeschadet künftiger international vereinbarter Definitionen von Handfeuerwaffen und
leichten Waffen für die nachstehenden Waffenkategorien. Diese Kategorien können im Weiteren genauer abgegrenzt und
unter Berücksichtigung etwaiger künftiger international vereinbarter Definitionen überarbeitet werden.

a) Speziell zu militärischen Zwecken bestimmte Handfeuerwaffen und Zubehör:
— Maschinengewehre (einschließlich schwerer Maschinengewehre)
— Maschinenpistolen, einschließlich vollautomatischer Pistolen
— vollautomatische Gewehre
— halbautomatische Gewehre, wenn sie als Modell für die Streitkräfte entwickelt und/oder eingeführt werden
— Schalldämpfer

b) Von einer Person oder Mannschaften tragbare leichte Waffen:
— Kanonen (einschließlich Maschinenkanonen), Haubitzen und Mörser unter 100 mm Kal.
— Granatenabschussgeräte
— Panzerabwehrwaffen, Leichtgeschütze (Schulterwaffen)
— Panzerabwehr-Raketensysteme und Abschussgeräte
— Flugabwehr-Raketensysteme/tragbare Luftverteidigungssysteme (MANPADS)
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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1300/2002 DER KOMMISSION
vom 18. Juli 2002

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. Juli 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Juli 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 18. Juli 2002 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestim-
mung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0707 00 05 052 83,4
999 83,4

0709 90 70 052 69,6
999 69,6

0805 50 10 388 62,6
524 71,0
528 52,6
999 62,1

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 064 143,9
388 89,3
400 111,6
404 77,8
508 77,8
512 90,5
524 91,0
528 81,3
720 170,3
804 101,2
999 103,5

0808 20 50 052 140,6
388 85,2
512 80,8
528 63,6
804 79,4
999 89,9

0809 10 00 052 157,8
064 166,6
999 162,2

0809 20 95 052 333,4
061 255,2
400 287,0
404 245,1
616 247,4
999 273,6

0809 30 10, 0809 30 90 052 131,0
999 131,0

0809 40 05 064 87,5
999 87,5

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1301/2002 DER KOMMISSION
vom 18. Juli 2002

zur Bestimmung der empfindlichen Produktionsgebiete und/oder der hochwertigen Sortengruppen
für Rohtabak, auf die das Quotenrückkaufprogramm für die Ernte 2002 nicht angewendet wird

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rohtabak (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
546/2002 (2), insbesondere auf Artikel 14a,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2848/98 der Kommis-
sion vom 22. Dezember 1998 mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 des
Rates hinsichtlich der Prämienregelung, der Produktions-
quoten und der Sonderbeihilfe für Erzeugergemein-
schaften im Rohtabaksektor (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1005/2002 (4), bestimmt die
Kommission auf der Grundlage der Vorschläge der
Mitgliedstaaten die empfindlichen Produktionsgebiete
und/oder die hochwertigen Sortengruppen, auf die das
Quotenrückkaufprogramm nicht angewendet wird.

(2) Auf Antrag einiger Mitgliedstaaten sind diese hochwer-
tigen Sortengruppen für die Ernte 2002 zu bestimmen.

(3) Da der Mitgliedstaat die Verkaufsabsicht gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 2848/98 ab 1. September bekannt
gibt, muss die vorliegende Verordnung ab 1. September
2002 gelten.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Tabak —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die Ernte 2002 wird bei den nachstehenden hochwertigen
Sortengruppen gemäß Artikel 34 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 2848/98 der Quotenrückkauf auf folgende Mengen
nicht angewendet:

a) Portugal:
— Gruppe I: 1 245 Tonnen,

— Gruppe II: 267 Tonnen;

b) Frankreich:
— Gruppe I: 1 476 Tonnen,

— Gruppe II: 2 490 Tonnen,

— Gruppe III: 847 Tonnen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. September 2002.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Juli 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1302/2002 DER KOMMISSION
vom 18. Juli 2002

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für Melasse im
Zuckersektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1422/95 der Kommission
vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen für die
Einfuhr von Melasse im Zuckersektor und zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 785/68 (3), insbesondere auf Artikel 1
Absatz 2 und Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 wird der cif-
Preis bei der Einfuhr von Melasse, im folgenden „reprä-
sentativer Preis“ genannt, nach Maßgabe der Verordnung
(EWG) Nr. 785/68 der Kommission (4) bestimmt. Dieser
Preis gilt für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der
genannten Verordnung.

(2) Der repräsentative Preis für Melasse wird für einen Gren-
zübergangsort der Gemeinschaft, in diesem Fall
Amsterdam, festgesetzt. Der Preis muss auf der Grund-
lage der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem
Weltmarkt unter Berücksichtigung der nach Maßgabe
der etwaigen Qualitätsunterschiede gegenüber der Stand-
ardqualität berichtigten Notierungen oder Preise dieses
Marktes berechnet werden. Die Standardqualität für
Melasse ist in der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 festge-
legt.

(3) Zur Feststellung der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten
auf dem Weltmarkt müssen alle Informationen betref-
fend die Angebote auf dem Weltmarkt, die auf den wich-
tigen Märkten in Drittländern festgestellten Preise und
die Verkaufsabschlüsse im Rahmen des internationalen
Handels berücksichtigt werden, die die Kommission von
den Mitgliedstaaten erhält bzw. die ihr aus eigenen
Quellen vorliegen. Bei dieser Feststellung gemäß Artikel
7 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 ist es möglich, den
Durchschnitt mehrerer Preise zugrunde zu legen, soweit
dieser Durchschnitt für die tatsächliche Markttendenz als
repräsentativ gelten kann.

(4) Nicht berücksichtigt werden die Informationen, wenn die
Ware nicht gesund und von handelsüblicher Qualität ist
oder wenn der Angebotspreis nur eine geringe, für den

Markt nicht repräsentative Menge betrifft. Außerdem
sind Angebotspreise auszuschließen, die als für die
tatsächliche Markttendenz nicht repräsentativ gelten.

(5) Um vergleichbare Angaben für Melasse der Standardqua-
lität zu erhalten, müssen die Preise je nach Qualität der
angebotenen Melasse nach Maßgabe der in Anwendung
von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68
erzielten Ergebnisse erhöht oder verringert werden.

(6) Ein repräsentativer Preis kann ausnahmsweise während
eines begrenzten Zeitraums auf unveränderter Höhe
beibehalten werden, wenn der Angebotspreis, der als
Grundlage für die vorangegangene Festsetzung des reprä-
sentativen Preises gedient hat, der Kommission nicht zur
Kenntnis gelangt ist und die vorliegenden, offenbar für
die effektive Markttendenz nicht repräsentativen Ange-
botspreise zu plötzlichen und erheblichen Änderungen
des repräsentativen Preises führen würden.

(7) Besteht zwischen dem Auslösungspreis für das fragliche
Erzeugnis und dem repräsentativen Preis ein Unterschied,
so sind nach Maßgabe von Artikel 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1422/95 zusätzliche Einfuhrzölle festzusetzen.
Bei Aussetzung der Einfuhrzölle gemäß Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1422/95 sind für diese Zölle beson-
dere Beträge festzusetzen.

(8) Aus der Anwendung dieser Bestimmungen ergibt sich,
dass die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle
bei der Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse nach
Maßgabe des Anhangs dieser Verordnung festzusetzen
sind.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei der
Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 1 der Verordnung (EG) Nr.
1422/95 werden entsprechend dem Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. Juli 2002 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Juli 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

der Verordnung der Kommission vom 18. Juli 2002 zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der
zusätzlichen Zölle der Einfuhr von Melasse im Zuckersektor

(in EUR)

KN-Code
Repräsentativer Preis

pro 100 kg Eigengewicht
des Erzeugnisses

Zusätzlicher Zoll
pro 100 kg Eigengewicht

des Erzeugnisses

Bei der Einfuhr
des Erzeugnisses

wegen der Aussetzung gemäß
Artikel 5 der Verordnung

(EG) Nr. 1422/95
anzuwendender Betrag (2)
pro 100 kg Eigengewicht

1703 10 00 (1) 8,35 — 0

1703 90 00 (1) 11,72 — 0

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 785/68.
(2) Dieser Betrag ersetzt gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 den für diese Erzeugnisse festgesetzten Zollsatz des Gemein-

samen Zolltarifs.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1303/2002 DER KOMMISSION
vom 18. Juli 2002

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Ausfuhrerstattung für Weißzucker für die im Rahmen der
Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1430/2001 durchgeführte 47.

Teilausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1430/2001 der
Kommission vom 13. Juli 2001 betreffend eine
Dauerausschreibung zu der Festsetzung von
Abschöpfungen und/oder Erstattungen bei der Ausfuhr
von Weißzucker für das Wirtschaftsjahr 2001/02 (3),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 693/2002 (4),
werden Teilausschreibungen für die Ausfuhr dieses
Zuckers durchgeführt.

(2) Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1430/2001 ist gegebenenfalls ein Höchstbetrag der
Ausfuhrerstattung für die betreffende Teilausschreibung,
insbesondere unter Berücksichtigung der Lage und der

voraussichtlichen Entwicklung des Zuckermarktes in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarktes, festzusetzen.

(3) Nach Prüfung der Angebote sind für die 47. Teilaus-
schreibung die in Artikel 1 genannten Bestimmungen
festzulegen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1430/2001 durchge-
führte 47. Teilausschreibung für Weißzucker wird eine
Ausfuhrerstattung von höchstens 47,896 EUR/100 kg festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. Juli 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Juli 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1304/2002 DER KOMMISSION
vom 18. Juli 2002

zur Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1116/2002 über die Festsetzung des Umfangs, in dem
die im Juni 2002 gestellten Anträge auf Einfuhrlizenzen für bestimmte Schweinefleischerzeugnisse
entsprechend der Regelung der Abkommen zwischen der Gemeinschaft und Polen, Ungarn, der

Tschechischen Republik, der Slowakei, Bulgarien und Rumänien genehmigt werden können

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1898/97 der Kommission
vom 29. September 1997 zur Festlegung der den Schweine-
fleischsektor betreffenden Durchführungsbestimmungen zu der
in den Verordnungen (EG) Nr. 1727/2000, (EG) Nr. 2290/
2000, (EG) Nr. 2433/2000, (EG) Nr. 2434/2000, (EG) Nr.
2435/2000 und (EG) Nr. 2851/2000 des Rates vorgesehenen
Regelung sowie zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr.
2698/93 und (EG) Nr. 1590/94 (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1006/2001 (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 5,

in Erwägung nachstehendem Grundes:

In Anhang II der Verordnung (EG) Nr.o 1116/2002 der
Kommission (3), wurden die verfügbaren Gesamtmengen für

den Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember 2002 festge-
setzt, für die Anträge auf Einfuhrlizenzen gestellt werden
können. Bei der Berechnung der Mengen ist ein Fehler unter-
laufen. Daher muss diese Verordnung berichtigt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1116/2002 wird durch den
Anhang der vorliegenden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. Juli 2002 in Kraft.

Sie gilt ab 1. Juli 2002.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Juli 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

„ANHANG II

(t)

Gruppe Verfügbare Gesamtmenge für den Zeitraum
vom 1. Oktober bis 31. Dezember 2002

1 3 772,7

2 311,5

3 550,0

4 14 365,6

H1 1 440,0

7 8 190,5

8 875,0

9 17 028,0

T1 750,0

T2 6 500,0

T3 1 840,0

S1 1 300,0

S2 150,0

B1 1 250,0

15 562,5

16 1 062,5

17 7 812,5“



VERORDNUNG (EG) Nr. 1305/2002 DER KOMMISSION
vom 18. Juli 2002

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1115/2002 über die Festsetzung des Umfangs, in dem die
im Juni 2002 gestellten Anträge auf Einfuhrlizenzen für bestimmte Erzeugnisse des Schweine-
fleischsektors entsprechend der Regelung der Verordnung (EG) Nr. 774/94 des Rates zur Eröffnung
und Verwaltung gemeinschaftlicher Zollkontingente für Schweinefleisch und bestimmte andere

landwirtschaftliche Erzeugnisse genehmigt werden können

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1432/94 der Kommission
vom 22. Juni 1994 mit den Schweinefleischsektor betreffenden
Durchführungsbestimmungen zur Einfuhrregelung gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 774/94 des Rates zur Eröffnung und
Verwaltung gemeinschaftlicher Zollkontingente für hochwer-
tiges Rindfleisch, Schweinefleisch, Geflügelfleisch, Weizen und
Mengkorn sowie für Kleie und andere Rückstände (1), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1006/2001 (2), insbe-
sondere auf Artikel 4 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Prozentsatz für die Bewilligungsmengen der Anträge
auf Einfuhrlizenzen für den Zeitraum vom 1. Juli bis 30.
September 2002 sowie die im Anhang der Verordnung
(EG) Nr. 1115/2002 der Kommission (3) vorgesehenen,
für den Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember
2002 verfügbaren Mengen sind aufgrund einer von
einem Mitgliedstaat übermittelten Fehlinformation
unrichtig. Artikel 1 und der Anhang der genannten
Verordnung müssen deshalb geändert werden.

(2) Die Mengen, für die im dritten Quartal 2002 Anträge
auf Einfuhrlizenzen gestellt wurden, sind geringer als die
verfügbaren Mengen, und diese können daher in ihrer
Gesamtheit genehmigt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1115/2002 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung:

„Artikel 1

(1) Die für den Zeitraum vom 1. Juli bis 30. September
2002 gestellten Anträge auf Einfuhrlizenzen werden gemäß
Verordnung (EG) Nr. 1432/94 in dem in Anhang I vorgese-
henen Umfang genehmigt.

(2) Für den Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember
2002 können gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1432/94
Anträge auf Einfuhrlizenzen für den gesamten in Anhang II
vorgesehenen Umfang gestellt werden.

(3) Lizenzen dürfen nur für Erzeugnisse verwendet
werden, die mit allen gegenwärtig in der Gemeinschaft
gültigen Veterinärvorschriften übereinstimmen.“

2. Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1115/2002 wird
durch den Anhang der vorliegenden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. Juli 2002 in Kraft.

Sie gilt ab 1. Juli 2002.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Juli 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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Gruppe

Prozentsatz für die
Bewilligungsmengen der für den

Zeitraum vom 1. Juli bis 30.
September 2002 gestellten
Anträge auf Einfuhrlizenzen

(in t)

Gruppe
Verfügbare Gesamtmenge für den

Zeitraum vom 1. Oktober
bis 31. Dezember 2002

ANHANG

„ANHANG I

1 100

ANHANG II

1 6 840,00“



VERORDNUNG (EG) Nr. 1306/2002 DER KOMMISSION
vom 18. Juli 2002

zur Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Obst und Gemüse nach dem Verfahren A3

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1961/2001 der Kommis-
sion vom 8. Oktober 2001 mit Durchführungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates hinsichtlich der
Ausfuhrerstattungen für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1176/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1128/2002 der Kommis-
sion (3) wurden zur Eröffnung einer Ausschreibung die
Richtsätze der Erstattungen und die für die Lizenzertei-
lung nach dem Verfahren A3 in Betracht kommenden
Richtmengen festgesetzt. Von dieser Festsetzung ausge-
nommen sind die Mengen, die im Rahmen der
Nahrungsmittelhilfe beantragt werden.

(2) Unter Berücksichtigung der eingereichten Angebote
sollten die Höchsterstattungen und die Anteile festgesetzt
werden, zu denen Lizenzen für Angebote erteilt werden,
die auf diese Höchstsätze lauten.

(3) Bei Tomaten/Paradaisern (*) überschreitet die Höchster-
stattung, die bei der Erteilung von Lizenzen für die Rich-
tmenge im Rahmen der Angebotsmengen zugrunde
gelegt wird, die Richterstattung um mehr als das Andert-
halbfache.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Obst und Gemüse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1128/2002 für Tomaten/Paradeiser geltende
Höchsterstattung und der Erteilungsanteil sind im Anhang der
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. Juli 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Juli 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

Erzeugnis Höchsterstattung
(EUR/t netto)

Erteilungsanteil der mit Höchsterstattung
beantragten Mengen

Tomaten/Paradeiser 20 100 %



VERORDNUNG (EG) Nr. 1307/2002 DER KOMMISSION
vom 18. Juli 2002

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem
Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5
Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt der in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe a) der angeführten Verordnung genannten
Erzeugnisse und den Preisen dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr
ausgeglichen werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sind die
Erstattungen für den nicht denaturierten und in unver-
ändertem Zustand ausgeführten Weißzucker und
Rohzucker unter Berücksichtigung der Lage auf dem
Markt der Gemeinschaft und auf dem Weltzuckermarkt
und insbesondere der in Artikel 28 der angeführten
Verordnung genannten Preise und Kostenelemente fest-
zusetzen. Nach demselben Artikel sind zugleich die wirt-
schaftlichen Aspekte der beabsichtigten Ausfuhr zu
berücksichtigen.

(3) Für Rohzucker ist die Erstattung für die Standardqualität
festzusetzen. Diese ist in Anhang I Punkt 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1260/2001 festgelegt worden. Diese
Erstattung ist im Übrigen gemäß Artikel 28 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 festzusetzen. Kandis-
zucker wurde in der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 der
Kommission vom 7. September 1995 mit Durchfüh-
rungsvorschriften für die Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen im Zuckersektor (3) definiert. Die so berechnete
Erstattung muss bei aromatisiertem oder gefärbtem
Zucker für dessen Saccharosegehalt gelten und somit für
1 v. H. dieses Gehalts festgesetzt werden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können es notwendig
machen, die Erstattung für Zucker nach der Bestimmung
in unterschiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) In besonderen Fällen kann der Erstattungsbetrag durch
Rechtsakte anderer Art festgesetzt werden.

(6) Die Erstattung wird alle zwei Wochen festgesetzt. Sie
kann zwischenzeitlich geändert werden.

(7) Die Anwendung dieser Regeln auf die gegenwärtige
Marktlage im Zuckersektor und insbesondere die Notie-
rungen und Preise für Zucker in der Gemeinschaft und
auf dem Weltmarkt führen dazu, die im Anhang angege-
benen Erstattungsbeträge festzusetzen.

(8) Die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sieht keine
Verlängerung der Regelung über den Lagerkostenaus-
gleich nach dem 1. Juli 2001 vor. Dies sollte daher bei
der Festlegung der Erstattungen berücksichtigt werden,
die gewährt werden, wenn die Ausfuhr nach dem 30.
September 2001 erfolgt.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem Zustand
der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 genannten und nicht denaturierten Erzeugnisse
werden wie im Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. Juli 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Juli 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 18. Juli 2002 zur Änderung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und
Rohzucker in unverändertem Zustand

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattung

1701 11 90 9100 A00 EUR/100 kg 39,69 (1)
1701 11 90 9910 A00 EUR/100 kg 39,98 (1)
1701 11 90 9950 A00 EUR/100 kg (2)
1701 12 90 9100 A00 EUR/100 kg 39,69 (1)
1701 12 90 9910 A00 EUR/100 kg 39,98 (1)
1701 12 90 9950 A00 EUR/100 kg (2)
1701 91 00 9000 A00 in EUR/1 % Saccharose × 100 kg

Reingewicht
0,4315

1701 99 10 9100 A00 EUR/100 kg 43,15
1701 99 10 9910 A00 EUR/100 kg 43,46
1701 99 10 9950 A00 EUR/100 kg 43,46
1701 99 90 9100 A00 in EUR/1 % Saccharose × 100 kg

Reingewicht
0,4315

(1) Dieser Betrag gilt für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 v. H. Wenn der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von 92
v. H. abweicht, wird der anwendbare Erstattungsbetrag gemäß den Bestimmungen von Artikel 28 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 des Rates errechnet.

(2) Diese Festsetzung wurde ausgesetzt durch die Verordnung (EWG) Nr. 2689/85 der Kommission (ABl. L 255 vom 26.9.1985, S. 12),
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3251/85 (ABl. L 309 vom 21.11.1985, S. 14).

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission
(ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6) festgelegt.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1308/2002 DER KOMMISSION
vom 18. Juli 2002

zur Erteilung von Ausfuhrlizenzen nach dem Verfahren B im Sektor Obst und Gemüse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1961/2001 der Kommis-
sion vom 8. Oktober 2001 mit Durchführungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates hinsichtlich der
Ausfuhrerstattungen für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1176/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 6 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 1110/2002 der Kommis-
sion (3) wurden die Richtmengen festgesetzt, für die nach
dem Verfahren B außerhalb der Nahrungsmittelhilfe
Ausfuhrlizenzen erteilt werden.

(2) Nach den der Kommission zurzeit vorliegenden Kennt-
nissen könnten die für den derzeitigen Ausfuhrzeitraum
vorgesehenen Richtmengen bei Pfirsichen bald über-
schritten werden. Diese Überschreitung würde eine
reibungslose Anwendung von Ausfuhrerstattungen im
Sektor Obst und Gemüse beeinträchtigen.

(3) Angesichts dieser Lage sind Anträge auf Erteilung von
Lizenzen nach dem Verfahren B, die für nach dem 18.
Juli 2002 ausgeführte Pfirsichen gestellt werden, bis zum
Ende des derzeitigen Ausfuhrzeitraums abzulehnen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gemäß Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1110/2002 gestellte
Anträge, welche nach dem Verfahren B die Erteilung von
Lizenzen für die Ausfuhr von Pfirsichen betreffen und für
welche die Ausfuhranmeldungen nach dem 18. Juli 2002 und
vor dem 17. September 2002 angenommen werden, sind abzu-
lehnen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. Juli 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. Juli 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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RICHTLINIE 2002/67/EG DER KOMMISSION
vom 18. Juli 2002

über die Etikettierung von chininhaltigen und von koffeinhaltigen Lebensmitteln

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Union,

gestützt auf die Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. März 2000 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Etikettierung
und Aufmachung von Lebensmitteln sowie die Werbung
hierfür (1), geändert durch die Richtlinie 2001/101/EG der
Kommission (2), insbesondere auf Artikel 4 Absätze 2 und 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Chinin und Koffein werden bei der Herstellung oder
Verarbeitung bestimmter Lebensmittel verwendet, und
zwar als Aroma oder — insbesondere Koffein — als
Zutat. Bei der Mehrzahl der Verbraucherinnen und
Verbraucher ist der Konsum dieser Stoffe, sofern er nicht
im Übermaß erfolgt, nicht mit einem Gesundheitsrisiko
verbunden

(2) Den Schlussfolgerungen des Wissenschaftlichen
Ausschusses „Lebensmittel“ zufolge gibt es vom toxikolo-
gischen Standpunkt aus keinen Einwand gegen die
weitere Verwendung von Chinin in einer bestimmten
Höchstdosierung in Bitter-Getränken. Gleichwohl kann
der Genuss von Chinin bei bestimmten Personengruppen
aus medizinischen Gründen oder wegen einer Überemp-
findlichkeit gegen diesen Stoff kontraindiziert sein.

(3) Was Koffein betrifft, so ist der Wissenschaftliche
Ausschuss „Lebensmittel“ in seinem Gutachten vom 21.
Januar 1999 über Koffein und andere in so genannten
„Energydrinks“ als Zutaten verwendete Stoffe zu dem
Schluss gekommen, dass der Beitrag der genannten
Getränke zum Gesamt-Koffeinkonsum bei Erwachsenen,
mit Ausnahme von Schwangeren, nicht besorgniserre-
gend erscheint; dabei ging er von der Voraussetzung aus,
dass die „Energydrinks“ an die Stelle anderer Koffein-
quellen treten. Bei Kindern kann jedoch eine Erhöhung
der täglichen Exposition gegenüber Koffein, die zu einem
bestimmten Koffeinkonsum pro Tag führt, vorüberge-
hende Verhaltensänderungen zur Folge haben, beispiels-
weise erhöhte Erregung, Reizbarkeit, Nervosität oder
Angstgefühle. Während der Schwangerschaft ist nach
Auffassung des genannten Ausschusses eine reduzierte
Koffeinzufuhr zu empfehlen.

(4) Aus diesen Feststellungen ergibt sich, dass es erforderlich
ist, die Verbraucherinnen und Verbraucher durch die
Etikettierung über das eventuelle Vorhandensein von
Chinin oder Koffein in Lebensmitteln eindeutig
aufzuklären und im Fall von Koffein ab einer bestimmten
Dosierung in Getränken, in denen Koffein nicht auf
natürliche Weise enthalten ist, einen Warnhinweis und
die Angabe des Gehalts anzubringen.

(5) Die Richtlinie 2000/13/EG schreibt nicht vor, dass
Aromen im Zutatenverzeichnis unter ihrem spezifischen

Namen aufgeführt werden müssen. Infolgedessen besteht
die Möglichkeit, dass Chinin und Koffein, sofern sie als
Aromen verwendet werden, nicht unter ihrem Namen
im Zutatenverzeichnis erscheinen. Außerdem ist auch
für den Fall, dass Koffein als solches im Zutatenver-
zeichnis aufgeführt wird, kein Hinweis auf einen hohen
Gehalt vorgeschrieben.

(6) Einige Mitgliedstaaten haben auf nationaler Ebene den
Hinweis auf das Vorhandensein von Chinin und/oder
Koffein in der Etikettierung von Lebensmitteln, die sie
enthalten, zwingend vorgeschrieben, wobei in
bestimmten Fällen der Koffeingehalt mit einem Warnhin-
weis aufzuführen ist. Das Vorhandensein und die
Anwendung dieser unterschiedlichen nationalen Rechts-
vorschriften führt zu technischen Schwierigkeiten beim
innergemeinschaftlichen Handel mit den betroffenen
Lebensmitteln.

(7) Daher empfiehlt es sich zum Zweck der Aufklärung
sämtlicher Verbraucherinnen und Verbraucher in der
Gemeinschaft und zur Erleichterung des freien Verkehrs
mit den fraglichen Erzeugnissen, harmonisierte Bestim-
mungen zu erlassen, die für chininhaltige und für
koffeinhaltige Lebensmittel gelten. Diese Bestimmungen
müssen Etikettierungsangaben vorschreiben, die zusätz-
lich zu den in der Richtlinie 2000/13/EG genannten
Angaben aufzuführen sind.

(8) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen stehen
im Einklang mit der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Abweichend von Artikel 6 Absatz 6 Unterabsatz 2 dritter
Gedankenstrich der Richtlinie 2000/13/EG müssen Chinin und/
oder Koffein, sofern sie als Aromen bei der Herstellung oder
Verarbeitung von Lebensmitteln Verwendung finden, in dem in
Artikel 3 Absatz 1 Nummer 2 der Richtlinie 2000/13/EG
genannten Zutatenverzeichnis unmittelbar nach dem Begriff
„Aromen“ unter ihrem spezifischen Namen aufgeführt werden.

Artikel 2

(1) Enthält ein Getränk, das zur Aufnahme in unverarbei-
tetem Zustand oder nach Rekonstitution des konzentrierten
oder dehydrierten Erzeugnisses vorgesehen ist, Koffein aus
beliebiger Quelle in einer Menge, die 150 mg/l übersteigt, so
muss die Etikettierung folgende Angabe im selben Sichtfeld wie
die Verkehrsbezeichnung des Getränks enthalten: „Erhöhter
Koffeingehalt“.
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Nach dieser Angabe folgt in Klammern und unter Einhaltung
von Artikel 13 Absatz 2 der Richtlinie 2000/13/EG der Koffein-
gehalt in mg/100 ml.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Getränke auf der Basis von Kaffee,
Tee oder Kaffee- oder Teeextrakt, deren Verkehrsbezeichnung
den Begriff „Kaffee“ oder „Tee“ enthält.

Artikel 3

(1) Die Mitgliedstaaten gestatten den Verkehr mit Erzeug-
nissen, die dieser Richtlinie entsprechen, ab dem 1. Juli 2003.

(2) Die Mitgliedstaaten verbieten den Verkehr mit Erzeug-
nissen, die dieser Richtlinie nicht entsprechen, ab dem 1. Juli
2004.

Erzeugnisse, die dieser Richtlinie nicht entsprechen, jedoch vor
dem 1. Juli 2004 etikettiert wurden, sind bis zum Abbau der
Vorräte zugelassen.

Artikel 4

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie spätes-

tens bis zum 30. Juni 2003 nachzukommen. Sie unterrichten
die Kommission unverzüglich hiervon.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder bei deren amtlicher
Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

Artikel 5

Diese Richtlinie tritt am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 6

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 18. Juli 2002

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

EMPFEHLUNG DER KOMMISSION
vom 16. Mai 2002

Unabhängigkeit des Abschlussprüfers in der EU — Grundprinzipien

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 1873)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2002/590/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 211 zweiter Gedanken-
strich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers ist für das
Vertrauen der Öffentlichkeit in den Bestätigungsvermerk
von grundlegender Bedeutung. Sie erhöht die Glaubwür-
digkeit der veröffentlichten Finanzinformationen und
stellt für Anleger, Gläubiger, Arbeitnehmer und andere
Interessengruppen einen zusätzlichen Wert dar. Dies gilt
insbesondere für Unternehmen von öffentlichem Inte-
resse (wie börsennotierte Unternehmen, Kreditinstitute,
Versicherungsgesellschaften, OGAW und Wertpapier-
firmen).

(2) Für den Berufsstand der Abschlussprüfer ist die Unab-
hängigkeit das wirksamste Mittel, um der Öffentlichkeit
und den Regulierungsbehörden gegenüber darzulegen,
dass Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften ihre
Tätigkeit nach anerkannten Berufsgrundsätzen, insbeson-
dere denen der Integrität und Objektivität, ausüben.

(3) Die Richtlinie 84/253/EWG des Rates über „die Zulas-
sung der mit der Pflichtprüfung der Rechnungslegungs-
unterlagen beauftragten Personen“ (1) legt fest, welche
Mindestbefähigungen für die Durchführung von Pflicht-
prüfungen erforderlich sind.

(4) Nach den Artikeln 24 und 25 dieser Richtlinie müssen
die Mitgliedstaaten vorschreiben, dass Abschlussprüfer
eine Pflichtprüfung weder in eigenem noch im Namen
einer Prüfungsgesellschaft durchführen dürfen, wenn sie
nach dem Recht des Mitgliedstaats, der die Pflichtprü-
fung vorschreibt, nicht unabhängig sind. Nach Artikel
26 der Richtlinie müssen die Mitgliedstaaten ferner
sicherstellen, dass gegen Abschlussprüfer angemessene
Sanktionen verhängt werden, wenn diese eine Pflichtprü-
fung nicht in unabhängiger Weise durchführen. Artikel
27 verpflichtet die Mitgliedstaaten darüber hinaus,
zumindest sicherzustellen, dass die Gesellschafter oder
Mitglieder zugelassener Prüfungsgesellschaften sich bei
der Durchführung einer Prüfung nicht in einer Weise
einschalten, welche die Unabhängigkeit der natürlichen
Person, die die Prüfung im Namen der Prüfungsgesell-
schaft vornimmt, beeinträchtigen würde. Gleiches gilt für
die Mitglieder des mit der Verwaltung, Leitung oder
Aufsicht dieser Prüfungsgesellschaft beauftragten Organs,
die selbst nicht als Abschlussprüfer zugelassen sind.

(5) Die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers ist in den
Mitgliedstaaten derzeit unterschiedlich geregelt, z. B. im
Hinblick darauf, welcher Personenkreis sowohl inner- als
auch außerhalb der Prüfungsgesellschaft diesen Regeln
unterliegen sollte, welche finanziellen, geschäftlichen
oder sonstigen Beziehungen Abschlussprüfer, Prüfungs-
gesellschaften oder deren einzelne Mitarbeiter zum
Auftraggeber unterhalten dürfen, welche Nichtprüfungs-
leistungen für einen Mandanten erbracht werden können
und welche Schutzmaßnahmen zu treffen sind. Diese
Unterschiede erschweren es, Anlegern und anderen
Interessengruppen in Bezug auf Unternehmen in der EU
eine gleichhohe Gewähr dafür zu bieten, dass Abschluss-
prüfer ihrer Prüftätigkeit EU-weit in unabhängiger Weise
nachkommen.(1) ABl. L 126 vom 12.5.1984, S. 20.
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(6) Derzeit existieren für die Unabhängigkeit des Abschluss-
prüfers keine international anerkannten Berufsgrund-
sätze, die EU-weit als Maßstab für nationale Unabhängig-
keitsvorschriften herangezogen werden könnten.

(7) Die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers wurde bereits
1996 im Grünbuch der Kommission über die „Rolle,
Stellung und Haftung des Abschlussprüfers in der
Europäischen Union“ (1) behandelt, das die Unterstüt-
zung von Rat, Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie
Europäischem Parlament erhielt. Aufgrund der Mittei-
lung der Kommission von 1998 „Abschlussprüfung in
der Europäischen Union: künftiges Vorgehen“ (2) wurde
der EU-Ausschuss für Fragen der Abschlussprüfung
eingesetzt. Dieser erklärte die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers zu einer seiner Prioritäten. In der
Mitteilung der Kommission „Rechnungslegungsstrategie
der EU: Künftiges Vorgehen“ (3) schließlich wird auf die
Notwendigkeit hingewiesen, die Pflichtprüfung EU-weit
auf einheitlich hohem Niveau durchzuführen, wozu
auch ein gemeinsamer Ansatz in Bezug auf Berufsgrund-
sätze zählt.

(8) Der Umfang dieser Initiative zur Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers umfasst den gesamten Berufsstand in
der EU. Sie soll einen EU-weiten Maßstab für die Anfor-
derungen der Mitgliedstaaten an die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers setzen.

(9) Im Ausschuss für Fragen der Abschlussprüfung wurde
Einigung darüber erzielt, dass jeder Mitgliedstaat durch
die Anwendung von Grundprinzipien den Abschlussprü-
fern, den Regulierungsbehörden und der interessierten
Öffentlichkeit ein gemeinsames Verständnis von der
Forderung nach Unabhängigkeit vermitteln solle. Dies
wird dazu führen, dass Tatsachen und Umstände, die die
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers gefährden, EU-weit
kohärent interpretiert und behandelt werden. Das
Bestehen solcher Prinzipien sollte auch zu einer Anglei-
chung der Wettbewerbsbedingungen auf dem Binnen-
markt in Bezug auf die von Abschlussprüfern erbrachten
Prüfungsleistungen beitragen. Diese Prinzipien sollten
umfassend, rigoros, solide, durchsetzbar und vernünftig
sein. Sie sollten von Berufsverbänden, Aufsichts- und
Regulierungsbehörden sowie von Abschlussprüfern,
ihren Mandanten und anderen interessierten Kreisen
einheitlich ausgelegt und angewandt werden.

(10) Der Ausschuss für Fragen der Abschlussprüfung einigte
sich ferner darauf, von dieser Initiative ausgehend
gemeinsame Unabhängigkeitsstandards auszuarbeiten.
Dies wird zur Schaffung des im Aktionsplan für Finanz-
dienstleistungen (4) skizzierten und vom Europäischen
Rat in Stockholm (5) geforderten einheitlichen Kapital-
markts in der EU beitragen. Doch bleibt die Festlegung

nationaler Unabhängigkeitsregeln, die die EU-Grundprin-
zipien ergänzen, bis zur endgültigen Harmonisierung in
das Ermessen der Mitgliedstaaten gestellt. Solche Regeln
beträfen insbesondere die Pflichtprüfung von Unter-
nehmen, die in reglementierten Branchen tätig sind. Die
Mitgliedstaaten können ebenfalls verlangen, dass bei der
Prüfung nicht börsennotierter Unternehmen die gleichen
Unabhängigkeitsstandards eingehalten werden müssen
wie bei börsennotierten Gesellschaften.

(11) Ein auf Prinzipien basierender Ansatz bezüglich der
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers ist einem aus
detaillierten Vorschriften bestehenden Vorgehen insofern
vorzuziehen, als er einen soliden Rahmen bildet, inner-
halb dessen der Abschlussprüfer sein Handeln rechtfer-
tigen muss. Ein solcher Ansatz lässt Berufsstand und
Regulierungsbehörden darüber hinaus den nötigen Spiel-
raum, um rasch und wirkungsvoll auf neue Entwick-
lungen im Unternehmens- und Prüfungsumfeld zu
reagieren. Gleichzeitig wird die höchst bürokratische
und inflexible Vorgehensweise bei der Unterscheidung
zwischen Erlaubtem und Unerlaubtem vermieden, wie
sie bei einem auf detaillierten Vorschriften basierenden
Ansatz auftreten kann. Ein auf Prinzipien beruhendes
Konzept kann der fast unbegrenzten Zahl individueller
Konstellationen gerecht werden, die in der Praxis und
den verschiedenen Rechtssystemen innerhalb der EU
auftreten. Folglich wird ein auf Prinzipien beruhender
Ansatz den Bedürfnissen der europäischen Kapitalmärkte
sowie der kleinen und mittleren Unternehmen in stär-
kerem Maße Rechnung tragen.

(12) Die Vorteile, die mit dem Schutz der Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers einhergehen, beinhalten Effizienzge-
winne und andere positive Effekte, die letztendlich zur
Effizienz der Kapitalmärkte insgesamt beitragen. Auf der
anderen Seite verursacht die Gewährung der Unabhän-
gigkeit des Abschlussprüfers eine Reihe zusätzlicher
Kosten, die von verschiedenen Seiten getragen werden
müssen. Diese Kosten beinhalten die Kosten zur
Entwicklung, Aufrechterhaltung und Durchsetzung von
Maßnahmen zum Schutz der Unabhängigkeit. Bevor den
Abschlussprüfern eine bestimmte Maßnahme zum
Schutz ihrer Unabhängigkeit auferlegt werden kann,
müssen die Mitgliedstaaten und Regulierungsbehörden
unter Berücksichtigung der jeweiligen Umstände den
voraussichtlichen Kosten und Nutzen Rechnung tragen.
So kann eine bestimmte Schutzmaßnahme bei mode-
raten Kosten von erheblichem öffentlichen Nutzen sein,
wenn sie für die Prüfung von Unternehmen von öffentli-
chem Interesse gilt. Bei der Prüfung eines kleinen Unter-
nehmens von relativ geringem öffentlichen Interesse
kann die gleiche Schutzmaßnahme jedoch Kosten verur-
sachen, die in keinem angemessenen Verhältnis zu dem
mit ihr verbundenen Nutzen für die Jahresabschluss-
adressaten dieses Unternehmens stehen.

(1) ABl. C 321 vom 28.10.1996, S. 1.
(2) ABl. C 143 vom 8.5.1998, S. 12.
(3) KOM(2000) 359 vom 13.6.2000.
(4) KOM(1999) 232 vom 11.5.1999.
(5) Schlussfolgerungen des Ratsvorsitzes, Europäischer Rat von Stock-

holm, 23. und 24. März 2001.
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(13) Die Festlegung von Grundprinzipien allein reicht noch
nicht aus, um das Vertrauen der Öffentlichkeit in die
Anwendung angemessener Integritäts- und Unabhängig-
keitsstandards durch die Abschlussprüfer in der EU
sicherzustellen. Um zu überprüfen, ob die Abschluss-
prüfer diese Prinzipien ordnungsgemäß anwenden,
bedarf es angemessener Qualitätssicherungssysteme. Hier
sieht die Kommissionsempfehlung „Mindestanforde-
rungen an Qualitätssicherungssysteme für die Abschluss-
prüfung in der EU“ (1) externe Qualitätskontrollen von
Abschlussprüfern vor, bei denen auch die Einhaltung der
Unabhängigkeitsstandards überprüft werden soll. Derar-
tige Qualitätssicherungssysteme unterliegen einer öffent-
lichen Kontrolle.

(14) Diese Empfehlung ist ein wichtiger Schritt zur Sicherstel-
lung der Prüfungsqualität. Weitere Schritte mögen
notwendig sein. Die Kommission beabsichtigt, eine
umfassende Strategie zur Abschlussprüfung herauszu-
bringen, die Themen wie die Anwendung von Interna-
tional Standards on Auditing (ISAs), die Etablierung von
öffentlicher Aufsicht über den Berufsstand und die Rolle
von Audit Committees anspricht.

(15) Diese Empfehlung betont die Verantwortlichkeit des
Berufsstandes zur Aufrechterhaltung der Unabhängigkeit
des gesetzlichen Abschlussprüfers. Sollte diese nicht zur
gewünschten Harmonisierung der Unabhängigkeitsan-
forderungen an Abschlussprüfer führen, wird die
Kommission erneut die Notwendigkeit einer Rechtsvor-
schrift ins Auge fassen und zu diesem Zweck die Lage
drei Jahre nach Annahme der Empfehlung unter Berück-
sichtigung internationaler Entwicklungen erneut über-
prüfen. Diese Überprüfung wird besonders der Frage
nachgehen, in welchem Umfang diese Empfehlung eine
Auswirkung auf die Unabhängigkeit des gesetzlichen
Abschlussprüfers hatte, wenn dieser Nichtprüfungs-
leistungen an Prüfungsmandanten erbracht hat.

(16) Im EU-Ausschuss für Fragen der Abschlussprüfung und
im Kontaktausschuss für die Richtlinien der Rechnungs-
legung werden die Grundprinzipien dieser Empfehlung
allgemein befürwortet.

(17) Diese Empfehlung liefert einen Rahmen, innerhalb
dessen alle allgemeinen Aspekte der Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers erörtert werden. In Teil A wird festge-
legt, welchen allgemeinen Anforderungen die Abschluss-
prüfer zur Gewährleistung ihrer Unabhängigkeit
genügen müssen, und diskutiert, für welchen Personen-
kreis diese Anforderungen gelten sollten. Teil B gibt

einen Überblick über konkrete Fälle, in denen die Unab-
hängigkeit gefährdet sein könnte und liefert Anhalts-
punkte dafür, welche Maßnahmen ein Abschlussprüfer
ergreifen sollte, um diesen Risiken bei einer bestimmten
Pflichtprüfung zu begegnen. Teil B soll keine erschöp-
fende Aufstellung aller Umstände geben, die die Unab-
hängigkeit des Abschlussprüfers gefährden könnten,
sondern lediglich unterstreichen, dass die Abschluss-
prüfer für derartige Risiken sensibilisiert sein und alle
Maßnahmen ergreifen sollten, die den Prinzipien und
Leitlinien dieser Empfehlung zufolge erforderlich sind.
Die in Teil A enthaltenen Grundprinzipien, sowie die in
Teil B unter bestimmten Umständen vorgesehenen
Schutzmaßnahmen werden durch einen Anhang ergänzt,
der zusätzliche Erläuterungen und Leitlinien enthält. Eine
Definition der zentralen Begriffe befindet sich im
Anhang —

EMPFIEHLT:

Die Regeln, Standards und/oder Vorschriften der Mitglied-
staaten über die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers sollten
auf folgenden Grundprinzipien beruhen:

A. RAHMENKONZEPT

Der Abschlussprüfer (2) muss bei der Durchführung einer
Pflichtprüfung (*) seinem Prüfungsmandanten (*) gegenüber
unabhängig sein, und zwar sowohl in Bezug auf seine innere
Einstellung als auch dem äußeren Erscheinen nach. Ein
Abschlussprüfer sollte eine Pflichtprüfung dann nicht durch-
führen, wenn zwischen ihm und seinem Mandanten eine finan-
zielle, geschäftliche oder sonstige Beziehung (einschließlich
bestimmter Nichtprüfungsleistungen für einen Prüfungsman-
danten) oder ein Beschäftigungsverhältnis besteht, die bzw. das
einen sachverständigen und informierten Dritten veranlassen
würde, die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers in Frage zu
stellen.

1. Objektivität, Integrität und Unabhängigkeit

1. Objektivität und berufliche Integrität sollten die maßgebli-
chen Prinzipien für die Erteilung eines Bestätigungsvermerks
durch einen Abschlussprüfer sein. Dass eine Pflichtprüfung
diesen Prinzipien entsprechend durchgeführt wird, kann der
Abschlussprüfer der Öffentlichkeit gegenüber hauptsächlich
dadurch glaubhaft machen, dass er unabhängig handelt und
sein Handeln nach außen hin als unabhängiges Handeln
angesehen wird.

2. Objektivität (als Ausdruck der inneren Einstellung) lässt sich
nicht von außen überprüfen und Integrität kann nicht im
Voraus beurteilt werden.

3. Prinzipien und Regeln zur Unabhängigkeit von Abschluss-
prüfern sollten es einem sachverständigen und informierten
Dritten ermöglichen, die Verfahren und Maßnahmen zu
beurteilen, die ein Abschlussprüfer zur Vermeidung und
Ausräumung solcher Tatsachen und Umstände ergriffen hat,
die seine Objektivität gefährden könnten.

(2) Definition siehe Glossar. Der Begriff „Abschlussprüfer“ bezeichnet
alle natürlichen und juristischen Personen oder sonstigen Arten
von Unternehmen, Firmen oder Sozietäten, die nach der Achten
Gesellschaftsrechtsrichtlinie (84/253/EWG) von den Behörden der
Mitgliedstaaten zur Durchführung von Pflichtprüfungen zugelassen
sind.

(1) K(2000) 3304, 15.11.2000. (*) Definition siehe Glossar.
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2. Verantwortung und Geltungsbereich

1. Die Verantwortung des Abschlussprüfers ist es, sicherzu-
stellen, dass die Forderung nach der Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers erfüllt wird.

2. Die Forderung nach Unabhängigkeit müssen erfüllen

a) der Abschlussprüfer selbst, sowie

b) diejenigen, die in der Lage sind, das Ergebnis der Pflicht-
prüfung zu beeinflussen.

3. Diejenigen, die in der Lage sind, das Ergebnis der Pflichtprü-
fung zu beeinflussen sind

a) alle Personen, die unmittelbar mit der Pflichtprüfung
befasst sind (das Auftragsteam (*)), einschließlich

i) der Prüfungspartner (*), Prüfungsleiter und Prüfungs-
mitarbeiter (das Prüfungsteam (*)),

ii) der an dem Prüfungsauftrag beteiligten Fachkräfte aus
anderen Bereichen (wie Rechtsanwälte, Versiche-
rungsmathematiker, Steuerfachleute, IT-Spezialisten
oder Finanzmanagement-Spezialisten),

iii) derjenigen, die den Prüfungsauftrag einer Qualitäts-
kontrolle unterziehen oder ihn unmittelbar beauf-
sichtigen;

b) alle Personen, die innerhalb der Prüfungsgesellschaft (*)
oder eines Verbunds (*), dem diese Gesellschaft angehört,
Weisungsbefugte (*) in Bezug auf die Pflichtprüfung sind;

c) alle Personen innerhalb der Prüfungsgesellschaft oder des
Verbunds, dem diese Gesellschaft angehört, die die
Pflichtprüfung aufgrund anderer Umstände beeinflussen
könnten.

3. Faktoren, die ein Risiko für die Unabhängigkeit
darstellen

1. Die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers kann durch
mehrere Faktoren gefährdet werden. Dazu zählen unter
anderem Eigeninteresse, die Überprüfung eigener
Leistungen, Interessenvertretung, Vertrautheit oder
Vertrauen sowie Einschüchterung.

2. Wie hoch das Risiko für eine Beeinträchtigung der Unab-
hängigkeit des Abschlussprüfers ist, wird anhand der
Schwere dieser Faktoren und ihrer Auswirkungen auf die
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers bestimmt. Bei der
Ermittlung des Risikos müssen die besonderen Umstände
der einzelnen Pflichtprüfung berücksichtigt werden.

3. Bei der Beurteilung des Risikos für die Unabhängigkeit sollte
zwei Aspekten angemessen Rechnung getragen werden:

a) den Leistungen, die in den Vorjahren für den Prüfungs-
mandanten erbracht wurden, sowie den Beziehungen, die
vor der Bestellung zum Abschlussprüfer zu diesem
Mandanten bestanden, sowie

b) den Leistungen, die während der Durchführung der
Pflichtprüfung gegenüber dem Prüfungsmandanten
erbracht werden, und den Beziehungen, die in dieser Zeit
zu ihm unterhalten werden.

4. Schutzmaßnahmen

1. Um Risiken für die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers
abzuschwächen oder auszuräumen, müssen unterschiedliche
Schutzmaßnahmen eingeführt werden, wie Verbote,
Beschränkungen, sonstige Maßnahmen und Verfahren sowie
Informationspflichten (siehe A.3).

2. Das Bestehen und die Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen
wirken sich auf die Höhe des Risikos aus.

4.1. Schutzmaßnahmen der geprüften Unternehmen

4.1.1. Auswirkung der Führungs- und Kontrol l -
s t ruktur auf die Bewertung des Ris ikos

Der Abschlussprüfer sollte untersuchen, ob die Führungs- und
Kontrollstruktur des geprüften Unternehmens Schutzmaß-
nahmen vorsieht, die Risiken für seine Unabhängigkeit verrin-
gern, und wie diese eingesetzt werden. Solche Schutzmaß-
nahme könnten darin bestehen, dass

1. der Abschlussprüfer von Personen bestellt wird, die nicht
der Geschäftsleitung des geprüften Unternehmens ange-
hören, und

2. die Pflichtprüfung und andere von der Prüfungsgesellschaft
oder ihrem Verbund erbrachte Leistungen innerhalb des
geprüften Unternehmens beaufsichtigt und besprochen
werden.

4.1.2. Bete i l igung des Kontrol lorgans

1. Verfügt ein Unternehmen des öffentlichen Interesses über
ein Kontrollorgan (siehe A.4.1.1), sollte der Abschlussprüfer
mindestens einmal jährlich

a) dem Kontrollorgan schriftlich mitteilen:

i) den Gesamtbetrag der Honorare, die er, die Prüfungs-
gesellschaft und die Mitglieder ihres Verbunds dem
Prüfungsmandanten und dessen verbundenen Unter-
nehmen für im Berichtszeitraum erbrachte Prüfungs-
und sonstige Leistungen in Rechnung gestellt haben.
Dieser Gesamtbetrag sollte nach vier Hauptleistungs-
kategorien aufgeschlüsselt sein: gesetzliche Ab-
schlussprüfungsleistungen, sonstige Zusicherungs-
leistungen (*), Steuerberatungsleistungen und(*) Definition siehe Glossar.
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sonstige Nichtprüfungsleistungen. Die Hauptlei-
stungskategorie der sonstigen Nichtprüfungslei-
stungen sollte weiter in Unterkategorien gegliedert
werden, wenn die darin enthaltenen Posten erheblich
voneinander abweichen. Diese Einteilung in Unterka-
tegorien sollte mindestens Informationen zu Hono-
raren für die Erbringung von Leistungen hinsichtlich
Finanzinformationssystemen, Innenrevision, Bewer-
tungen, Rechtsstreitigkeiten und Einstellung von
Personal enthalten. Die in Rechnung gestellten und
die vertraglich vereinbarten Beträge sowie etwaige
Vorschläge oder Angebote für künftige Verträge
sollten für jede Hauptleistungs- sowie Unterkategorie
gesondert analysiert werden,

ii) Details zu allen Beziehungen zwischen ihm, der
Prüfungsgesellschaft und den Mitgliedern ihres
Verbunds einerseits und dem Prüfungsmandanten
und seinen verbundenen Unternehmen (*) anderer-
seits, die seiner Auffassung nach berechtigten Grund
zu der Annahme geben könnten, dass sie seine Unab-
hängigkeit und Objektivität beeinträchtigen könnten,
sowie

iii) die in dieser Hinsicht getroffenen Schutzmaßnahmen;

b) schriftlich bestätigen, dass er, der Abschlussprüfer, nach
seinem fachlichen Urteil im Sinne der gesetzlichen
Bestimmungen und der Berufspflichten unabhängig und
seine Objektivität nicht gefährdet ist, oder andernfalls
seine Bedenken in Bezug auf eine mögliche Gefährdung
seiner Unabhängigkeit und Objektivität zum Ausdruck
bringen, und

c) das Kontrollorgan des Prüfungsmandanten um eine Erör-
terung dieser Punkte ersuchen.

2. Wenn Prüfungsmandanten, bei denen es sich nicht um
Unternehmen des öffentlichen Interesses handelt, über ein
Kontrollorgan verfügen, sollte der Abschlussprüfer abwägen,
ob ähnliche Maßnahmen angemessen sind.

4.2. Qualitätssicherung

Qualitätssicherungssysteme, die den Mindestanforderungen der
Kommissionsempfehlung für „Qualitätssicherungssysteme für
die Abschlussprüfung in der EU“ (1) entsprechen, sind erforder-
liche Einrichtungen, die dazu beitragen, dass die Abschluss-
prüfer der Forderung nach Unabhängigkeit auf Ebene der
Mitgliedstaaten gerecht werden.

4.3. Die allgemeinen Schutzmaßnahmen des Abschlussprüfers

4.3.1. E igentum an und Kontrol le über Prüfungsge-
se l l schaf ten

Handelt es sich bei dem Abschlussprüfer um eine Prüfungsge-
sellschaft, so muss die Mehrheit der Stimmrechte in der Gesell-
schaft (mindestens 50 % plus eine Stimme) von Personen

gehalten werden, die innerhalb der Europäischen Union zur
Durchführung von Pflichtprüfungen befugt sind (Abschluss-
prüfer (2)). Die Satzung des Abschlussprüfers sollte Klauseln
enthalten, die gewährleisten, dass ein Eigentümer, der selbst
kein Abschlussprüfer ist, keine Kontrolle über die Prüfungsge-
sellschaft erlangen kann. (3)

4.3.2. Das interne Sicherhei tssystem der Prüfungs-
gese l l schaf t

1. Jeder Abschlussprüfer sollte ein Sicherheitssystem einrichten
und unterhalten, das integraler Bestandteil der Verwaltungs-
und internen Kontrollstruktur seiner Gesellschaft ist.

2. Die Funktionsweise eines solchen Systems sollte dokumen-
tiert werden, damit es einer Qualitätskontrolle unterzogen
werden kann (siehe A.4.2).

3. In der Regel dürfte das Sicherheitssystem einer Prüfungsge-
sellschaft umfassen:

a) eine schriftliche formulierte Unternehmenspolitik in
Sachen Unabhängigkeit, die den geltenden Unabhängig-
keitsstandards, den Risiken für die Unabhängigkeit und
den zu diesem Zweck getroffenen Schutzmaßnahmen
Rechnung trägt,

b) die aktive und rechtzeitige Unterrichtung aller Partner,
Führungskräfte und Mitarbeiter über diese Politik sowie
über alle etwaigen Änderungen, einschließlich einer dies-
bezüglich regelmäßigen Aus- und Fortbildung,

c) angemessene Verfahrensanweisungen für Partner,
Führungskräfte und Mitarbeiter, um zu gewährleisten,
dass diese die Unabhängigkeitsstandards sowohl bei ihrer
täglichen Arbeit als auch unter besonderen Umständen
einhalten,

d) Benennung hochrangiger Fachkräfte aus dem Prüfungs-
bereich (Partner), die für die Aktualisierung der Unter-
nehmenspolitik, die rechtzeitige Unterrichtung über diese
Aktualisierungen und die Überwachung der ordnungsge-
mäßen Funktionsweise des Sicherheitssystems verant-
wortlich sind,

e) Dokumentationen für jeden Prüfungsmandanten, in
denen die Schlussfolgerungen zusammengefasst sind, die
aus der Bewertung der Risikofaktoren und des daraus
erwachsenden Risikos für die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers gezogen wurden. Die Dokumenta-
tionen sollten auch die Begründungen für die Schlussfol-
gerungen enthalten. Wurden bedeutende Risikofaktoren
festgestellt, sollte die Dokumentation eine Zusammenfas-
sung der Schritte enthalten, die eingeleitet wurden bzw.
werden sollen, um das Risiko zu vermeiden, zu besei-
tigen oder zumindest auf einen akzeptablen Stand zu
senken, und

(2) Für Zwecke dieses Abschnitts bezeichnet der Ausdruck
„Abschlussprüfer“ alle natürlichen und juristischen Personen oder
andere Arten von Gesellschaften und Vereinigungen, die gemäß
der Achten Gesellschaftsrechtsrichtlinie (84/253/EWG) von den
Behörden der Mitgliedstaaten zur Durchführung von Pflichtprü-
fungen zugelassen wurden.

(3) Von diesem Abschnitt ausgenommen sind Prüfungsgesellschaften,
die von ihrem Mitgliedstaat nach Artikel 2 Absatz 1 Ziffer ii)
zweiter Satz der Achten Gesellschaftsrechtsrichtlinie von der
Auflage, dass die Mehrheit der Stimmrechte von Abschlussprüfern
gehalten werden muss, befreit sind, und sofern deren Aktien oder
Anteile ausnahmslos Namenspapiere sind und nur mit Zustim-
mung der Prüfungsgesellschaft und/oder (wenn der Mitgliedstaat
dies vorsieht) der Zustimmung der zuständigen Aufsichtsbehörde
übertragen werden können.

(*) Definition siehe Glossar.
(1) C(2000) 3304 vom 15.11.2000.
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f) die interne Überwachung der Einhaltung der Schutzmaß-
nahmen.

5. Veröffentlichung der Honorare

1. Hat ein Abschlussprüfer oder — sollte es sich bei diesem
um eine natürliche Person handeln — eine Prüfungsgesell-
schaft, deren Mitglied oder Partner er ist, von einem
Prüfungsmandanten für die in dessen Berichtszeitraum
erbrachten Leistungen (Prüfungs- oder sonstige) Honorare
erhalten, sind diese in voller Höhe und angemessener Weise
offenzulegen.

2. Die Mitgliedstaaten oder ihre Regulierungsbehörden sollten
diese Offenlegung in den Fällen verlangen, in denen die
nationalen Rechtsvorschriften die Veröffentlichung des
geprüften Jahresabschlusses eines Prüfungsmandanten
vorschreiben.

3. Die insgesamt eingenommenen Honorare sollten nach vier
Hauptleistungskategorien aufgeschlüsselt werden: gesetz-
liche Abschlussprüfungsleistungen, sonstige Zusicherungs-
leistungen, Steuerberatungsleistungen und sonstige Nicht-
prüfungsleistungen. Die Honorare für die Hauptleistungska-
tegorie der sonstigen Nichtprüfungsleistungen sollte weiter
in Unterkategorien gegliedert werden, wenn die darin
enthaltenen Posten erheblich voneinander abweichen. Diese
Einteilung in Unterkategorien sollte mindestens Informa-
tionen zu Honoraren für die Erbringung von Leistungen
hinsichtlich Finanzinformationssystemen, Innenrevision,
Bewertungen, Rechtsstreitigkeiten und Einstellung von
Personal enthalten. Für jede dieser Hauptleistungs- und
Unterkategorien ist neben dem aktuellen Wert auch der
entsprechende Wert des vorangegangenen Berichtszeitraums
anzugeben. Weiterhin sollte für jede dieser Hauptleistungs-
und Unterkategorien eine prozentuale Unterteilung ange-
geben werden.

4. Bei der Pflichtprüfung konsolidierter Abschlüsse sollten die
Honorare, die der Abschlussprüfer und die Mitglieder seines
Verbunds für die für den Prüfungsmandanten und für die
Unternehmen in dessen Konsolidierungskreis erbrachten
Leistungen erhalten haben, auf gleiche Weise offengelegt
werden.

B. BESONDERE UMSTÄNDE

1. Finanzielle Beteiligungen

1. Hält der Abschlussprüfer oder eine andere Person, die das
Ergebnis der Pflichtprüfung beeinflussen kann (eine der in
A.2 genannten Personen), eine direkte oder indirekte finan-
zielle Beteiligung am Prüfungsmandanten oder an einem mit

diesem verbundenen Unternehmen, oder unmittelbar mit
einer solchen Beteiligung verbundene Derivate, oder steht
eine solche Beteiligung bevor, so kann dies die Unabhängig-
keit des Abschlussprüfers gefährden.

Der Abschlussprüfer muss das Gewicht derartiger Risikofak-
toren beurteilen, feststellen, ob es Schutzmaßnahmen gibt,
die das Risiko vermindern können, und alle zu diesem
Zweck notwendigen Schritte einleiten. Dazu können die
Ablehnung eines Auftrags, der Rücktritt von einem
Prüfungsauftrag oder der Ausschluss der betreffenden
Person aus dem Prüfungsteam zählen. Der Abschlussprüfer
sollte sich gegebenenfalls, vor allem wenn der Mandant ein
Unternehmen des öffentlichen Interesses ist, darum
bemühen, das Kontrollorgan an diesem Prozess zu betei-
ligen.

2. Nicht mit der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers zu
vereinbaren ist es, wenn

a) der Abschlussprüfer, die Prüfungsgesellschaft oder ein
anderes Mitglied des Auftragsteams oder ein Weisungsbe-
fugter oder ein Partner der Gesellschaft oder ihres
Verbunds, der in einem „Büro“ (*) tätig ist, das in erhebli-
chem Umfang an der Durchführung des Prüfungsauftrags
beteiligt ist,

i) eine direkte finanzielle Beteiligung am Prüfungsman-
danten hält,

ii) eine für beide Seiten wesentliche indirekte finanzielle
Beteiligung am Prüfungsmandanten hält oder

iii) eine für beide Seiten wesentliche (direkte oder indi-
rekte) finanziellen Beteiligung an einem verbundenen
Unternehmen des Mandanten hält;

b) eine andere der in A.2 genannten Personen eine für beide
Seiten wesentliche (direkte oder indirekte) finanzielle
Beteiligung am Prüfungsmandanten oder an einem seiner
verbundenen Unternehmen hält.

Die genannten Personen sollten deshalb keine derartigen
finanziellen Beteiligungen besitzen. Wer durch äußere
Umstände (wie Erbschaft, Schenkung oder den Zusammen-
schluss von Gesellschaften oder Unternehmen) in den Besitz
einer solchen Beteiligung gelangt, muss sich so schnell wie
möglich, spätestens jedoch einen Monat, nachdem er von
ihr Kenntnis erhalten hat und über sie verfügen kann, von
ihr trennen. Bis dahin müssen zusätzliche Maßnahmen zum
Schutz der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers getroffen
werden. Diese könnten eine Nachschau der Prüfungstätigkeit
der betroffenen Person oder ihren Ausschluss von allen
wichtigen Entscheidungen über die Pflichtprüfung des
Mandanten umfassen.

3. Die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers kann auch durch
eine scheinbar unbedeutende finanzielle Beteiligung an
einem Prüfungsmandanten oder an einem von dessen
verbundenen Unternehmen gefährdet sein. Dieses Risiko ist
höher — und damit wahrscheinlich inakzeptabel — wenn
die Beteiligung weder unter üblichen Handelsbedingungen
erworben oder gehalten wird noch wie zwischen unabhän-
gigen Dritten ausgehandelt wurde. Es ist Aufgabe des
Abschlussprüfers, das Risiko einer solchen Beteiligung zu
bewerten und die notwendigen Maßnahmen zur Abschwä-
chung dieses Risikos einzuleiten.

(*) Definition siehe Glossar.
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2. Geschäftliche Beziehungen

1. Geschäftliche Beziehungen zwischen dem Abschlussprüfer,
der Prüfungsgesellschaft oder anderen Personen, die das
Ergebnis der Pflichtprüfung beeinflussen können (alle in A.2
genannten Personen), einerseits und dem Prüfungsman-
danten, seinen verbundenen Unternehmen oder seiner
Geschäftsleitung andererseits können aufgrund etwaiger
eigener Interessen, etwaiger Vertretung von Interessen
anderer oder möglicher Einschüchterung ein Risiko für die
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers darstellen.

2. Bestehende oder zugesagte geschäftliche Beziehungen
sollten untersagt werden, wenn sie nicht Teil des normalen
Geschäftsverkehrs sind und für die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers ein nicht unerhebliches Risiko darstellen.

Der Abschlussprüfer sollte sich gegebenenfalls, insbesondere
aber bei Unternehmen des öffentlichen Interesses, darum
bemühen, mit dem Kontrollorgan des Prüfungsmandanten
all die Fälle zu erörtern, in denen unklar ist, ob eine
geschäftliche Beziehung als Teil des normalen Geschäftsver-
kehrs anzusehen und für seine Unabhängigkeit tatsächlich
unbedeutend ist.

3. Die Punkte 1 und 2 gelten nicht für die Erbringung von
Pflichtprüfungsleistungen. Dennoch sollten weder die
Prüfungsgesellschaft noch die dem Verbund angehörenden
Unternehmen derartige Leistungen erbringen für

a) einen Eigentümer der Prüfungsgesellschaft,

b) ein verbundenes Unternehmen eines solchen Eigen-
tümers, wenn dieser in der Lage sein könnte, Entschei-
dungen der Prüfungsgesellschaft, die für die Pflichtprüfer-
funktion von Belang sind, zu beeinflussen oder

c) ein Unternehmen, in dem eine Person eine Aufsichts-
oder Führungsposition bekleidet, und diese Person in der
Lage sein könnte, die Entscheidungen der Prüfungsgesell-
schaft, die für die Pflichtprüferfunktion von Belang sind,
zu beeinflussen. (1)

3. Beschäftigung beim Mandanten

1. Eine Doppelbeschäftigung von Personen, die das Ergebnis
der Pflichtprüfung beeinflussen können (die in A.2
genannten Personen), bei der Prüfungsgesellschaft und dem
Prüfungsmandanten oder seinen verbundenen Unternehmen
sollte untersagt werden. Auch eine entgeltliche Personal-
überlassung an den Prüfungsmandanten (2) oder an eines
seiner verbundenen Unternehmen (Leiharbeitsverhältnis)
wird als Doppelbeschäftigung angesehen. War ein Mitar-

beiter einer Prüfungsgesellschaft im Rahmen eines solchen
Leiharbeitsverhältnisses bei einem Prüfungsmandanten tätig
und soll dem für die Pflichtprüfung dieses Mandanten
zuständigen Auftragsteam zugeteilt werden, so sollte er
nicht mit der Prüfung von Funktionen oder Tätigkeiten
betraut werden, die er im Rahmen des vorausgegangenen
Leiharbeitsverhältnisses ausführen oder beaufsichtigen
musste (siehe auch B.5).

2. Wechselt ein Mitglied des Auftragsteams von der Prüfungs-
gesellschaft zum Prüfungsmandanten, sollten Politik und
Verfahren der Prüfungsgesellschaft (siehe A.4.3) vorsehen,
dass

a) für Mitglieder jeglicher Auftragsteams die Verpflichtung
besteht, die Prüfungsgesellschaft umgehend über ihre
mögliche Beschäftigung bei einem Prüfungsmandanten in
Kenntnis zu setzen,

b) der Betreffende unverzüglich vom Prüfungsauftrag
suspendiert wird und

c) die Prüfungsarbeiten, die das ausscheidende oder frühere
Mitglied des Auftragsteams im Rahmen der derzeitigen
und/oder (gegebenenfalls) der zuletzt durchgeführten
Prüfung ausgeführt hat, unverzüglich einer Nachschau
unterzogen werden. Diese Nachschau sollte ein erfah-
rener Mitarbeiter des Prüfungsdienstes übernehmen.
Handelt es sich bei der zum Mandanten wechselnden
Person um einen Prüfungspartner oder den Auftrags-
partner, sollte die Nachschau einem nicht an dem
Prüfungsauftrag beteiligten Prüfungspartner übertragen
werden. (Waren aufgrund der Größe der Prüfungsgesell-
schaft alle Partner an dem Prüfungsauftrag beteiligt, kann
sie entweder eine Nachschau durch einen anderen
Abschlussprüfer durchführen lassen oder die zuständige
Regulierungsbehörde um Rat bitten.)

3. Ist ein früheres Mitglied des Auftragsteams oder ein
Weisungsbefugter bei einem Prüfungsmandanten tätig,
sollten Politik und Verfahren der Prüfungsgesellschaft
gewährleisten, dass zwischen ihr und der betreffenden
Person keine nennenswerten Verbindungen mehr bestehen.
Das schließt ein, dass

a) unabhängig davon, ob der Betreffende zuvor an dem
Prüfungsauftrag beteiligt war, alle Forderungen und
Verbindlichkeiten sowie ähnliche finanzielle Ansprüche
und Verpflichtungen (einschließlich Rentenansprüche)
gegenseitig erfüllt sein müssen, es sei denn, dass diese
aufgrund feststehender Vereinbarungen bestehen, die
nicht durch eine weitere Verbindung zwischen dem
Betreffenden und der Prüfungsgesellschaft beeinflusst
werden können;

b) der Betreffende nicht weiter an den geschäftlichen oder
beruflichen Tätigkeiten der Prüfungsgesellschaft teil-
nimmt oder teilzunehmen scheint.

(1) Die Buchstaben a) und b) gelten nicht für Prüfungsgesellschaften,
die von ihrem Mitgliedstaat aufgrund von Artikel 2 Absatz 1
Ziffer ii) zweiter Satz der Achten Gesellschaftsrechtsrichtlinie von
der Auflage, dass die Mehrheit der Stimmrechte von Abschlus-
sprüfern gehalten werden muss, befreit sind, und sofern deren
Aktien oder Anteile ausnahmslos Namenspapiere sind und nur
mit Zustimmung
der Prüfungsgesellschaft und/oder der für die Zulassung von
Abschlussprüfern zuständigen Behörde übertragen werden dürfen;
dies alles unter der Voraussetzung, dass ein Prüfungsmandant
einer solchen Prüfungsgesellschaft Entscheidungen des Unterneh-
mens, die für die Pflichtprüfungsfunktion relevant sind, nicht
beeinflussen kann.

(2) Personen, die im Rahmen eines Leiharbeitsverhältnisses beschäftigt
sind, unterliegen der unmittelbaren Aufsicht des Mandanten und
führen ohne dessen Kontrolle und Zustimmung keine Buchungen
durch und erstellen keine Originaldokumente.
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4. Die Tatsache, dass ein Prüfungspartner mit Schlüsselfunk-
tion die Prüfungsgesellschaft verlässt, um bei einem
Prüfungsmandanten eine Managementposition mit Schlüs-
selfunktion (*) zu erlangen, würde als Ursache für ein unan-
nehmbar hohes Unabhängigkeitsrisikos aufgefasst. Deshalb
sollte ein Zeitraum von wenigstens zwei Jahren vergehen
bevor ein Prüfungspartner mit Schlüsselfunktion eine
Managementposition mit Schlüsselfunktion annehmen
kann.

4. Übernahme einer Führungs- oder Kontrollfunktion
beim Mandanten

1. Eine Person, die das Ergebnis der Pflichtprüfung beeinflussen
kann (eine der in A.2 genannten Personen), sollte keinem
Führungsgremium (wie der Geschäftsführung oder dem
Vorstand) oder Kontrollorgan (wie dem Prüfungsausschuss
oder dem Aufsichtsrat) eines Prüfungsmandanten ange-
hören. Ebenso wenig sollte sie eine solche Position bei
Gesellschaften bekleiden, die direkt oder indirekt mehr als
20 % der Stimmrechte am Mandanten halten, bzw. an denen
der Mandant direkt oder indirekt mehr als 20 % der Stimm-
rechte hält.

2. Übernimmt ein früheres Mitglied des Auftragsteams bei
einem Mandanten eine Führungs- oder Kontrollfunktion,
gelten Abschnitt B.3 Punkte 3 und 4.

5. Aufnahme einer Tätigkeit bei einer Prüfungsgesellschaft

Ist ein Geschäftsführer oder eine sonstige Führungskraft des
Prüfungsmandanten zur Prüfungsgesellschaft übergewechselt,
sollte diese Person für einen Zeitraum von zwei Jahren nach
Verlassen des Prüfungsmandanten gänzlich vom Auftragsteam
ausgeschlossen bleiben. Ist der Betreffende weisungsbefugt,
sollte er für einen Zeitraum von zwei Jahren nach Verlassen des
Mandanten gänzlich von allen wichtigen Entscheidungen über
einen Prüfungsauftrag bei diesem Mandanten oder einem seiner
verbundenen Unternehmen ausgeschlossen bleiben. Gleiches
gilt für frühere Mitarbeiter des Prüfungsmandanten, es sei denn
deren Aufgaben und Tätigkeiten beim Prüfungsmandanten
waren für die Prüfungsfunktion ohne Belang.

6. Verwandtschaftliche und sonstige Persönliche Bezie-
hungen

1. Eine natürliche Person, die Abschlussprüfer ist, sollte einen
Prüfungsauftrag ablehnen, wenn ein naher Familienangehö-
riger

a) bei dem Prüfungsmandanten eine gehobene Führungspo-
sition einnimmt,

b) unmittelbar Einfluss auf die Führung der Geschäftsbücher
oder die Erstellung der Jahresabschlüsse des Prüfungs-
mandanten nehmen kann,

c) eine nicht unbedeutende finanzielle Beteiligung am
Prüfungsmandanten hält (siehe B.1) oder

d) zum Prüfungsmandanten eine geschäftliche Beziehung
(siehe B.2) unterhält, die nicht Teil des normalen
Geschäftsverkehrs ist und für die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers ein nicht unerhebliches Risiko darstellt.

2. Innerhalb einer Prüfungsgesellschaft oder eines Verbunds
sollte eine Person nicht dem Auftragsteam angehören, wenn
einer ihrer nahen Familienangehörigen eines der unter Punkt
1 Buchstaben a) bis d) genannten Kriterien erfüllt. Gleiches
gilt für einen Prüfungspartner, der in einem „Büro“ tätig ist,
in dem einer der Partner einen nahen Familienangehörigen
hat, der diesen Kriterien entspricht.

Es sollten angemessene Schutzmaßnahmen im Hinblick
darauf getroffen werden, dass ein Weisungsbefugter nicht an
unmittelbar den Prüfungsauftrag betreffenden Entschei-
dungen mitwirken kann, wenn einer seiner nahen Familien-
angehörigen eines der unter Punkt 1 Buchstaben a) bis d)
genannten Kriterien erfüllt, oder er in einem „Büro“ tätig ist,
in dem einer der Partner einen nahen Familienangehörigen
hat, der diesen Kriterien entspricht.

3. Der Abschlussprüfer sollte überprüfen, ob er oder eine
andere natürliche Person, bei der es sich um ein Mitglied des
Auftragsteams oder einen Weisungsbefugten handelt, oder
eine Person, die in einem „Büro“ tätig ist, dem er oder eine
solche Person angehört, andere enge persönliche Bezie-
hungen haben, die ähnliche Schutzmaßnahmen erforderlich
machen.

4. Die Beurteilung über das Vorliegen einer engen persönlichen
Beziehung der betroffenen Person sollte auf den Kenntnissen
des Abschlussprüfers und der betreffenden Person basieren.
Natürliche Personen sollten dem Abschlussprüfer alle Fakten
und Umstände mitteilen müssen, die Schutzmaßnahmen zur
Minderung eines unannehmbar hohen Risikos für dessen
Unabhängigkeit erforderlich machen könnten.

7. Nichtprüfungsleistungen

7.1. Allgemeines

1. Erbringt ein Abschlussprüfer, eine Prüfungsgesellschaft oder
eine Gesellschaft des Verbunds für einen Prüfungsman-
danten oder ein mit diesem verbundenes Unternehmen
Leistungen, die nicht Pflichtprüfungen sind (Nichtprüfungs-
leistungen), so muss das Sicherheitssystem (A.4.3) des
Abschlussprüfers gewährleisten, dass

a) die von der Prüfungsgesellschaft oder der Gesellschaft des
Verbunds beschäftigten Personen bei der Erbringung der
Nichtprüfungsleistung weder Entscheidungen für den
Prüfungsmandanten oder eines seiner verbundenen
Unternehmen oder deren Management treffen noch an
deren Entscheidungen teilnehmen, und(*) Definition siehe Glossar.
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b) etwaig verbleibende Unabhängigkeitsrisiken, die auf die
Art der Nichtprüfungsleistung zurückzuführen sein
können, auf ein akzeptables Maß reduziert werden.

2. Auch wenn er nicht an den Entscheidungsprozessen des
Prüfungsmandanten oder eines der verbundenen Unter-
nehmen des Mandanten beteiligt ist, sollte der Abschluss-
prüfer Abschlussprüfer unter anderem abwägen, welche der
folgenden Schutzmaßnahmen ein eventuell verbleibendes
Restrisiko abschwächen könnten:

a) Verringerung des mit der Überprüfung eigener
Leistungen verbundenen Risikos durch getrennte Verant-
wortlichkeiten und Kenntnissen bei der Durchführung
spezieller Nichtprüfungsaufträge,

b) routinemäßige Unterrichtung der Personen, die in der
Prüfungsgesellschaft oder dem Verbund für den Schutz
der Unabhängigkeit und einschließlich der Überwachung
der laufenden Tätigkeiten zuständig sind, über alle
Prüfungs- und Nichtprüfungsaufträge,

c) Nachschau der Pflichtprüfung durch einen Prüfungs-
partner, der weder für den Prüfungsmandanten noch für
eines seiner verbundenen Unternehmen Leistungen gleich
welcher Art erbringt, oder

d) externe Nachschau durch einen anderen Abschlussprüfer
oder Beratung durch die zuständige Regulierungsbe-
hörde.

3. Der Abschlussprüfer sollte sich gegebenenfalls, insbesondere
aber bei Unternehmen des öffentlichen Interesses, darum
bemühen, die Erbringung von Nichtprüfungsleistungen für
einen Prüfungsmandanten oder eines seiner verbundenen
Unternehmen mit dem Kontrollorgan des Mandanten zu
erörtern (siehe A.4.1.2).

7.2. Beispiele — Analyse einzelner Fälle

7.2.1. Ers te l lung von Buchungsunter lagen und
Jahresabschlüssen

1. Ein durch Überprüfung eigener Leistungen bedingtes Risiko
besteht immer dann, wenn ein Abschlussprüfer, eine
Prüfungsgesellschaft, ein Unternehmen innerhalb eines
Firmenverbunds oder einer der Partner, Geschäftsführer oder
Mitarbeiter an der Erstellung von Buchungsunterlagen oder
des Jahresabschlusses des Prüfungsmandanten beteiligt ist.
Wie groß dieses Risiko ist, hängt davon ab, in welchem
Umfang der Betreffende an der Erstellung beteiligt ist und in
welchem Maße dem Mandanten ein öffentliches Interesse
zukommt.

2. Dieses Risiko wird grundsätzlich als zu hoch angesehen, um
eine Beteiligung an der Erstellung der genannten Unterlagen
zu gestatten, es sei denn, dass die gewährte Unterstützung
lediglich technischer oder mechanischer Art ist oder die
Beratung lediglich Informationszwecken dient.

3. Bei Pflichtprüfungen von Unternehmen des öffentlichen
Interesses würde jedoch jede über das Pflichtprüfungs-
mandat hinausgehende Unterstützung als unannehmbar
hohes Risiko für die Unabhängigkeit angesehen und sollte
aus diesem Grund untersagt werden.

7.2.2. Entwicklung und Umsetzung von Finanzinfor-
mat ionssystemen

1. Umfassen die Leistungen, die der Abschlussprüfer, die
Prüfungsgesellschaft oder ein Unternehmen des Verbunds
für den Prüfungsmandanten erbringt, auch die Entwicklung
und Implementierung von Finanzinformationssystemen, die
zur Gewinnung von Informationen eingesetzt werden, die
Bestandteil des Jahresabschlusses des Prüfungsmandanten
sind, kann ein durch Überprüfung eigener Leistungen
bedingtes Risiko entstehen.

2. Dieses Risiko wird als zu hoch angesehen, um einem
Abschlussprüfer, einer Prüfungsgesellschaft oder einer
Gesellschaft ihres Verbunds die Erbringung solcher
Leistungen zu gestatten, es sei denn

a) die Geschäftsleitung des Mandanten bestätigt schriftlich,
die Verantwortung für das gesamte interne Kontrollsys-
tem zu übernehmen,

b) der Abschlussprüfer hat sich vergewissert, dass sich die
Geschäftsleitung des Prüfungsmandanten nicht in erster
Linie auf das Finanzinformationssystem stützt, um die
Angemessenheit ihres internen Kontroll- und Rech-
nungslegungssystems zu bestimmen,

c) das Finanzinformationssystem wird im Falle einer
Systementwicklung anhand von solchen Spezifikationen
entwickelt, die die Geschäftsleitung des Prüfungsman-
danten festgelegt hat, und

d) es handelt sich nicht um ein in sich vollständig abge-
schlossenes Projekt (sogenanntes „turn key“-Projekt, das
sowohl die Software-Entwicklung, die Hardware-Konfi-
gurierung als auch die Implementierung von Beidem
einschließt). Ein solches Projekt ist nur zulässig, wenn
der Prüfungsmandant oder seine Geschäftsleitung in der
unter Buchstabe a) geforderten schriftlichen Erklärung
ausdrücklich bestätigt, die Verantwortung zu über-
nehmen für

i) die Entwicklung, Implementierung und Beurteilung,
einschließlich aller diesbezüglichen Entscheidungen,
und

ii) den Betrieb des Systems, einschließlich der von
diesem genutzten oder gewonnenen Daten.

Diese Bestimmungen sollen die Leistungen, die ein
Abschlussprüfer, eine Prüfungsgesellschaft oder ein Mitglied
ihres Verbunds im Zusammenhang mit Bewertung, Entwick-
lung und Implementierung interner Rechnungslegungs- und
Risikomanagementkontrollen erbringt, nicht begrenzen,
sofern diese Personen nicht als Mitarbeiter handeln oder
Führungsaufgaben wahrnehmen.
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3. In den nach Punkt 2 nicht untersagten Fällen sollte der
Abschlussprüfer abwägen, ob zusätzliche Schutzmaß-
nahmen erforderlich sind, um ein durch die Überprüfung
eigener Leistungen bedingtes Restrisiko zu mindern. In
diesem Zusammenhang sollte er insbesondere prüfen, ob
Leistungen, die die Entwicklung und Implementierung von
Finanzinformationssystemen betreffen, ausschließlich von
einem aus anderen Mitarbeitern (einschließlich des für den
Auftrag zuständigen Partners) bestehenden Expertenteam zu
erbringen sind, das zudem über andere Berichtslinien als das
Auftragsteam verfügt.

7.2.3. Bewertungs le is tungen

1. Ein durch Überprüfung eigener Leistungen bedingtes Risiko
besteht immer dann, wenn ein Abschlussprüfer, eine
Prüfungsgesellschaft, ein Unternehmen innerhalb eines
Verbundes oder einer seiner Partner, Manager oder Mitar-
beiter für den Mandanten Bewertungsleistungen erbringt, die
zu der Erstellung einer Bewertung führen, die in den Jahres-
abschluss des Mandanten aufgenommen werden soll.

2. Dieses Risiko wird als zu hoch angesehen, um die Erbrin-
gung von Bewertungsleistungen zu gestatten, die zur Bewer-
tung von Beträgen führen, die in Bezug auf den Jahresab-
schluss wesentlich sind und bei denen die Bewertung der
Eigenart des betreffenden Postens entsprechend ein hohes
Maß an Subjektivität beinhaltet.

3. In Fällen, die nicht gemäß Punkt 2 untersagt sind, sollte der
Abschlussprüfer abwägen, ob zusätzliche Sicherheitsvorkeh-
rungen erforderlich sind, um ein verbleibendes Risiko durch
Überprüfung der eigenen Leistung zu mindern. Dies gilt
insbesondere für Fälle, in denen eine Bewertungsleistung
lediglich von einem Sachverständigenteam erbracht werden
sollte, das sich (einschließlich des für den Auftrag zustän-
digen Partners) aus anderem Personal als das Auftragsteam
zusammensetzt und von diesem abweichende Berichtslinien
hat.

7.2.4. Bete i l igung an der Innenrevis ion des
Mandanten

1. Risiken aufgrund der Überprüfung der eigenen Leistungen
können unter bestimmten Umständen dann entstehen,
wenn ein Abschlussprüfer, eine Prüfungsgesellschaft oder
ein Unternehmen innerhalb eines Verbundes Innenrevisions-
leistungen für einen Prüfungsmandanten erbringt.

2. Zur Verminderung der oben genannten Risiken bei der
Beteiligung an der Innenrevisonsaufgabe eines Prüfungsman-
danten sollte der Abschlussprüfer

a) sich davon überzeugen, dass das Management oder das
Kontrollorgan des Prüfungsmandanten jederzeit verant-
wortlich ist für

i) das gesamte interne Kontrollsystem (d. h. die Einfüh-
rung und Aufrechterhaltung interner Kontrollen,
einschließlich der alltäglichen Kontrollen und
Prozesse im Zusammenhang mit der Autorisierung,

Durchführung und Aufzeichnung von Buchungsvor-
gängen);

ii) die Festlegung des Anwendungsbereichs, des Risikos
und der Häufigkeit der durchzuführenden Verfahren
im Zusammenhang mit der Innenrevision und

iii) die Berücksichtigung und Befolgung der Feststel-
lungen und Empfehlungen, die durch die Innenrevi-
sion oder im Verlauf einer Pflichtprüfung getroffen
oder erteilt werden.

Wenn der Abschlussprüfer nicht davon überzeugt ist,
dass dies der Fall ist, sollten weder er selbst noch die
Prüfungsgesellschaft noch ein Unternehmen innerhalb
ihres Verbundes an der Innenrevision des Prüfungsman-
danten teilnehmen.

b) die Ergebnisse der Innenrevision für die Zwecke der
Pflichtprüfung nicht ohne eine angemessene Überprü-
fung übernehmen. Dies beinhaltet auch eine anschlie-
ßende Nachprüfung der diesbezüglich im Rahmen der
Pflichtprüfung vorgenommenen Prüfungstätigkeiten
durch einen Prüfungspartner, der weder in die Pflichtprü-
fung noch in den Innenrevisionsauftrag einbezogen ist.

7.2.5. Auftreten für den Mandanten bei der Bei le -
gung von Rechtss tre i t igke i ten

1. Eine Gefährdung durch Interessenvertretung liegt vor, wenn
ein Abschlussprüfer, eine Prüfungsgesellschaft, ein Unter-
nehmen innerhalb eines Verbundes oder einer ihrer Partner,
Manager oder Mitarbeiter bei der Beilegung einer Streitsache
oder einer Rechtsstreitigkeit für den Prüfungsmandanten
eintritt. Es kann auch ein Risiko aufgrund der Überprüfung
der eigenen Leistung entstehen, wenn eine derartige Leistung
die Abschätzung der Chancen des Prüfungsmandanten bei
der Beilegung von Rechtsstreitigkeiten umfasst und sich
diese damit auf die im Jahresabschluss auszuweisenden
Beträge auswirkt.

2. Das Risiko sowohl der Interessenvertretung als auch der
Überprüfung der eigenen Leistung wird als zu hoch ange-
sehen, um einem Abschlussprüfer, einer Prüfungsgesell-
schaft, einem Unternehmen innerhalb eines Verbundes oder
einem ihrer Partner, Manager oder Mitarbeiter die Vertre-
tung des Prüfungsmandanten bei der Beilegung von Rechts-
streitigkeiten zu gestatten, die sich auf Sachverhalte
beziehen, bei denen insgesamt davon auszugehen ist, dass
sie wesentliche Auswirkungen auf den Jahresabschluss des
Mandanten haben werden und dass mit dem betreffenden
Fall ein hohes Maß an Subjektivität verbunden ist.

3. In Fällen, die nicht gemäß Punkt 2 untersagt sind, sollte der
Abschlussprüfer abwägen, ob zusätzliche Sicherheitsvorkeh-
rungen erforderlich sind, um eine verbleibende Gefährdung
durch Interessenvertretung zu mindern. Dies könnte den
Einsatz von Mitarbeitern (einschließlich des Auftragspart-
ners) umfassen, die nicht mit dem Auftragteam der Prüfung
in Verbindung stehen und über andere Berichtslinien
verfügen.
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7.2.6. E inste l lung von Führungskräf ten

1. Wenn ein Abschlussprüfer, eine Prüfungsgesellschaft, ein
Unternehmen innerhalb eines Verbundes oder einer ihrer
Partner, Manager oder Mitarbeiter an der Einstellung von
Führungskräften oder von Personal in Schlüsselpositionen
für den Prüfungsmandanten mitwirkt, können daraus
verschiedene Arten von Risiken im Hinblick auf die Gefähr-
dung der Unabhängigkeit resultieren, beispielsweise das
Risiko aus der Wahrnehmung eigener Interessen, des zu
großen Vertrauens oder der Einschüchterung.

2. Bevor der Abschlussprüfer einen Auftrag zur Mithilfe bei
der Einstellung von Führungskräften oder von Personal in
Schlüsselpositionen annimmt, sollte er die derzeitigen und
künftigen Risiken im Hinblick auf die Gefährdung seiner
Unabhängigkeit abwägen, die eventuell auftreten könnten.
In diesen Fällen sollte er geeignete Sicherheitsvorkehrungen
treffen, um diesen Risiken zu begegnen.

3. Bei der Einstellung von Personal für wichtige Schlüsselposi-
tionen im Finanz- und Verwaltungsbereich, gewinnen die
Risiken in Bezug auf die Unabhängigkeit des Abschlussprü-
fers zunehmend an Bedeutung. Deshalb sollte der
Abschlussprüfer sorgfältig überlegen, ob es Fälle gibt, in
denen sogar die Erstellung einer Auswahlliste mit poten-
ziellen Kandidaten für derartige Positionen ein nicht zu
akzeptierend hohes Risiko im Hinblick auf die Gefährdung
der Unabhängigkeit darstellt. Bei Pflichtprüfungen von
Unternehmen des öffentlichen Interesses würde das zuvor
genannte Risiko als zu hoch angesehen werden, als dass es
die Erstellung einer solchen Auswahlliste zuließe.

4. In jedem Fall sollte die Entscheidung über die einzustellende
Person stets vom Prüfungsmandanten getroffen werden.

8. Honorare für Prüfungs- und Nichtprüfungsleistungen

8.1. Erfolgshonorare

1. Honorarvereinbarungen für Prüfungsaufträge, bei denen die
Höhe des Honorars von den Ergebnissen der erbrachten
Leistung abhängig ist, führen zu Risiken aus der Wahrneh-
mung eigener Interessen und der Interessenvertretung, bei
denen davon ausgegangen wird, dass sie in Bezug auf die
Unabhängigkeit inakzeptabel hoch sind. Deshalb ist es erfor-
derlich, dass

a) Prüfungsaufträge niemals auf Erfolgshonorarbasis ange-
nommen werden, und

b) zur Vermeidung jeglichen Anscheins einer Erfolgsabhän-
gigkeit die Grundlage für die Berechnung der Honorare
aus Prüfungsleistungen jedes Jahr im Voraus zu verein-
baren ist. Dabei sollte jedoch ein Spielraum für Abwei-
chungen gelassen werden, um in Bezug auf die Prüfungs-
tätigkeit unerwartet auftretenden Faktoren Rechnung zu
tragen.

2. Risiken im Hinblick auf die Gefährdung der Unabhängigkeit
können auch aus Erfolgshonorarvereinbarungen für Nicht-
prüfungsleistungen resultieren, die der Abschlussprüfer, die
Prüfungsgesellschaft oder ein Unternehmen innerhalb des
Verbunds für den Prüfungsmandanten oder für eines seiner
verbundenen Unternehmen erbringt. Das Sicherheitssystem
des Abschlussprüfers (siehe A. 4.3.2) sollte deshalb gewähr-
leisten, dass

a) eine derartige Vereinbarung niemals geschlossen wird,
ohne dass zuvor das Risiko für die Unabhängigkeit, das
aus ihr resultieren könnte, beurteilt wird und dafür Sorge
getragen wird, dass geeignete Sicherheitsvorkehrungen
zur Verfügung stehen, um dieses Risiko auf eine akzep-
table Höhe zu senken; und

b) — sofern der Abschlussprüfer nicht davon überzeugt ist,
dass geeignete Sicherheitsvorkehrungen zur Überwin-
dung der Gefährdungen für die Unabhängigkeit
vorhanden sind — entweder der Auftrag zur Erbringung
von Nichtprüfungsleistungen abgelehnt werden muss,
oder der Abschlussprüfer von der Pflichtprüfung zurück-
treten muss, um die Annahme des Auftrags über Nicht-
prüfungsleistungen zu gestatten.

8.2. Verhältnis zwischen Gesamthonoraren und Gesamtumsatz

1. Die Erbringung von (Prüfungs- und Nichtprüfungs-)
Leistungen durch einen Abschlussprüfer, eine Prüfungsge-
sellschaft oder einen Verbund für einen Prüfungsmandanten
oder seine verbundenen Unternehmen sollte keine finan-
zielle Abhängigkeit von diesem Prüfungsmandanten oder
dessen Unternehmensgruppe erzeugen dürfen, und zwar
weder tatsächlich noch dem Anschein nach.

2. Es wird davon ausgegangen, dass eine finanzielle Abhängig-
keit besteht, wenn die gesamten Honorare aus Prüfungs-
und Nichtprüfungsleistungen, die eine Prüfungsgesellschaft
oder ein Verbund von einem Prüfungsmandanten und
seinen verbundenen Unternehmen erhalten, in jedem der
letzten fünf Jahre einen übermäßig hohen Prozentsatz des
Gesamtumsatzes ausmachen.

3. Der Abschlussprüfer sollte auch abwägen, ob bestimmte
Honorarbeziehungen zu einem Prüfungsmandanten und
seinen verbundenen Unternehmen bestehen, die dem
Anschein nach eine finanzielle Abhängigkeit in Bezug auf
eine Person erzeugen können, die in der Lage ist, das
Ergebnis der Pflichtprüfung zu beeinflussen (jede Person
innerhalb des Geltungsbereichs von A.2).

4. In jedem Fall sollten der Abschlussprüfer, die Prüfungsgesell-
schaft oder der Verbund nachweisen können, dass keine
finanzielle Abhängigkeit in Bezug auf einen bestimmten
Prüfungsmandanten oder seine verbundenen Unternehmen
vorliegt.

8.3. Überfällige Honorare

Wenn die Honorare aus der Prüfungstätigkeit oder aus
sonstigen Tätigkeiten in bedeutendem Maße überfällig sind und
der ausstehende Betrag oder auch die Summe aus diesem
Betrag und den Honoraren für laufende Aufträge als ein bedeu-
tendes Darlehen betrachtet werden könnte (s. auch B.2), wird
das Risiko aus der Wahrnehmung eigener Interessen als so
bedeutend angesehen, dass ein Abschlussprüfer eine Neubestel-
lung nicht akzeptieren sollte bzw. — wenn es angebracht und
praktisch durchführbar ist — vom laufenden Prüfungsauftrag
zurücktreten sollte. Diese Situation sollte von einem Partner
überprüft werden, der nicht an der Erbringung von Leistungen
für den Mandanten beteiligt ist. Kann eine derartige Überprü-
fung nicht durchgeführt werden, sollte die Situation von einem
anderen Abschlussprüfer einer externen Analyse unterzogen
werden. Alternativ dazu kann auch Rat von der zuständigen
Regulierungsbehörde eingeholt werden.
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8.4. Höhe der Honorare

Ein Abschlussprüfer muss belegen können, dass das Honorar
für einen Prüfungsauftrag angemessen ist, um sowohl über
einen angemessenen Zeitrahmen und qualifiziertes Personal
verfügen als auch der Einhaltung sämtlicher Prüfungsstandards,
-leitlinien und Qualitätskontrollverfahren Rechnung tragen zu
können. Auch sollte er nachweisen können, dass die Zuteilung
der entsprechenden Ressourcen zumindest derjenigen
entspricht, wie sie auch für andere Tätigkeiten ähnlicher Art
erfolgen würde.

9. Rechtsstreitigkeiten

1. In Bezug auf die Unabhängigkeit können Risiken sowohl
aus der Wahrung eigener Interessen als auch aus der Interes-
senvertretung entstehen, wenn es zwischen dem Abschluss-
prüfer, der Prüfungsgesellschaft oder einer anderen Person,
die in der Lage ist, das Ergebnis der Pflichtprüfung zu beein-
flussen (jede Person innerhalb des Geltungsbereichs von
Abschnitt A.2), sowie dem Prüfungsmandanten oder seinen
verbundenen Unternehmen zu Rechtsstreitigkeiten kommt
oder es wahrscheinlich erscheint, dass es zu solchen Streitig-
keiten kommen wird. Bei der Beurteilung dieser Risiken sind
sämtliche für den Mandanten erbrachten Prüfungs- und
Nichtprüfungsleistungen zu berücksichtigen.

2. Erkennt der Abschlussprüfer, dass ein derartiges Risiko
entstehen kann, sollte er den Fall mit dem Kontrollorgan des
Prüfungsmandanten bzw. — wenn ein solches Organ nicht
existiert — mit seiner zuständigen Regulierungsbehörde
erörtern. Die Risiken in Bezug auf die Gefährdung der
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers dürften dann beson-
ders hoch sein, wenn mit ernstzunehmender Wahrschein-
lichkeit ein Rechtsstreit droht, der für jede der beteiligten
Parteien von großer Bedeutung ist, oder bei dem eine
frühere Pflichtprüfung in Frage gestellt wird, oder wenn
bereits ein bedeutender Rechtsstreit im Gange ist. Der
Abschlussprüfer sollte seine Arbeiten so rasch wie möglich
einstellen, sobald derlei Fälle bekannt werden, wobei aller-
dings die jeweiligen Anforderungen des nationalen Rechts
zu beachten sind.

10. Über einen langen Zeitraum tätige leitende Mitarbeiter

1. Risiken aufgrund eines übermäßigen Vertrauens oder einer
zu großen Vertrautheit können entstehen, wenn bestimmte
Mitglieder des Auftragsteams regelmäßig und über einen
langen Zeitraum mit der Prüfung eines Prüfungsmandanten
befasst sind, insbesondere dann, wenn es sich dabei um ein
Unternehmen des öffentlichen Interesses handelt.

2. Um diesen Risiken bei der Prüfung eines Unternehmens des
öffentlichen Interesses zu begegnen, ist der Abschlussprüfer
gehalten,

a) zumindest die Prüfungspartner mit Schlüsselfunk-
tionen (*) im Auftragsteam (einschließlich des Auftrags-
partners) innerhalb von sieben Jahren nach ihrer Zuord-
nung zum Auftragsteam auszuwechseln. Die ausgewech-
selten Prüfungspartner mit Schlüsselfunktionen sollten
erst nach Ablauf einer Frist von zwei Jahren nach dem
Zeitpunkt ihrer Auswechslung wieder mit einem
Prüfungsauftrag dieses Prüfungsmandanten befasst
werden dürfen; und

b) das Risiko in Bezug auf die Gefährdung der Unabhängig-
keit abzuwägen, das sich ergeben kann, wenn andere
Mitglieder des Auftragsteams über einen längeren Zeit-
raum in die Prüfung einbezogen werden, um angemes-
sene Sicherheitsvorkehrungen zu treffen, mit denen
dieses Risiko auf ein akzeptables Niveau zurückgeführt
wird.

3. Sind andere Prüfungsmandanten als Unternehmen des
öffentlichen Interesses betroffen, sind vorzugsweise die
unter Punkt 2 genannten Verfahren anzuwenden. Ist die
Prüfungsgesellschaft jedoch nicht in der Lage, für eine
Auswechslung von Prüfungspartnern zu sorgen, sollte der
Abschlussprüfer festlegen, welche anderen Schutzmaß-
nahmen vorgenommen werden sollten, um das Risiko der
Gefährdung der Unabhängigkeit auf ein annehmbares Maß
zurückzuführen.

Diese Empfehlung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 16. Mai 2002

Für die Kommission

Frederik BOLKESTEIN

Mitglied der Kommission

(*) Definition siehe Glossar.
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ANHANG

Die folgenden Erläuterungen bieten eine zusätzliche Hilfestellung für die Interpretation der in der Empfehlung aufge-
führten Grundprinzipien.

A. RAHMENKONZEPT

Die Wirksamkeit des Konzepts, das ein Abschlussprüfer bei einem bestimmten Prüfungsauftrag wählt, um den Gefahren
und Risiken für seine Unabhängigkeit zu begegnen, ist im Wesentlichen daran zu messen, ob ein sachverständiger und
informierter Dritter, der alle maßgeblichen Tatsachen und Umstände des Prüfungsauftrags kennt, zu dem Schluss kommen
würde, dass der Abschlussprüfer alle ihm zur Kenntnis gebrachten Fragen objektiv und unparteiisch beurteilt.

Der Abschlussprüfer sollte sich voll und ganz darüber im Klaren sein, was unter Objektivität als Ausdruck der inneren
Einstellung sowie tatsächlicher und dem äußeren Erscheinen nach bestehender Unabhängigkeit zu verstehen ist. Entspre-
chend sollte er im Hinblick auf die Frage, ob er zu einer objektiven und unabhängigen Prüfung in der Lage ist, ein breites
Spektrum von Faktoren und Aspekten berücksichtigen. Dazu zählen: der Personenkreis, der außer ihm das Ergebnis der
betreffenden Prüfung beeinflussen könnte; die Frage, ob tatsächliche oder potenzielle Gefahren oder Risiken vorliegen,
aufgrund derer ein sachverständiger und informierter Dritter seine Unabhängigkeit in Frage stellen könnte; und die Frage
nach einem System von Sicherungsmechanismen, welches jegliche dieser Gefahren und Risiken beseitigen oder ausrei-
chend abschwächen und damit seine Unabhängigkeit glaubhaft machen könnte. In bestimmten Fällen wird das einzig
sichere Mittel zur Glaubhaftmachung seiner Unabhängigkeit darin bestehen, dass der Abschlussprüfer auf bestimmte
Beziehungen zum Mandanten verzichtet.

1. OBJEKTIVITÄT, INTEGRITÄT UND UNABHÄNGIGKEIT

Das Verständnis der Öffentlichkeit von den für Abschlussprüfer geltenden Berufspflichten ist eine Voraussetzung für das
öffentliche Vertrauen in die Rolle, die Pflichtprüfungen im öffentlichen Interesse zukommt, in die Zuverlässigkeit geprüfter
Jahres- und Konzernabschlüsse sowie in die Fähigkeit der Abschlussprüfer, die ihnen im Prüfungsprozess zukommende
Funktion zuverlässig zu erfüllen. Dies schließt auch das Verständnis der Art und Weise ein, wie die Einhaltung dieser
Berufspflichten überwacht werden kann. Aus diesem Grund ist es wichtig, dass ein allgemeines Einvernehmen darüber
besteht, was unter der Forderung nach der „Unabhängigkeit des Abschlussprüfers“ (1) zu verstehen ist, in welchem
Verhältnis diese zu den Berufspflichten „Objektivität“ und „Integrität“ (2) steht, und wie und bis zu welchem Grad die
Erfüllung dieser Pflichten objektiv beurteilt werden kann.

Ziel der Pflichtprüfung ist letztendlich die Erteilung eines objektiven Bestätigungsvermerks. Das wichtigste Mittel, über das
der Abschlussprüfer verfügt, um zu zeigen, dass er zur Erteilung eines solchen Bestätigungsvermerks in der Lage ist,
besteht in der Darlegung einer objektiven Prüfungsdurchführung. Zu diesem Zweck muss er sich durch Fairness,
Aufrichtigkeit und Integrität (worunter auch faire Behandlung und Ehrlichkeit fallen) auszeichnen und seine Tätigkeit
jenseits aller Interessenkonflikte ausüben, die seine Unabhängigkeit beeinträchtigen könnten.

Weder Objektivität noch Integrität lassen sich ohne weiteres testen oder einer Überprüfung von außen unterziehen. Daher
haben sowohl die Mitgliedstaaten als auch der Berufsstand Regeln und Leitlinien aufgestellt, welche die überaus große
Bedeutung dieser Grundsätze und die moralische Verantwortung der Abschlussprüfer hervorheben.

Die von einem Abschlussprüfer geforderte Unabhängigkeit umfasst sowohl

— die innere Unabhängigkeit (Unbefangenheit), d. h. die innere Einstellung, die ausschließlich die zur Erfüllung vorlie-
genden auftragsrelevanten Aspekte in Betracht zieht, als auch

— die äußere Unabhängigkeit (das Nichtbestehen der Besorgnis der Befangenheit), d. h. die Vermeidung von Tatsachen
und Umständen, die so schwer ins Gewicht fallen, dass ein sachverständiger und informierter Dritter die Fähigkeit des
Abschlussprüfers zur objektiven Wahrnehmung seiner Aufgaben in Zweifel ziehen würde.

Das Konzept der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers erfordert einen Test, bei dem zunächst die individuelle Situation
des Abschlussprüfers, insbesondere alle Beziehungen oder Interessen, die mit seiner Aufgabe in Verbindung stehen,
untersucht wird.

Die Unabhängigkeit ist keine absolute Norm, die Abschlussprüfer dazu verpflichtet, frei von jeglichen wirtschaftlichen,
finanziellen oder sonstigen Beziehungen zu sein, die den Anschein einer wie auch immer gearteten Abhängigkeit
erwecken könnten. Eine solche absolute Unabhängigkeit ist offenkundig nicht zu erreichen, da jeder Mensch in irgend-
einer Form von einem anderen abhängig ist oder zu diesem Beziehungen unterhält.

(1) Siehe Artikel 24 der Achten Gesellschaftsrechtsrichtlinie, wonach die Mitgliedstaaten vorschreiben müssen, dass Abschlussprüfer
nach dem Recht des Mitgliedstaats, der die Pflichtprüfung vorschreibt, unabhängig sein müssen.

(2) Siehe auch Artikel 23 der Achten Gesellschaftsrechtsrichtlinie, wonach die Mitgliedstaaten vorschreiben müssen, dass Abschlus-
sprüfer Pflichtprüfungen mit beruflicher Sorgfalt (in der englischen Sprachfassung: „with professional integrity“) durchzuführen
haben.
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Dennoch kann durch ein Überwachungsverfahren objektiv überprüft werden, ob ein Abschlussprüfer die Forderung nach
Unabhängigkeit entsprechend des vorstehenden Konzepts erfüllt: In diesem Verfahren würde zunächst die individuelle
Situation des Abschlussprüfers untersucht, was insbesondere für alle Beziehungen oder Interessen, die mit seiner Aufgabe
in Verbindung stehen, gilt. Danach würde untersucht, ob diese Interessen oder Beziehungen einen sachverständigen und
informierten Dritten, der über alle Einzelheiten im Bilde ist, zu dem Schluss veranlassen würden, dass der Abschlussprüfer
unabhängig, d. h. in der Lage ist, alle unter den Prüfungsauftrag fallenden Fragen objektiv und unparteiisch zu beurteilen.
In diesem Sinne könnte Unabhängigkeit als Synonym für Integrität und Objektivität angesehen und von einem sachver-
ständigen und informierten Dritten überprüft werden.

2. VERANTWORTUNG UND GELTUNGSBEREICH

Verantwortung

Unabhängig davon, ob es sich bei Abschlussprüfern um natürliche oder juristische Personen handelt, ist es generell deren
Verantwortung, dass die nationalen Rechts- und Berufsvorschriften für Pflichtprüfungen eingehalten werden. Dies gilt
auch für Vorschriften zur Unabhängigkeit.

Im Falle einer einzelnen Pflichtprüfung ist es der bestellte Abschlussprüfer, der dafür verantwortlich ist, dass die Forderung
nach Unabhängigkeit erfüllt wird. Diese Forderung gilt nicht nur für ihn selbst und — falls nicht juristisch mit dem
Abschlussprüfer identisch — für die Prüfungsgesellschaft als organisatorische Einheit, sondern auch für jede andere
Person, die in der Lage ist, das Ergebnis der Pflichtprüfung zu beeinflussen.

Ein Abschlussprüfer oder — wenn es sich bei diesem um eine natürliche Person handelt — die die Prüfung durchführende
Prüfungsgesellschaft sollte über angemessene Systeme verfügen, um alle Maßnahmen ergreifen zu können, die notwendig
sind, um sicherstellen zu können, dass alle Personen in der Gesellschaft die von ihr festgelegten Strategien und Verfahren
zur Wahrung der Unabhängigkeit einhalten (siehe auch A.4.3). Diese Systeme könnten unter anderem die interne
Organisation, Arbeitsverträge und Sanktionen umfassen.

Ist ein Abschlussprüfer Mitglied eines Verbunds, sollte er alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um zu gewährleisten,
dass — sofern sie Einfluss auf die Pflichtprüfung nehmen können — die Unternehmen dieses Verbunds, deren Inhaber,
Anteilseigner, Partner, Führungskräfte und Mitarbeiter allesamt die Unabhängigkeitsregeln des Landes befolgen, in dem der
Bestätigungsvermerk erteilt werden soll. Erreicht werden könnte dies beispielsweise, durch

— vertragliche Vereinbarungen, die es dem Abschlussprüfer gestatten, den Mitgliedsfirmen des Verbunds, ihren Part-
nern (*), Führungskräften und Mitarbeitern in Bezug auf seine einzelnen Prüfungsmandanten Unabhängigkeitsregeln
aufzuerlegen. Dies schließt verbund-interne Qualitätskontrollen und die Einblicksgewährung für Organe der externen
Qualitätssicherung ein;

— regelmäßige Information der Mitgliedsfirmen des Verbunds über Prüfungsmandanten und Verpflichtung dieser Gesell-
schaften, den Abschlussprüfer ihrerseits regelmäßig über ihre eigenen geschäftlichen und finanziellen Beziehungen zu
diesen Mandanten zu informieren. Dieser wechselseitige Informationsfluss ist notwendig, um sämtliche Beziehungen
zu ermitteln, die die anderen Mitgliedsfirmen des Verbunds zu einem Prüfungsmandanten und dessen verbundenen
Unternehmen unterhalten könnten und die von den Maßnahmen des Abschlussprüfers zur Wahrung seiner Unabhän-
gigkeit betroffen sein könnten;

— verpflichtende Konsultationen zwischen den Gesellschaften, in all den Fällen, in denen Zweifel darüber bestehen, ob
die Beziehung eines Prüfungsmandanten zu einer der Mitgliedsfirmen des Verbunds die Unabhängigkeit des Abschluss-
prüfers in Frage stellen könnte.

Auf diesem Wege könnte die Unabhängigkeit auch in den Fällen geschützt werden, in denen Unterauftragnehmer oder
Vertreter des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft an der Prüfung beteiligt sind, die nicht dem Verbund
angehören.

Bei Prüfungsaufträgen, bei denen der Abschlussprüfer eine Prüfungsgesellschaft ist, obliegt die Bestimmung des Personen-
kreises, für den die Forderung nach Unabhängigkeit gilt, und der Instrumente und Regeln, die sinnvollerweise auf diesen
angewandt werden sollten, in der Regel dem Auftragspartner (*). Dieser wird seiner Aufgabe mit angemessener beruflicher
Urteilskraft nachkommen müssen, da die Beurteilung, ob das Unabhängigkeitserfordernis erfüllt ist, in seiner Verantwor-
tung liegt. Auch sollte er über alle Prüfungs- und Nichtprüfungsleistungen, die der Abschlussprüfer, die Prüfungsgesell-
schaft oder der Verbund dem Mandanten gegenüber erbringt, unterrichtet werden (siehe auch A.4.3.2 „Strategien der
Prüfungsgesellschaft zur Wahrung der Unabhängigkeit“).

(*) Definition siehe Glossar.
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Fest legung des Gel tungsbere ichs

Ein Abschlussprüfer muss sich darüber im Klaren sein, dass seine Unabhängigkeit nicht nur durch seine eigenen
Beziehungen zum Prüfungsmandanten gefährdet werden kann, sondern auch durch andere direkte oder indirekte Bezie-
hungen zu anderen Personen und Gesellschaften innerhalb seines Arbeitsumfelds und im Umfeld der Prüfung. Der
Abschlussprüfer muss beurteilen, inwieweit Beziehungen des Mandanten zu den natürlichen und juristischen Personen
innerhalb des Auftragsteams, der Prüfungsgesellschaft und aller Verbunde, deren Mitglied er ist, eine tatsächliche oder
potenzielle Gefahr für seine Unabhängigkeit darstellen. Berücksichtigt werden müssen auch Beziehungen zu anderen
Personen, wie Unterauftragnehmer oder Vertreter der Prüfungsgesellschaft oder des Prüfungsmandanten, einschließlich
solcher, die für Nichtprüfungsleistungen engagiert wurden sowie deren jeweilige Beziehungen untereinander. Er muss
somit jede Person ermitteln, die Einfluss auf das Ergebnis der Pflichtprüfung nehmen könnte.

Bei der Frage nach dem Personenkreis, für den die Forderung nach Unabhängigkeit gelten sollte, muss der Abschlussprüfer
einer Reihe von Faktoren Rechnung tragen. Dazu können Größe, Rechtsform und Organisationsstruktur des Prüfungs-
mandanten, Größe, Struktur und interne Organisation der Prüfungsgesellschaft und aller Verbunde, deren Mitglied er ist,
zählen. Berücksichtigen sollte der Abschlussprüfer ferner Umfang und Art der Leistungen, die die Prüfungsgesellschaft
oder eine Mitgliedsfirma in deren Verbund für den Prüfungsmandanten erbringt.

So würden bei einer kleinen, aus vier oder fünf Partnern bestehenden Prüfungsgesellschaft, die der Abschlussprüfer bei
einem Unternehmen mit drei Zweigstellen in ein und demselben Mitgliedstaat ist, die Unabhängigkeitsregeln üblicherweise
gelten für

— den Auftragspartner, das Prüfungsteam und all die Partner, die Weisungsbefugte sind,

— jeden Partner, der die Verantwortung für Nichtprüfungsleistungen trägt, die für denselben Mandanten erbracht werden,
sowie

— jede andere Person innerhalb der Gesellschaft, die in der Lage ist, das Ergebnis der Pflichtprüfung zu beeinflussen, oder
nach außen hin einen entsprechenden Eindruck erwecken könnte.

Erfolgt die Prüfung jedoch bei einem multinationalen Unternehmen mittlerer Größe und ist der Abschlussprüfer Mitglied
eines Verbunds, so könnten die Regeln ausgeweitet werden auf

— den Auftragspartner und das Prüfungsteam des Abschlussprüfers,

— alle Partner und Mitglieder des Prüfungsteams derselben Gesellschaft oder einer anderen Gesellschaft des Verbunds, die
an der Prüfung der ausländischen Unternehmen des Mandanten mitwirken, einschließlich all derjenigen, die in
zentralen Dienst- oder Fachabteilungen tätig sind und zu einer solchen Prüfungstätigkeit beitragen,

— alle Partner derselben Gesellschaft oder einer anderen Gesellschaft des Verbunds, die an Nichtprüfungsleistungen für
den Mandanten mitwirken,

— alle Partner, die Weisungsbefugte sind (unabhängig davon, ob in dem Staat, in dem der Bestätigungsvermerk zu
erteilen ist, oder ob im Ausland, wo für den Prüfungsmandanten Prüfungs- oder Nichtprüfungsleistungen erbracht
werden), sowie

— alle anderen Person der Gesellschaft oder einer anderen Gesellschaft des Verbunds, die in der Lage sind, auf das
Ergebnis der Pflichtprüfung Einfluss zunehmen.

In allen genannten Fällen gelten die Unabhängigkeitsregeln in gleicher Weise. Der Unterschied liegt in der Anzahl der
Personen, die der Abschlussprüfer bei der Festlegung des Geltungsbereichs gegebenenfalls berücksichtigen muss.

Personen, die nicht dem Auftragsteam angehören oder nicht Weisungsbefugte s ind

Der Abschlussprüfer sollte darüber hinaus noch andere Personen in seine Überlegungen einbeziehen, wenn diese —
obgleich sie nicht dem Auftragsteam angehören oder nicht Weisungsbefugte sind — das Ergebnis der Pflichtprüfung
beeinflussen könnten. Hierzu gehören

— die Inhaber oder Anteilseigner der Prüfungsgesellschaft, die Kraft der Bedeutung ihrer Stimmrechte über potenzielle
Einflussmöglichkeiten verfügen. Hat eine Prüfungsgesellschaft beispielsweise nur wenige Inhaber oder Anteilseigner,
könnte bei jedem von ihnen davon ausgegangen werden, dass er in der Lage ist, auf das Ergebnis der Pflichtprüfung
Einfluss zu nehmen;

— Einzelpersonen, die an den Orten, an denen Mitglieder des Prüfungsteams beschäftigt sind, auf unterschiedlichen
Hierarchieebenen für die Beaufsichtigung oder direkte Leitung der Prüfungstätigkeit verantwortlich sind;

— sonstige im Prüfungs- oder in einem anderen Bereich tätige Partner, die aufgrund ihrer Arbeitsbeziehungen zu einem
Mitglied des Prüfungsteams über potenzielle Einflussmöglichkeiten verfügen. Unter Berücksichtigung von Faktoren wie
Größe und interner Organisation eines Büros, einer Praxis, einer Prüfungsgesellschaft oder selbst eines Verbunds kann
gegebenenfalls bei allen Partnern einer solchen Einheit davon ausgegangen werden, dass sie in der Lage sind, das
Ergebnis der Pflichtprüfung zu beeinflussen.
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Der Abschlussprüfer muss auch überprüfen, ob es außerhalb der Prüfungsgesellschaft oder des Verbunds Personen geben
könnte, die aufgrund ihrer Beziehung zu Personen innerhalb der Gesellschaft oder Gruppe die Möglichkeit haben, das
Ergebnis der Pflichtprüfung zu beeinflussen oder nach außen diesen Eindruck erwecken. Hierzu gehören

— Angehörige von Mitgliedern des Auftragsteams oder von Weisungsbefugten oder andere diesen nahe stehende
Personen, die eine erhebliche finanzielle Beteiligung am Prüfungsmandanten halten oder eine Schlüsselposition bei
dem Mandanten oder bei einem Unternehmen mit erheblicher Beteiligung an diesem bekleiden (siehe B.6), oder

— natürliche oder juristische Personen, die zum Abschlussprüfer und seiner Gesellschaft oder zum Prüfungsmandanten
bedeutende Geschäftsbeziehungen unterhalten, wie größere Lieferanten, Kunden oder Unterauftragnehmer.

Der Abschlussprüfer wird innerhalb der Prüfungsgesellschaft oder des Verbunds die Personen ermitteln müssen, deren
Befassung mit dem Prüfungsauftrag tatsächlich oder dem Anschein nach einem solchen externen Einfluss ausgesetzt sein
könnten. Dabei muss er der Tatsache Rechnung tragen, dass er Personen außerhalb der Prüfungsgesellschaft oder des
Verbunds nicht zur Einhaltung seiner Unabhängigkeitsregeln verpflichten können wird.

3. FAKTOREN, DIE EIN RISIKO FÜR DIE UNABHÄNGIGKEIT DARSTELLEN

Um Tatsachen und Umstände, die die Unabhängigkeit eines Abschlussprüfers beeinträchtigen könnten, zu verhindern oder
auszuräumen, muss zunächst ermittelt werden, wodurch die Unabhängigkeit in bestimmten Fällen gefährdet wird. Danach
muss untersucht werden, wie schwer diese Faktoren wiegen und wie groß das mit ihnen verbundene Risiko für die
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers ist.

Je genauer der Abschlussprüfer diese Faktoren ermitteln kann, desto besser kann er beurteilen, inwieweit sie ein Risiko für
seine Unabhängigkeit darstellen. Als Risikofaktoren für die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers werden ihrer allgemeinen
Natur nach die folgenden Gruppen angesehen:

— Eigeninteresse: Die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers kann durch Interessenkonflikte finanzieller oder sonstiger Art
(wie eine direkte oder indirekte finanzielle Beteiligung am Mandanten, eine übermäßige Abhängigkeit von dessen
Prüfungs- oder sonstigen Honoraren, den Wunsch, ausstehende Honorare einzuziehen und die Furcht, den Mandanten
zu verlieren) beeinträchtigt werden.

— Überprüfung eigener Leistungen: Dieser Punkt betrifft die Schwierigkeit, bei der Überprüfung eigener Leistungen objektiv
zu bleiben (z. B. wenn der Abschlussprüfer Entscheidungen getroffen oder an Entscheidungen mitgewirkt hat, die
ausschließlich der Geschäftsleitung des Prüfungsmandanten obliegen sollten, oder wenn das Ergebnis eines früheren
Prüfungs- oder sonstigen Auftrags des Abschlussprüfers oder seiner Gesellschaft im Rahmen der laufenden Prüfung in
Frage gestellt oder neu bewertet werden muss).

— Interessenvertretung: Die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers kann gefährdet sein, wenn der Abschlussprüfer im
Rahmen einer Auseinandersetzung oder einer umstrittenen Situation als Vertreter für oder gegen die Interessen seines
Mandanten tätig wird (z. B. wenn er mit Aktien oder Wertpapieren des Mandanten handelt oder für diese wirbt, wenn
er in einem Gerichtsverfahren die Vertretung des Mandanten übernimmt, oder wenn der Mandant einen Prozess gegen
ihn anstrengt).

— Vertrautheit oder Vertrauen: Bei beispielsweise zu engen und langen Beziehungen zu den Mitarbeitern des Mandanten
besteht die Gefahr, dass sich der Abschlussprüfer zu stark von Persönlichkeit und Qualitäten des Mandanten
beeinflussen lässt, seinen Interessen dadurch zu wohlwollend gegenübersteht, zu großes Vertrauen in ihn setzt und
seine Auskünfte nicht mit der notwendigen Objektivität überprüft.

— Einschüchterung: Es ist möglich, dass der Abschlussprüfer durch Drohungen oder aus Furcht — beispielsweise vor
einem einflussreichen oder autoritären Auftraggeber — vom objektiven Handeln abgehalten wird.

Wie schwer die oben genannten Risiken im Einzelnen wiegen, hängt von einer Reihe (quantifizierbarer und nicht
quantifizierbarer) Faktoren ab, wie ihrer Intensität, der Stellung der beteiligten Person(en), der Art des die Unabhängigkeit
gefährdenden Sachverhalts, und dem Prüfungsumfeld insgesamt. Bei der Beurteilung der Frage, wie schwer ein Risiko-
faktor ins Gewicht fällt, muss der Abschlussprüfer auch der Tatsache Rechnung tragen, dass verschiedene Risikofaktoren
gleichzeitig vorhanden sein können. Ein Risikofaktor ist dann als signifikant anzusehen, wenn er in einer bestimmten
Situation unter Berücksichtigung all seiner quantitativen und qualitativen Aspekte für sich genommen oder in Verbindung
mit anderen das Risiko auf ein inakzeptables Niveau treibt.

4. SCHUTZMASSNAHMEN

Ist seine Unabhängigkeit bedroht, sollte der Abschlussprüfer — um das Risiko auf einen akzeptablen Stand zu senken —
stets die ordnungsgemäße Anwendung von Schutzmaßnahmen überprüfen und dokumentieren. Innerhalb des Prüfungs-
umfelds liegt das Ergreifen von Schutzmaßnahmen in der Verantwortung unterschiedlicher Ebenen. Dazu zählen die
Führungs- und Kontrollstruktur des Prüfungsmandanten (siehe A.4.1), das gesamte System aus beruflicher Selbstregulie-
rung, staatlicher Regulierung und Beaufsichtigung des Berufsstandes unter Einbezug von Disziplinarmaßnahmen (siehe
A.4.2) sowie das interne Qualitätskontrollsystem des Abschlussprüfers (siehe A.4.3).
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Höhe des Ris ikos

In Bezug auf die Gefährdung der Unabhängigkeit lässt sich das Risiko als Punkt auf einer Skala ausdrücken, die von der
Einstufung „kein Risiko“ bis zur Einstufung „extrem hohes Risiko“ reicht. Obwohl es sich nicht präzise messen lässt, kann
das Risiko, das eine bestimmte Tätigkeit, eine bestimmte Beziehung oder ein bestimmter Umstand für die Unabhängigkeit
des Abschlussprüfers darstellt, der Mitte oder einem der Endpunkte der Skala zugeordnet werden.

Der Abschlussprüfer sowie jede andere Person, die an einer Entscheidung über seine Unabhängigkeit in Bezug auf einen
Mandanten beteiligt ist (z. B. Regulierungsinstanzen oder andere zur Beratung hinzugezogene Abschlussprüfer), müssen
bewerten, ob im Hinblick auf seine Unabhängigkeit das Risiko, das aus bestimmten Tätigkeiten, Beziehungen und anderen
Umständen resultiert, akzeptabel ist. Zu diesem Zweck müssen sie überprüfen, ob dieses Risiko mit Hilfe der bestehenden
Schutzmaßnahmen beseitigt oder angemessen verringert werden kann. Ist dies nicht der Fall, muss entschieden werden,
welche zusätzlichen Schutzmaßnahmen (Verbote eingeschlossen) oder welche Kombination aus Schutzmaßnahmen das
Risiko, und die damit verbundene Wahrscheinlichkeit einer Beeinträchtigung der Objektivität, auf einen akzeptablen Stand
herabsetzen können.

4.1. Schutzmaßnahmen der geprüften Unternehmen

4.1.1. Auswirkung der Führungs- und Kontrollstruktur auf die Bewertung des Risikos

Wenn untersucht wird, inwieweit die Führungs- und Kontrollinstanzen des Prüfungsmandanten zum Schutz der Unabhän-
gigkeit des Abschlussprüfers beitragen könnten, sollte zwischen der Führungs- und Kontrollstruktur von Unternehmen des
öffentlichen Interesses (*) und derjenigen von Prüfungsmandanten von relativ geringem öffentlichen Interesse unter-
schieden werden. Diese Unterscheidung ist sowohl hinsichtlich der Aufgabe der Unternehmensführung und -kontrolle, die
insbesondere im Schutz tatsächlicher und potenzieller Anleger besteht, als auch hinsichtlich der Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers nach außen hin von Bedeutung.

Unternehmen des öf fent l ichen Interesses

Was seine Unabhängigkeit nach außen hin angeht, muss der Abschlussprüfer bei Unternehmen des öffentlichen Interesses
die ganze Breite möglicher Wahrnehmungen durch die nationale, regionale oder sogar internationale Öffentlichkeit
berücksichtigen. Die Unternehmensführung und -kontrolle (corporate governance) spielt hier für die Wahrung der
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers eine wichtige Rolle.

Abschlussprüfer werden von den Aktionären auf der Jahreshauptversammlung durch Mehrheitsbeschluss bestellt. Dabei
folgen die Aktionäre häufig den Empfehlungen der Geschäftsführung. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der
Bestellung neben der Geschäftsführung kein weiteres Kontrollorgan (*) des Prüfungsmandanten (wie ein Aufsichtsrat, nicht
an der Geschäftsführung beteiligte Mitglieder des „Board of Directors“ oder ein Prüfungsausschuss) und keine Regulie-
rungsinstanz (wie die Regulierungs- oder Aufsichtsbehörde einer bestimmten Branche) (1) zustimmen muss.

Die Führungs- und Kontrollstrukturen eines zu prüfenden Unternehmens sollten deshalb gewährleisten, dass die Bestel-
lung des Abschlussprüfers und die anschließende Durchführung des Prüfungsauftrags im Interesse der Aktionäre erfolgt.
Soll beispielsweise ein Aufsichtsrat oder ein Prüfungsausschuss seiner Aufgabe, den Prozess der Finanzberichterstattung zu
überwachen, angemessen nachkommen, muss er sich teilweise auf die Arbeit, die Ratschläge und das Urteil des
Abschlussprüfers verlassen. Dies setzt voraus, dass der Abschlussprüfer zur Unabhängigkeit verpflichtet sein muss.

Um das Gewicht eines Risikofaktors zu bestimmen und die Höhe des Risikos, das dieser für die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers darstellt, zu beurteilen (siehe A.3 und A.4), sollte der Abschlussprüfer gründlich untersuchen, ob die
Führungs- und Kontrollstruktur des geprüften Unternehmens grundsätzlich einen angemessenen Schutz für seine Unab-
hängigkeit bietet. Diese Analyse kann sich auf folgende Aspekte beziehen,

— die Form, in welcher ein Kontrollorgan an der Bestellung des Abschlussprüfers beteiligt ist (z. B. nur durch förmliche
Billigung einer Empfehlung der Geschäftsführung oder durch aktive Teilnahme an den Verhandlungen mit dem
potenziellen Abschlussprüfer);

— die Dauer, für die der Abschlussprüfer bestellt ist (für einen Prüfungsauftrag oder einen vertraglich vereinbarten
langfristigen Zeitraum);

— die Beteiligung eines Kontrollorgans an der Entscheidung über die Vergabe von Nichtprüfungsleistungen an den
Abschlussprüfer, die Prüfungsgesellschaft oder an eine andere Gesellschaft ihres Verbunds (keinerlei Beteiligung oder
aktive Teilnahme an der Aushandlung bedeutender Aufträge);

— das Bestehen von Maßnahmen zur Beaufsichtigung und Kommunikation in Bezug auf die Pflichtprüfung und andere
Leistungen, die der Abschlussprüfer, die Prüfungsgesellschaft oder deren Verbund für das geprüfte Unternehmen
erbringt, und die Häufigkeit diesbezüglicher Besprechungen mit dem Abschlussprüfer.

(*) Definition siehe Glossar.
(1) In einigen Ländern sehen die nationalen Rechtsvorschriften für bestimmte Arten von Unternehmen, wie Genossenschaften oder

Vereine, vor, dass ihre Jahres- oder Konzernabschlüsse von einem besonderen Abschlussprüfer zu prüfen sind, der nicht von einem
Führungsgremium oder Kontrollorgan des Unternehmens, sondern nach den für das jeweilige Unternehmen geltenden Rechtsvor-
schriften bestimmt wird. Die Abschlussprüfer solcher Unternehmen können diesen Umstand als allgemeine Schutzmaßnahme
werten, die dazu beiträgt, bestimmte, durch eigene Interessen bedingte Risiken für ihre Unabhängigkeit zu verringern.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften19.7.2002 L 191/39

Andere Prüfungsmandanten

Auch bei der Prüfung von Unternehmen, die nicht als Unternehmen des öffentlichen Interesses angesehen werden, sollte
der Abschlussprüfer untersuchen, ob ihre Führungs- und Kontrollstruktur allgemeine Schutzmaßnahmen für seine
Unabhängigkeit bietet. Verfügt der Prüfungsmandant über kein Kontrollorgan, sollte der Abschlussprüfer untersuchen, ob
die Unternehmenspolitik des Mandanten einen Schutz für seine Unabhängigkeit bietet und ob besondere Risikofaktoren
vorliegen, die das Unternehmen durch geeignete Maßnahmen aus dem Weg räumen könnte. Eine solche Politik könnte
interne Verfahren zur objektiven Auswahl der Anbieter bei der Auftragsvergabe von Nichtprüfungsleistungen einschließen.
Darüber hinaus sollte der Abschlussprüfer auch die qualitative und quantitative Personalausstattung des Prüfungsman-
danten berücksichtigen. Dies könnte vor allem dann von Bedeutung sein, wenn das Risiko zu beurteilen ist, dass
unternehmerische Entscheidungen im Namen des Prüfungsmandanten getroffen werden. So kann sich der Abschlussprüfer
bei unzureichender Personalausstattung des Mandanten zu derartigen Entscheidungen veranlasst sehen, auch wenn er dies
nicht vorhatte.

4.1.2. Beteiligung des Kontrollorgans

Wie unter A.4.1.1 dargelegt, ist es bis zu einem gewissen Grad Aufgabe des Prüfungsmandanten, die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers zu schützen. Gespräche zwischen dem Abschlussprüfer und dem Kontrollorgan des Mandanten stellen
das beste Mittel dar, um die Schutzmaßnahmen des Abschlussprüfers mit denen des Mandanten zu verknüpfen. Um sich
selbst zu schützen und der Qualitätssicherung (siehe A.4.2) die Möglichkeit zur Überprüfung zu geben, ob er diese
Anforderung erfüllt, sollte der Abschlussprüfer den Prüfungsmandanten wann immer er dies für notwendig hält,
mindestens aber einmal jährlich, schriftlich um Erörterung dieser Fragen bitten.

Angabe der Honorare

Die Offenlegung der Honorarbeziehungen zwischen dem Abschlussprüfer, der Prüfungsgesellschaft und den Mitgliedern
ihres Verbunds einerseits und dem Prüfungsmandanten und dessen verbundenen Unternehmen andererseits erleichtert
dem Kontrollorgan, die Auswirkungen dieser Beziehungen auf die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers zu beurteilen.
Falls notwendig, kann das Kontrollorgan zusätzliche Maßnahmen zum Schutz der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers
verlangen. Die Angaben sollten deshalb regelmäßig, mindestens jedoch einmal jährlich, vor Annahme oder Verlängerung
des Prüfungsauftrags gemacht werden. Auch sollten die Angaben detaillierter und umfassender sein als für Zwecke der
Veröffentlichung (siehe A.5) gefordert. Insbesondere sollten angegeben werden (nach Art der Leistung aufgeschlüsselt) die
in Rechnung gestellten und vertraglich vereinbarten Honorare, der Wert ausstehender Verträge oder Vereinbarungen,
Vorschläge oder Angebote für künftige Aufträge sowie die als Erfolgshonorar für Nichtprüfungsleistungen (siehe B.8.1)
gezahlten oder zu erwartenden Entgelte.

4.2. Qualitätssicherung

Um zu gewährleisten, dass die Abschlussprüfer beruflichen Standards, darunter dem der Unabhängigkeit, entsprechen, ist
ein System zur Kontrolle oder Durchsetzung erforderlich. Zu den Schutzmaßnahmen und Verfahren, die in diesem
Zusammenhang in Betracht zu ziehen sind, zählt auch die Effizienz des allgemeinen Kontrollumfelds, angefangen mit den
Konzepten zu Prüfungsqualität und Berufsgrundsätze bis hin zur Berücksichtigung des Maßes an Sicherheit, das ein
regelmäßig überwachtes und überprüftes Kontrollsystem bietet. Eine Möglichkeit zur Durchsetzung der geforderten
Unabhängigkeit ist das Qualitätssicherungssystem für Pflichtprüfungen der Mitgliedstaaten. Nach der Kommissionsemp-
fehlung „Qualitätssicherungssysteme für die Abschlussprüfung in der EU“ sollte im Rahmen von externen Qualitätskon-
trollverfahren auch überprüft werden, ob die Abschlussprüfer die für sie geltenden Berufsgrundsätze einhalten, wozu auch
die Pflicht zur Wahrung der Unabhängigkeit zählt. Da die empfohlenen Qualitätssicherungssysteme einer öffentlichen
Kontrolle unterliegen, können sie auch auf die Wahrnehmung von Fragen zur Unabhängigkeit in der Öffentlichkeit
eingehen.

4.3. Die allgemeinen Schutzmaßnahmen des Abschlussprüfers

4.3.1. Eigentum an und Kontrolle über Prüfungsgesellschaften

Notwendigkei t , d ie Kontrol le über die Prüfungsgese l l schaf t zu s ichern

Damit eine Prüfungsgesellschaft Pflichtprüfungen durchführen darf, muss nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b) Ziffer ii)
der Achten Gesellschaftsrechtsrichtlinie die Mehrheit der Stimmrechte von Abschlussprüfern gehalten werden. Dabei muss
es sich um Personen handeln, die von der zuständigen Behörde eines EU-Mitgliedstaats zugelassen wurden, d. h. um
natürliche oder juristische Personen, die wenigstens die Mindestanforderungen dieser Richtlinie erfüllen.
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Ohne weitere Beschränkungen wären Prüfungsgesellschaften somit in der Lage, auf dem Kapitalmarkt durch Privatplatzie-
rung oder öffentliche Zeichnungsangebote Kapital aufzunehmen. Einige Mitgliedstaaten sehen eine solche Finanzierung als
ernstzunehmendes Risiko für die Unabhängigkeit der Abschlussprüfer an und haben deshalb hinsichtlich der Eigentums-
verhältnisse in Prüfungsgesellschaften restriktivere Vorschriften erlassen (z. B. der Eigentumsanteil natürlicher Personen,
die selbst nicht Abschlussprüfer sind, darf nicht über 25 % hinausgehen, oder Beschränkung von Minderheitsbeteiligungen
auf Angehörige bestimmter reglementierter Berufsgruppen).

Doch stellt sich die Frage, ob die Mehrheit der Stimmrechte eine ausreichende Gewähr dafür bietet, dass die Gesellschaft
auch tatsächlich von Abschlussprüfern kontrolliert wird. Gesetzt den Fall, 49 % der Stimmrechte entfielen auf einen
Anteilseigner, bei dem es sich nicht um einen Abschlussprüfer handelt, und die übrigen 51 % wären auf verschiedene
Abschlussprüfer verteilt, so könnte Ersterer die Prüfungsgesellschaft faktisch kontrollieren. Den daraus resultierenden
Risiken für die Unabhängigkeit von Abschlussprüfern sollte gebührend Rechnung getragen werden. Auch sollte geprüft
werden, welche Schutzmaßnahmen zur Vermeidung einer solchen Situation erforderlich sind. Diese könnten beispiels-
weise darin bestehen, die Stimmrechte eines einzelnen Anteilseigners, bei dem es sich nicht um einen Abschlussprüfer
handelt, auf 5 % oder 10 % zu beschränken. Wird die Mehrheit der Stimmrechte in einer Prüfungsgesellschaft von einer
kleinen Gruppe von Abschlussprüfern gehalten, so könnte es sinnvoll sein, bestimmten Einzelpersonen den Besitz eines
höheren Anteils zu gestatten. Dies könnte insbesondere dann der Fall sein, wenn diese Personen einer reglementierten
Berufsgruppe angehören (wie Rechtsanwälte oder Notare), oder wenn sie (z. B. als Unternehmensberater) ihre beruflichen
Tätigkeiten ausschließlich in der Prüfungsgesellschaft oder in einer Mitgliedsfirma ihres Verbunds ausüben.

Das Risiko, dass Beziehungen zwischen dem Abschlussprüfer, der Prüfungsgesellschaft und einem Anteilseigner einer
Prüfungsgesellschaft, bei dem es sich nicht um einen Abschlussprüfer handelt, einerseits und einem Prüfungsmandanten
andererseits die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers beeinträchtigen, sollte mit Bezug auf A.2 (Personenkreis, der das
Gebot der Unabhängigkeit erfüllen muss), B.1 und B.2 (etwaige finanzielle und/oder geschäftliche Beziehungen zwischen
den genannten Personen) beurteilt werden.

4.3.2. Das interne Sicherheitssystem der Prüfungsgesellschaft

Der Abschlussprüfer muss geltende Unabhängigkeitsstandards erfüllen, ganz gleich, ob diese vom Gesetzgeber oder von
Regulierungsbehörden vorgeschrieben, von Berufsverbänden als Teil eines Selbstregulierungssystems herausgegeben oder
von der Prüfungsgesellschaft im Rahmen ihrer eigenen Unternehmenspolitik auf freiwilliger Basis angewandt werden. Um
zu gewährleisten, dass er diese Standards einhält, muss der Abschlussprüfer ein System entsprechender Schutzmaßnahmen
einrichten, oder — wenn es sich bei dem Abschlussprüfer und der Prüfungsgesellschaft nicht um ein und dieselbe
juristische Person handelt — zumindest von der Prüfungsgesellschaft die Einrichtung eines solchen Systems verlangen.

Unternehmenspol i t ik der Prüfungsgese l l schaf ten in Sachen Unabhängigkei t

Jede Prüfungsgesellschaft sollte eine Unternehmenspolitik in Sachen Unabhängigkeit entwickeln und in diesem Rahmen
festlegen, welche Leistungen für einen Prüfungsmandanten oder für seine verbundenen Unternehmen erbracht werden
können und welche nicht.

Unabhängig davon, auf welche Weise detaillierte Unabhängigkeitsstandards aufgestellt werden, besteht das Ziel stets darin,
für eine angemessene Umsetzung und Anwendung der Schutzmaßnahmen des Abschlussprüfers zu sorgen und ihre
kontinuierliche Verbesserung zu fördern. Die Unternehmenspolitik einer Prüfungsgesellschaft sollte in diesem Bereich
deshalb flexibel genug sein, um eine regelmäßige Aktualisierung zu ermöglichen. Solche Aktualisierungen können
erforderlich werden, wenn sich Umstände oder Tatsachen ändern, oder wenn es selbst zu einer, durch eine veränderte
Erwartungshaltung der Öffentlichkeit hervorgerufenen Änderung der Unabhängigkeitsstandards kommt.

Konzept und Dokumentation der in Sachen Unabhängigkeit verfolgten Unternehmenspolitik sollten sowohl das unmittel-
bare Praxisumfeld (wie Größe und Organisationsstruktur der Prüfungsgesellschaft) als auch das Prüfungsumfeld (wie
Mandanten- und Auftragsstruktur der Prüfungsgesellschaft sowie die an ihren Aufträgen beteiligten externen Mitarbeiter)
widerspiegeln.

Prüfungsgesellschaften müssen über Mechanismen und Verfahren verfügen, die gewährleisten, dass der Auftragspartner
über alle anderen Beziehungen zwischen der Gesellschaft und den anderen Gesellschaften ihres Verbunds einerseits und
dem Prüfungsmandanten und dessen verbundenen Unternehmen andererseits informiert wird. Zu diesem Zweck ist dieser
vor der Annahme eines jeden Auftrags des Prüfungsmandanten oder eines seiner verbundenen Unternehmen zu konsul-
tieren. Seine Aufgabe ist es dann, zu beurteilen, ob berechtigter Grund zu der Annahme besteht, dass eine solche
Beziehung die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers beeinträchtigt. Aus praktischen Gründen kann diese Beurteilung,
insbesondere bei der Prüfung von Konzernabschlüssen, teilweise an andere Prüfungspartner delegiert werden. So sollte
z. B. ein Prüfungspartner des Prüfungsteams aus einem bestimmten Land über alle (bestehenden und potenziellen)
Beziehungen in diesem Land informiert werden und deren Auswirkungen beurteilen. Bei bedeutenden Beziehungen sollte
der Auftragspartner jedoch stets an der Beurteilung des Risikos für die Unabhängigkeit beteiligt werden. Verfügt der
Prüfungsmandant über ein Kontrollorgan (siehe A.4.1), so sollte dies an der Beurteilung des Risikos beteiligt werden.
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Wenn neben der Prüfungsgesellschaft, ihren Partnern, Führungskräften und Mitarbeitern noch andere Personen Bezie-
hungen zum Prüfungsmandanten unterhalten oder im Rahmen des Prüfungsauftrags tätig werden (wie Spezialisten, die als
Subunternehmer arbeiten, oder andere Gesellschaften des Verbunds), sollte die von der Prüfungsgesellschaft in Sachen
Unabhängigkeit verfolgte Politik darauf abzielen, durch Anforderungen und Konsultationsverfahren sicherzustellen, dass
diese Personen nicht ein untragbares Risiko für die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers verursachen.

Um zu gewährleisten, dass ihre Partner, Führungskräfte und Mitarbeiter sich an die von ihr in Sachen Unabhängigkeit
verfolgte Politik halten, wird die Prüfungsgesellschaft diese in angemessener Weise verbreiten, die genannten Personen
regelmäßig schulen und in diesem Zusammenhang über die möglichen Sanktionen bei Verstößen gegen die Regelungen
zur Unabhängigkeit informieren müssen.

Anzuwendende Verfahren

Die von Partnern, Führungskräften und Mitarbeitern anzuwendenden Verfahren können je nach Politik und Größe der
Prüfungsgesellschaft variieren. Während es für eine kleine Prüfungsgesellschaft sinnvoll sein könnte, ihre Unabhängigkeit
lediglich auf Basis des Einzelfalls zu prüfen und danach zu entscheiden, welche Verfahren zur Minderung des Risikos
angebracht sind, könnten sich für große Prüfungsgesellschaften Routineverfahren als notwendig erweisen, mit denen selbst
hypothetische Risikofaktoren aufgedeckt werden können. Um beispielsweise ein durch finanzielle oder geschäftliche
Beziehungen bedingtes, die Unabhängigkeit bedrohendes Eigeninteresse aufzudecken, könnte sich für eine solche
Prüfungsgesellschaft eine regelmäßig aktualisierte Datenbank als notwendig erweisen, die alle Partner, Führungskräfte und
Mitarbeiter mit solchen Informationen über alle Prüfungsmandanten versorgt, die erkennen lassen, dass, wenn bestimmte
Bedingungen eintreten, ein Risiko aus eignen Interessen besteht. Auf diese Datenbank sollten in der Prüfungsgesellschaft
all jene Zugriff haben, die in der Lage sein könnten, das Ergebnis von Pflichtprüfungen zu beeinflussen. Für den Betrieb
dieses Sicherheitssystems werden diese Personen der Prüfungsgesellschaft regelmäßig bestimmte persönliche und mandan-
tenbezogene Informationen übermitteln müssen.

Je nach Größe und Struktur könnte sich für eine Prüfungsgesellschaft oder einen Verbund auch die Einrichtung interner
Verfahren als sinnvoll erweisen, die innerhalb der Gesellschaft oder des Verbunds angemessene Konsultationen über
Mandanten gewährleisten, bei denen die Bedeutung eines Risikofaktors unklar ist. In diese Konsultationen würden
erfahrene Partner einbezogen, die nicht mit Angelegenheiten des Prüfungsmandanten befasst und von dem jeweiligen
Risikofaktor nicht betroffen sind.

Dokumentat ion der Unabhängigkei tsüberprüfung

Die Dokumentation der Überprüfung seiner Unabhängigkeit in Bezug auf einen bestimmten Prüfungsmandanten durch
den Abschlussprüfer hat in erster Linie den Zweck die ordnungsgemäße Durchführung dieser Überprüfung nachzuweisen.
Eine solche Dokumentation sollte zu den Prüfungsakten genommen werden.

Interne Überwachung

Die Überwachung, ob die Politik der Prüfungsgesellschaft in Sachen Unabhängigkeit befolgt wird, sollte integraler
Bestandteil des internen Qualitätssicherungssystems der Prüfungsgesellschaft sein. Große Prüfungsgesellschaften können
diese Aufgabe auf Qualitätssicherungsspezialisten oder auf Fachleute, die sich ausschließlich mit Fragen der Unabhängig-
keit befassen, übertragen. Für kleine und mittlere Prüfungsgesellschaften, die ihre Unabhängigkeit stets nur auf Einzelfall-
basis überprüfen, dürfte dies jedoch weniger sinnvoll sein. Doch sollten diese Gesellschaften von einem ihrer Partner, der
nicht Mitglied des betreffenden Auftragsteams ist, zumindest überprüfen lassen, ob die Einzelpersonen die Unternehmens-
politik befolgen. Bei allein praktizierenden Prüfern und kleinen Sozietäten, bei denen entweder alle Partner dem
Auftragsteam angehören oder die Hinzuziehung eines nicht diesem Team angehörenden Partners das Risiko für die
Unabhängigkeit erhöhen würde (z. B. wenn dieser Partner in erheblichem Umfang Nichtprüfungsleistungen für den
Prüfungsmandanten erbringt), sollte der Abschlussprüfer entweder die für ihn zuständige Regulierungsbehörde um Rat
bitten oder eine Überprüfung durch einen anderen Abschlussprüfer veranlassen.

5. VERÖFFENTLICHUNG DER HONORARE

Erbringt ein Abschlussprüfer für einen Prüfungsmandanten Nichtprüfungsleistungen, deren Vergütung in keinem
Verhältnis zu dem für die Pflichtprüfung gezahlten Honorar steht, sollte er nachweisen können, dass seine Unabhängigkeit
dadurch nicht beeinträchtigt wird. Dies dürfte auch im Interesse des Prüfungsmandanten sein (siehe auch A.4.1.2), da die
veröffentlichten Finanzinformationen dadurch an Glaubwürdigkeit gewinnen. Die Offenlegungsvorschriften der Mitglied-
staaten, ob in Form nationaler Rechtsvorschriften oder als Verwaltungsvorschrift der zuständigen Regulierungsbehörden,
sollten einen sachkundigen und informierten Dritten in die Lage versetzen, sich ein Bild über das Ausmaß eines etwaigen
Missverhältnisses zwischen Prüfungs- und sonstigen Honoraren zu machen. Um eine solche Bewertung zu erleichtern,
sollten die für Nichtprüfungsleistungen erhaltenen Honorare in drei Hauptleistungskategorien (sonstige Zusicherungsleis-
tungen, Steuerberatungsleistungen und sonstige Nichtprüfungsleistungen) unterteilt werden, die die verschiedenen Arten
der eventuell erbrachten Leistungen widerspiegeln. Hinsichtlich der Hauptleistungskategorie der sonstigen Nichtprüfungs-
leistungen sollten mindestens Angaben erfolgen zur Erbringung von Leistungen bezüglich Finanzinformationssystemen,
Innenrevision, Bewertungen, Rechtsstreitigkeiten und Einstellung von Personal. Auch könnte es sinnvoll sein, einzelne
Aufträge, die in einer bestimmten Hauptleistungs- bzw. Unterkategorie einen erheblichen Anteil ausmachen, gesondert
auszuweisen.
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B. BESONDERE UMSTÄNDE

1. FINANZIELLE BETEILIGUNGEN

Der Begriff „finanzielle Beteiligung“ bezeichnet in der Regel das gesamte Spektrum finanzieller Beteiligungen und
Interessen, die der Abschlussprüfer, seine Prüfungsgesellschaft oder alle anderen in Abschnitt A.2 genannten Personen an
einem Prüfungsmandanten oder einem verbundenen Unternehmen des Mandanten besitzen können. Er umfasst sowohl
„direkte“ als auch „indirekte“ finanzielle Beteiligungen, wie

— direkte oder indirekte Kapitalbeteiligungen an dem Prüfungsmandanten oder seinen verbundenen Unternehmen,

— den Besitz von oder den Handel mit Wertpapieren des Prüfungsmandanten oder seiner verbundenen Unternehmen,

— die Annahme von Rentenansprüchen oder anderen Leistungen vom Prüfungsmandanten oder von seinen verbundenen
Unternehmen.

Eine (beispielsweise in Form einer vertraglichen Vereinbarung) zugesagte finanzielle Beteiligung oder der zugesagte Erwerb
direkt an finanzielle Beteiligungen geknüpfter Derivate (wie Aktienoptionen oder Termingeschäfte) sollte wie eine
bestehende finanzielle Beteiligung behandelt werden.

Direkte f inanzie l le Bete i l igungen

Hält eine unmittelbar an der Pflichtprüfung mitwirkende Person (der Abschlussprüfer, die Prüfungsgesellschaft, ein
Mitglied des Auftragsteams oder ein Weisungsbefugter) eine direkte finanzielle Beteiligung am Prüfungsmandanten, wie
Aktien, Schuldverschreibungen, Schuldscheine, Optionen oder andere Wertpapiere, so wird das Risiko eines Interessen-
konflikts als zu hoch angesehen, um durch Schutzmaßnahmen gleich welcher Art auf ein akzeptables Maß reduziert
werden zu können.

In diesem Fall muss der Abschlussprüfer entweder vom Auftrag zurücktreten oder, wenn die direkte finanzielle Beteiligung
von einem Mitarbeiter der Prüfungsgesellschaft gehalten wird, den betreffenden Mitarbeiter vom Auftrag ausschließen.

Hält ein in einem „Büro“ tätiger Partner (der Prüfungsgesellschaft oder des Verbunds) eine direkte finanzielle Beteiligung
am Mandanten, so wird auch hier das Risiko eines Interessenkonflikts als zu hoch angesehen, um diese Situation
aufrechterhalten zu können.

Indirekte f inanzie l le Bete i l igungen

Eine „indirekte finanzielle Beteiligung“ liegt beispielsweise vor, wenn eine der in Abschnitt A.2 genannten Personen
Anlagen in ein Unternehmen getätigt hat, bei dem es sich nicht um einen Mandanten handelt, welches aber seinerseits in
den Prüfungsmandanten oder in ein Unternehmen, bei dem auch der Mandant eine Anlage getätigt hat, investiert.

Die in Abschnitt A.2 genannten Personen sollten keine solchen indirekten Beteiligungen besitzen, wenn die daraus
resultierenden Interessenkonflikte zu einem bedeutenden Gefährdungsrisiko für die Unabhängigkeit führen. Dies ist vor
allem dann der Fall, wenn eine indirekte Beteiligung am Prüfungsmandanten deren Besitzer (z. B. durch erhebliche
indirekte Stimmrechte) in die Lage versetzt oder zu versetzen scheint, Führungsentscheidungen des Prüfungsmandanten zu
beeinflussen, oder der direkte Anteilseigner aufgrund gewisser Umstände in der Lage ist oder zu sein scheint, das Ergebnis
der Pflichtprüfung zu beeinflussen. Ein unannehmbar hohes Risiko für die Unabhängigkeit kann auch bestehen, wenn der
Abschlussprüfer oder eine der in Abschnitt A.2 genannten Personen als Stimmrechtstreuhänder oder als Verwalter eines
Nachlasses, der Wertpapiere des Prüfungsmandanten umfasst, auftritt. Dies wird jedoch nur der Fall sein, wenn keine
angemessenen Schutzmaßnahmen zur Abschwächung dieses Risikos bestehen, wie etwa die Beaufsichtigung und Kontrolle
durch die Begünstigten, durch staatliche Stellen oder durch Gerichte.

Andererseits kann bei einer indirekten finanziellen Beteiligung am Prüfungsmandanten das Risiko, dass die Unabhängig-
keit des Abschlussprüfers durch Interessenkonflikte beeinträchtigt wird, als unerheblich angesehen werden, wenn

— die finanzielle Beteiligung unmittelbar von einem Investmentfonds, einem Pensionsfonds, einem OGAW oder einem
gleichwertigen Finanzintermediär gehalten wird und

— der Inhaber der indirekten Beteiligung weder unmittelbar an der Prüfung des Fondsmanagers beteiligt ist, noch dessen
einzelne Anlageentscheidungen beeinflussen kann.

Äußere Umstände

Kommt eine finanzielle Beteiligung durch äußere Umstände (wie Erbschaft, Schenkung oder Zusammenschluss von
Gesellschaften oder Unternehmen) zustande und würde deren Beibehaltung ein erhebliches Risiko für die Unabhängigkeit
des Abschlussprüfers darstellen, muss sich ihr Inhaber so schnell wie möglich, spätestens jedoch einen Monat, nachdem er
von ihr Kenntnis erhalten hat und über sie verfügen kann, von ihr trennen. Betrifft diese Beteiligung beispielsweise ein
börsennotiertes Unternehmen und wurde sie durch Erbschaft erworben, so sollten die Aktien innerhalb eines Monats,
nachdem der Betreffende von seinem Erbe erfahren hat und nach den geltenden Börsenvorschriften zum Insiderhandel
zum Verkauf der Papiere berechtigt ist, veräußert werden.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften19.7.2002 L 191/43

Bis zur Veräußerung der finanziellen Beteiligung müssen zusätzliche Maßnahmen zum Schutz der Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers getroffen werden. Stellt ein Abschlussprüfer beispielsweise fest, dass ein Mitglied des Auftragsteams
durch Erbschaft in den Besitz einer Beteiligung am Mandanten gelangt ist, so sollte dieser bis zum Verkauf der Beteiligung
aus dem Auftragsteam ausgeschlossen werden. Bis zur Veräußerung der Beteiligung sollte der Betreffende auch von allen
wichtigen Entscheidungen über die Pflichtprüfung des Mandanten ausgeschlossen werden.

Unbeabs icht igte Verstöße

Es wird sicher Fälle geben, in denen ein Abschlussprüfer feststellt, dass ein Mitarbeiter seiner Prüfungsgesellschaft
unwissentlich eine finanzielle Beteiligung an einem Prüfungsmandanten oder einem seiner verbundenen Unternehmen
hält, die normalerweise als Verstoß gegen die Forderung nach Unabhängigkeit angesehen würde. Ein solch unbeabsich-
tigter Verstoß wird die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers von einem Prüfungsmandanten dann nicht beeinträchtigen,
wenn er

— Verfahren eingerichtet hat, die alle Fachkräfte dazu verpflichten, jeden durch Kauf, Erbe oder anderweitigen Erwerb
einer finanziellen Beteiligung an einem Prüfungsmandanten bedingten Verstoß gegen die Forderung nach Unabhängig-
keit unverzüglich zu melden (siehe auch A.4.3.2);

— den Betreffenden nach Aufdeckung des unbeabsichtigten Verstoßes umgehend anweist, sich bei nächster Gelegenheit
von dieser Beteiligung zu trennen, und

— die Prüfungstätigkeit des Betreffenden besonders sorgfältig kontrolliert.

Ist der Betroffene nicht zur Veräußerung seiner finanziellen Beteiligung bereit, sollte er aus dem Auftragsteam ausge-
schlossen werden. Hält ein Mitarbeiter, der nicht dem Auftragsteam angehört, unbeabsichtigterweise eine finanzielle
Beteiligung, die die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers beeinträchtigen könnte, sollte er von jeder wichtigen die
Pflichtprüfung des Mandanten betreffenden Entscheidung ausgeschlossen werden.

Unabhängig davon, welcher Art die finanziellen Beteiligung ist, sollte es in erster Linie das Sicherheitssystem des
Abschlussprüfers (siehe A.4.3) sein, das dokumentiert, dass die Risikofaktoren ermittelt und geprüft wurden. Daraus sollte
auch hervorgehen, ob das Kontrollorgan des Mandanten an diesem Prozess beteiligt war. Ferner sollten für jede
Entscheidung darüber, ob ein Risikofaktor als schwerwiegend anzusehen ist oder nicht, die Gründe für diese Entscheidung
angegeben werden.

2. GESCHÄFTLICHE BEZIEHUNGEN

Geschäf t l iche Beziehungen

Geschäftliche Beziehungen sind Beziehungen, an denen der Abschlussprüfer, die Prüfungsgesellschaft oder eine andere
Person, die das Ergebnis der Pflichtprüfung beeinflussen kann (alle in A.2 genannten Personen), einerseits und der
Prüfungsmandant, ein verbundenes Unternehmen des Mandanten oder dessen Geschäftsleitung andererseits ein gemein-
sames geschäftliches oder finanzielles Interesse haben. Eine solche Beziehung, die — sollte sie für den Prüfer bedeutend
sein oder nicht Teil des normalen Geschäftsverkehrs sein — ein Risiko für die Unabhängigkeit darstellen kann (aufgrund
etwaiger eigener Interessen, der Vertretung von Interessen anderer oder durch mögliche Einschüchterung), würde
vorliegen, wenn

— eine finanzielle Beteiligung an einem Gemeinschaftsunternehmen mit dem Prüfungsmandanten, einem Eigentümer,
einem Geschäftsführer oder einer anderen Person, die bei diesem Mandanten eine gehobene Führungsposition
bekleidet, besteht;

— eine finanzielle Beteiligung an einem anderen Mandanten besteht, für den keine Prüfungsleistungen erbracht werden
und der in den Prüfungsmandanten investiert bzw. in den der Mandant investiert hat;

— dem Prüfungsmandanten ein Kredit gewährt oder für dessen Risiken gebürgt wird;

— beim Prüfungsmandanten ein Kredit aufgenommen wird oder dieser eine Kreditbürgschaft übernimmt;

— für einen Geschäftsführer oder eine andere Person, die bei dem Mandanten eine gehobene Führungsposition bekleidet,
Leistungen erbracht werden, die in dessen persönlichem Interesse liegen;

— Leistungen des Prüfungsmandanten oder seiner verbundenen Unternehmen in Anspruch genommen werden, die die
Zeichnung, das Angebot, die Vermarktung oder den Verkauf der von der Prüfungsgesellschaft oder einem der
Mitglieder ihrer Gruppe emittierter Wertpapiere betreffen.

Verpflichtungen zum Eingehen von Beziehungen dieser Art sollten wie bestehende Beziehungen behandelt werden.
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Normaler Geschäf tsverkehr

Ein Abschlussprüfer darf im Rahmen seines normalen Geschäftsverkehrs nicht nur Prüfungs- und sonstige Leistungen für
den Prüfungsmandanten oder dessen verbundene Unternehmen erbringen, sondern von diesem auch Güter und Dienstleis-
tungen beziehen. Dazu zählen u. a. Dienstleistungen von Banken und Versicherungen, der Abschluss gewerblicher Kredite
sowie der Erwerb von Büroeinrichtung, EDV-Software oder Firmenwagen. Werden diese Geschäfte wie zwischen Dritten
geschlossen (z. B. Güter zu Großhandelsrabatten erworben, die auch allen anderen Kunden des Mandanten eingeräumt
werden können), so stellt dies in der Regel keine Bedrohung für die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers dar. Doch sollte
er genau überprüfen, ob die Gefahr besteht, dass ein Geschäft, selbst wenn wie zwischen Dritten geschlossen, eine
Größenordnung erreicht, die seine Unabhängigkeit aufgrund faktischer oder nach außen hin scheinbarer finanzieller
Abhängigkeiten gefährdet.

Werden vom Prüfungsmandanten Waren oder Dienstleistungen zu Vorzugsbedingungen bezogen, ist dies nur dann dem
normalen Geschäftsverkehr zuzurechnen, wenn der Wert des erlangten Vorteils unbedeutend ist.

Bedeutung des Ris ikos für die Unabhängigkei t

Ob eine geschäftliche Beziehung als für die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers bedeutendes Risiko anzusehen ist, ist
daran zu messen, ob ein sachverständiger und informierter Dritter annehmen würde, dass eine solche Beziehung einen
Einfluss auf das Ergebnis der Pflichtprüfung haben könnte. Um die Bedeutung einer Geschäftsbeziehung sowohl für den
Abschlussprüfer als auch für den Prüfungsmandanten zu beurteilen, sind objektive Kriterien erforderlich. Im Hinblick auf
den Jahresabschluss und den Prüfungsauftrag sollte die Beziehung den Abschlussprüfer, die Prüfungsgesellschaft oder eines
der Mitglieder des Verbunds nicht in die Lage versetzen, Führungsentscheidungen des Mandanten zu beeinflussen. Ebenso
wenig sollte sie es dem Prüfungsmandanten oder einem seiner verbundenen Unternehmen ermöglichen, faktisch oder dem
Anschein nach Einfluss auf das Ergebnis der Pflichtprüfung zu nehmen.

Unabhängig von der Art der geschäftlichen Beziehung sollte es in erster Linie das Sicherheitssystem des Abschlussprüfers
(siehe A.4.3) sein, das dokumentiert, dass die Risikofaktoren ermittelt und untersucht wurden. Daraus sollte auch
hervorgehen, ob das Kontrollorgan des Mandanten an diesem Prozess beteiligt war. Ferner sollten für jede Entscheidung
darüber, ob ein Risikofaktor als bedeutend anzusehen ist oder nicht, die Gründe für diese Entscheidung angegeben
werden.

Erbr ingung pf l ichtprüfungsbezogener Leis tungen

Als untragbar hohes Risiko für die Unabhängigkeit ist es anzusehen, wenn ein Abschlussprüfer, eine Prüfungsgesellschaft
oder ein Mitglied des Verbunds pflichtprüfungsbezogene Leistungen für einen Eigentümer der Prüfungsgesellschaft
erbringt. Ebenfalls nicht mit dem Gebot der Unabhängigkeit zu vereinbaren ist es, wenn für ein verbundenes Unter-
nehmen dieses Eigentümers prüfungsbezogene Leistungen erbracht werden und dieser in der Lage ist oder zu sein scheint,
Entscheidungen der Prüfungsgesellschaft, die für ihre Prüfertätigkeit von Belang sind, zu beeinflussen. Ein solcher Einfluss
kann über die Stimmrechte dieses Eigentümers in der Prüfungsgesellschaft ausgeübt werden oder durch die Art der
Position, die er oder einer seiner Vertreter in der Prüfungsgesellschaft bekleidet, bedingt sein. Als bedenklich angesehen
werden könnte es beispielsweise, wenn ein Geschäftsführer oder Mitglied des Managements des Eigentümerunternehmens
Mitglied des Aufsichtsrates der Prüfungsgesellschaft wäre. Der Abschlussprüfer sollte ferner berücksichtigen, ob die
Erbringung prüfungsbezogener Leistungen für solche Mandanten seine Unabhängigkeit gefährden kann, deren leitende
Angestellte, Geschäftsführer oder Anteilseigner entweder in der Prüfungsgesellschaft über erhebliche Stimmrechte verfügen
oder auf andere Weise in der Lage sind bzw. zu sein scheinen, die die Prüfungsfunktion betreffenden Entscheidungen der
Gesellschaft zu beeinflussen.

3. BESCHÄFTIGUNG BEIM MANDANTEN

Doppelbeschäf t igung und Leiharbei tsverhäl tn isse

Als untragbar hohes Risiko für die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers anzusehen ist, wenn eine der in A.2 genannten,
bei der Prüfungsgesellschaft und/oder einer der Gesellschaften ihres Verbunds tätigen Personen gleichzeitig beim Prüfungs-
mandanten und/oder einem seiner verbundenen Unternehmen beschäftigt ist. Politik und Verfahren des Abschlussprüfers
(siehe A.4.3.2) sollten angemessene Maßnahmen vorsehen, um Fälle einer solchen Doppelbeschäftigung aufzudecken.

Auch sollte der Abschlussprüfer sorgfältig die Fälle untersuchen, in denen ein Mitarbeiter der Prüfungsgesellschaft oder
einer Gesellschaft des Verbunds im Rahmen eines Leiharbeitsverhältnisses bei dem Mandanten oder einem seiner
verbundenen Unternehmen beschäftigt ist. Im Rahmen eines solchen Beschäftigungsverhältnisses arbeitet der Mitarbeiter
der Prüfungs- oder einer anderen Verbundgesellschaft unter der unmittelbaren Aufsicht des Mandanten und führt ohne
dessen Kontrolle und Zustimmung keine Buchungen durch oder erstellt Originalbelege. Ein solches Verhältnis ist nur
statthaft, wenn der Betreffende keine Position einnimmt, in der er das Ergebnis der Pflichtprüfung beeinflussen kann. Soll
er nach Beendigung des Leiharbeitsverhältnisses dem Auftragsteam zugeteilt werden, sollte er nicht mit der Prüfung von
Funktionen oder Tätigkeiten betraut werden, die er im Rahmen dieses Leiharbeitsverhältnisses ausführen oder beaufsich-
tigen musste (siehe auch B.5).
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Wechse l e ines Mitg l ieds des Auftragsteams zum Prüfungsmandanten

Das Sicherheitssystem der Prüfungsgesellschaft (siehe A.4.3) sollte Maßnahmen und Verfahren beinhalten, die den
besonderen Umständen des Einzelfalls gerecht werden. Diese hängen von einer Reihe von Faktoren ab, wie

— der Position, die die ausscheidende Person bei der Prüfungsgesellschaft bekleidet (Partner, erfahrener Prüfer oder
sonstige Fachkraft),

— den Umständen, die zu dem Weggang führen (wie Ruhestand, Kündigung oder freiwilliger Austritt),

— der Position, die der Betreffende beim Mandanten bekleiden wird (Führungsposition oder Position mit unerheblichem
Einfluss auf den Jahresabschluss),

— der Zeit, die seit dem Verlassen der Prüfungsgesellschaft verstrichen ist, und

— der Zeit, die vergangen ist, seit der Betreffende mit dem Prüfungsauftrag zusammenhängende Leistungen erbracht hat.

Nachschau durch einen anderen Partner

Handelte es sich bei der aus der Prüfungsgesellschaft ausscheidenden Person um einen Auftragspartner oder einen
Prüfungspartner, so sollte die durch einen anderen Prüfungspartner durchzuführende Nachschau auch das Risiko in
Betracht ziehen, dass der frühere Partner bei seiner letzten Prüfung vom Mandanten beeinflusst worden sein könnte. Auch
könnte der frühere Partner enge Beziehungen zu anderen Mitgliedern des Prüfungsteams aufgebaut haben, die die
Unabhängigkeit derjenigen, die im Prüfungsteam verbleiben, gefährden könnten. Ferner könnte er seine Kenntnisse über
den aktuellen Prüfungsansatz und die derzeitige Prüfungsstrategie dazu nutzen, geplante Prüfungshandlungen zu
umgehen.

Für eine kleine Prüfungsgesellschaft, die eine solche Nachschau von keinem anderen Partner durchführen lassen kann,
könnte es sinnvoll sein, diese von einem anderen Abschlussprüfer durchführen zu lassen oder zumindest die für sie
zuständige Regulierungsbehörde um Rat zu fragen.

4. ÜBERNAHME EINER FÜHRUNGS- ODER KONTROLLFUNKTION BEIM MANDANTEN

Das Risiko einer Einschüchterung oder Überprüfung eigener Leistungen ist nicht nur auf Fälle beschränkt, in denen
Führungs- oder Kontrollfunktionen bei einem Prüfungsmandanten übernommen werden. Ein solches Risiko kann auch
auftreten, wenn eine der in A.2 genannten Personen Mitglied eines Führungs- oder Kontrollorgans einer Gesellschaft wird,
die zwar selbst kein Prüfungsmandant ist, den Prüfungsmandanten aber beeinflussen oder von diesem beeinflusst werden
kann. Da das Risiko für die Unabhängigkeit in solchen Fällen untragbar hoch ist, sollte die Übernahme derartiger
Funktionen untersagt werden.

Verpflichtet das einzelstaatliche Recht Abschlussprüfer zur Übernahme von Aufsichtsfunktionen in bestimmten Gesell-
schaften, müssen Schutzmaßnahmen im Hinblick darauf getroffen werden, dass diese in Bezug auf das Auftragsteam
keinerlei Verantwortung tragen.

Abschnitt B.4 Punkt 2 berücksichtigt, dass ein früheres Mitglied eines Auftragsteams, das die Prüfungsgesellschaft verlässt,
um in den Ruhestand zu treten oder bei einem Unternehmen, bei dem es sich nicht um einen Mandanten handelt, tätig zu
werden, aufgefordert werden könnte, einem Führungs- oder Kontrollorgan des Prüfungsmandanten als nicht geschäftsfüh-
rendes Mitglied beizutreten. In einem solchen Fall wird die Prüfungsgesellschaft sicherstellen müssen, dass die in B.3
Punkte 3 und 4 genannten Bedingungen erfüllt sind.

5. AUFNAHME EINER TÄTIGKEIT BEI EINER PRÜFUNGSGESELLSCHAFT

Wechselt ein Geschäftsführer oder ein Mitglied des Managements des Prüfungsmandanten zur Prüfungsgesellschaft, wird
das durch die Überprüfung eigener Leistungen verursachte Risiko als zu hoch eingestuft, als dass es durch andere
Schutzmaßnahmen als den zweijährigen Ausschluss vom Auftragsteam sowie von allen wichtigen, die Prüfung des
Mandanten betreffenden Entscheidungen gemindert werden könnte. Wechselt ein früherer Mitarbeiter des Prüfungsman-
danten zur Prüfungsgesellschaft, hängt die Höhe dieses Risikos davon ab, welche Aufgaben und Tätigkeiten dieser
Mitarbeiter bei dem Prüfungsmandanten hatte und bei der Prüfungsgesellschaft haben wird. Hat dieser frühere Mitarbeiter
beispielsweise Abschlüsse erstellt oder Bilanzposten bewertet, würden für ihn dieselben Schutzmaßnahmen gelten wie für
einen Geschäftsführer oder eine Führungskraft. War er jedoch beispielsweise in einer Niederlassung des Prüfungsman-
danten tätig und bekleidete er dort keine Führungsposition, so kann das mit der Überprüfung eigener Leistungen
verbundene Risiko dadurch eingedämmt werden, dass sich seine Tätigkeiten innerhalb des Auftragsteams nicht auf diese
Niederlassung beziehen.
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6. VERWANDTSCHAFTLICHE UND SONSTIGE PERSÖNLICHE BEZIEHUNGEN

Der Abschlussprüfer muss in der Lage sein, das Risiko für seine Unabhängigkeit zu beurteilen, wenn er oder eine andere
Person, bei der es sich um ein Mitglied des Auftragsteams, einen Weisungsbefugten oder um einen Partner handelt, der in
einem „Büro“ tätig ist, dem der Abschlussprüfer selbst oder eine solche Person angehören, einen nahen Familienangehö-
rigen oder eine andere enge persönliche Beziehung hat, die bzw. der die unter 1 Buchstaben a) bis d) genannten Kriterien
erfüllt. Bei der Prüfung der Fakten sollte er sich auf sein Wissen über die persönlichen Umstände aller in Frage
kommenden Personen innerhalb der Prüfungsgesellschaft oder des Verbunds stützen. Politik und Verfahren der Prüfungs-
gesellschaft sollten diese Personen dazu verpflichten, nach bestem Wissen und für den Abschlussprüfer verlässlich alle
Fakten und Umstände offenzulegen, die in diesem Zusammenhang berücksichtigt werden müssen. Der Abschlussprüfer
sollte all diese Informationen bewerten, feststellen, ob eines der Kriterien erfüllt ist, und innerhalb einer angemessenen
Frist alle erforderlichen Maßnahmen zur Minderung des Risikos treffen. Diese könnten die Ablehnung des Auftrags oder
den Ausschluss einer Einzelperson aus dem Auftragsteam oder dem „Büro“ einschließen.

Aus Politik und Verfahren der Prüfungsgesellschaft sollte unmissverständlich hervorgehen, dass es Aufgabe der Mitglieder
des Auftragsteams, der Weisungsbefugten und der Mitglieder eines „Büros“ ist, nach bestem Wissen zu beurteilen, wer ihre
jeweiligen nahen Familienangehörigen oder sonstigen engen persönlichen Kontakte sind. Sie sollten alle in Bezug auf
einen bestimmten Prüfungsmandanten relevanten Fakten und Umstände dem für den Auftrag zuständigen Prüfungs-
partner mitteilen.

Nahe Famil ienangehör ige

Der Begriff „nahe Familienangehörige“ umfasst normalerweise Eltern, Geschwister, Ehegatten oder Lebenspartner, Kinder
und andere abhängige Angehörige. Je nach kulturellem und gesellschaftlichem Umfeld der Prüfung kann er jedoch auch
Familienmitglieder mit zwar geringerem Verwandtschaftsgrad aber nicht zwangsläufig weniger engen Beziehungen zu dem
Betreffenden umfassen, wie frühere Ehegatten oder Lebenspartner und Ehegatten und Kinder von Familienangehörigen.

Enge außerfami l iäre Beziehungen

Diese sind schwer zu definieren, könnten jedoch eine außerfamiliäre Beziehungen mit häufigen oder regelmäßigen
sozialen Kontakten umfassen.

Unbeabs icht igte Verstöße

Es wird sicher Fälle geben, in denen ein Abschlussprüfer feststellt, dass ein Mitarbeiter seiner Prüfungsgesellschaft eine
familiäre oder sonstige persönliche Beziehung zu einem Prüfungsmandanten versehentlich nicht gemeldet hat, die
normalerweise als Verstoß gegen die Forderung nach Unabhängigkeit angesehen würde. Ein versehentlicher Verstoß wird
die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers von einem Prüfungsmandanten nicht beeinträchtigen, wenn der Abschlussprüfer

— Verfahren eingerichtet hat, die alle Fachkräfte dazu verpflichten, umgehend jeden Verstoß gegen die Forderung nach
Unabhängigkeit zu melden, welcher aus einer Änderung der familiären oder sonstigen persönlichen Beziehungen, aus
der Übernahme einer für die Prüfung wesentlichen Position (im Sinne von Punkt 1 Buchstaben a) und b)) durch einen
nahen Familienangehörigen oder eine andere nahe stehende Person oder aus dem Kauf, dem Erbe oder einem
anderweitigen Erwerb einer wesentlichen finanziellen Beteiligung an einem Prüfungsmandanten durch die genannten
Familienangehörigen oder Personen resultiert;

— den Betreffenden umgehend aus dem Auftragsteam ausschließt oder ihn, falls er nicht diesem Team angehört, von
allen wichtigen die Pflichtprüfung bei diesem Prüfungsmandanten betreffenden Entscheidungen ausnimmt. Bei einer
wesentlichen Beteiligung sollte er den Betreffenden in Kenntnis setzen, um sicherzustellen, dass die Beteiligung
schnellstmöglich nach Aufdeckung des Verstoßes aufgegeben wird;

— die Prüfungstätigkeit des Betreffenden besonders sorgfältig kontrolliert.

7. NICHTPRÜFUNGSLEISTUNGEN

7.1. Allgemeines

Unabhängigkei t von der Entscheidung des Prüfungsmandanten

Das mit der Überprüfung eigener Leistungen verbundene Risiko wird grundsätzlich als zu hoch angesehen, um dem
Abschlussprüfer zu gestatten, neben der Pflichtprüfung andere Leistungen zu erbringen, in deren Rahmen er an Entschei-
dungen des Prüfungsmandanten, eines seiner verbundenen Unternehmen oder der Geschäftsleitung eines solchen Unter-
nehmens beteiligt wäre. Will der Abschlussprüfer oder ein Mitglied seines Verbunds also für einen Prüfungsmandanten
oder eines seiner verbundenen Unternehmen Nichtprüfungsleistungen erbringen, so muss der Abschlussprüfer sicher-
stellen, dass Einzelpersonen, die für oder im Namen der Prüfungsgesellschaft oder ein Mitglied ihres Verbunds tätig
werden, weder Entscheidungen für den Prüfungsmandanten, eines seiner verbundenen Unternehmen oder die Geschäftslei-
tung eines solchen Unternehmens treffen noch an solchen Entscheidungen beteiligt sind.
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Bei jeder Beratung oder Hilfestellung in Bezug auf eine vom Abschlussprüfer oder von der Prüfungsgesellschaft erbrachte
Leistung sollten dem Prüfungsmandanten, einem verbundenen Unternehmen des Mandanten oder der Geschäftsleitung
eines solchen Unternehmens mehrere angemessene Alternativen zur Auswahl gestellt werden. Dies hindert den Abschlus-
sprüfer, die Prüfungsgesellschaft oder eines ihrer Verbundmitglieder nicht daran, dem Prüfungsmandanten gegenüber
Empfehlungen zu geben. Doch sollte eine solche Beratung durch objektive und transparente Analysen gerechtfertigt sein
— in der Erwartung, dass der Mandant die Empfehlung vor dem Treffen einer Entscheidung überprüft. Sucht der
Prüfungsmandant Rat bei einer Frage, bei deren Beantwortung es aufgrund rechtlicher oder regulatorischer Bestimmungen
nur eine Lösung gibt, sollte der Abschlussprüfer in seinen Unterlagen auf diese Bestimmungen Bezug nehmen (beispiels-
weise die einschlägige Rechtsvorschrift zitieren, Empfehlungen externer Fachleute anführen).

7.2. Beispiele — Analyse einzelner Fälle

Wirtschaft und Finanzmärkte entwickeln sich kontinuierlich und die Informationstechnologien verändern sich rapide.
Diese Entwicklungen wirken sich erheblich auf Management und Kontrolle aus. Angesichts dieser Veränderungen kann
keine erschöpfende Liste all der Fälle aufgestellt werden, in denen die Erbringung von Nichtprüfungsleistungen für einen
Prüfungsmandanten die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers erheblich gefährdet. Gleiches gilt für die Schutzmaßnahmen,
die zur Abschwächung dieser Risiken getroffen werden könnten. Im Folgenden werden Situationen beschrieben, in denen
die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers gefährdet sein könnte, und die Schutzmaßnahmen erörtert, die das Risiko in den
genannten Fällen auf ein akzeptables Maß reduzieren könnten. In der Praxis wird sich der Abschlussprüfer mit ähnlichen,
im Detail jedoch abweichenden Umständen befassen müssen und abzuwägen haben, welche Schutzmaßnahmen ein
sachverständiger Dritter als probates Mittel zur Eindämmung des Risikos für die Unabhängigkeit ansehen würde.

7.2.1. Erstellung von Buchungsunterlagen und Jahresabschlüssen

Umfang der Bete i l igung an der Erste l lung von Buchungsunter lagen und Jahresabschlüssen

Der Abschlussprüfer (einschließlich seiner Prüfungsgesellschaft, der Gesellschaften seines Verbunds oder einer ihrer
Mitarbeiter) kann in unterschiedlich hohem Maß an der Erstellung von Buchungsunterlagen und Jahresabschlüssen
beteiligt sein. Am oberen Ende des Spektrums kann der Abschlussprüfer die primären Buchungsunterlagen erstellen, die
Buchhaltung führen, den Jahresabschluss erstellen und diesen einer Pflichtprüfung unterziehen. In anderen Fällen hilft der
Abschlussprüfer seinem Prüfungsmandanten bei der Erstellung des Jahresabschlusses, in dem er ihn ausgehend von
vorläufigen Abschlussübersichten bei der Berechnung der Abschlussbuchungen unterstützt (Berechnung von Rückstel-
lungen, uneinbringlichen Forderungen, Abschreibungen usw.). Am anderen Ende des Spektrums ist der Abschlussprüfer in
keiner Weise an der Abschlusserstellung beteiligt. Selbst im letztgenannten Fall wird ein Abschlussprüfer, sollte er Mängel
an den vorgeschlagenen Ausweisen des Prüfungsmandanten feststellen, normalerweise die erforderlichen Änderungen
vorschlagen und entwerfen. Dies ist Teil des Pflichtprüfungsmandats und sollte nicht als Nichtprüfungsleistung angesehen
werden. Obwohl stets die Geschäftsleitung für die Vorlage des Jahresabschlusses verantwortlich ist, wird es nur in den
seltensten Fällen vorkommen, dass der Abschlussprüfer in keinerlei Weise an dessen Vorlage oder Entwurf beteiligt war.

Art der Unters tützung und Beratung

Der Prüfungsmandant und seine Geschäftsleitung müssen für den Jahresabschluss und die Führung der Geschäftsbücher
verantwortlich sein. Die Schutzmaßnahmen des Abschlussprüfers müssen zumindest gewährleisten, dass bei der Unter-
stützung in Buchhaltungsfragen die Buchungen und die zugrunde liegenden Annahmen (z. B. zu Bewertungszwecken) von
dem Mandanten stammen. Auch sollte der Abschlussprüfer nicht an Entscheidungen des Mandanten oder dessen
Geschäftsleitung über diese Buchungen oder Annahmen beteiligt sein.

Die Unterstützung des Abschlussprüfers sollte sich deshalb auf technische oder mechanische Arbeiten sowie auf beratende
Information über alternative Standards und Methoden, die der Prüfungsmandant vielleicht anwenden möchte,
beschränken.

Gefährdet werden kann die Unabhängigkeit beispielsweise durch

— die Festlegung oder Änderung von Journalbuchungen, die Zuordnung von Konten oder Geschäftsvorfällen, oder von
anderen Buchungsunterlagen ohne dazu die Zustimmung des Mandanten einzuholen,

— die Autorisierung oder Genehmigung von Geschäftsvorfällen, oder

— die Erstellung von Ursprungsbelegen oder Aufbereitung von Erfassungsdaten (einschließlich Entscheidungen über
Bewertungsannahmen) oder die Änderung von solchen Dokumenten oder Daten.
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Nicht zwangsläufig gefährdet wird die Unabhängigkeit beispielsweise durch

— mechanische Buchhaltungstätigkeiten, wie die Erfassung von Geschäftsvorfällen, für die die Geschäftsleitung des
Prüfungsmandanten eine angemessene Kontengliederung festgelegt hat, die Buchung vom Mandanten kontierter
Geschäftsvorfälle in der Hauptabschlussübersicht, die Erfassung vom Mandanten genehmigter Buchungen in einer
vorläufigen Abschlussübersicht, oder bestimmte Dienstleistungen bei der Datenverarbeitung;

— die Unterrichtung des Mandanten über anwendbare Rechnungslegungsstandards oder Bewertungsmethoden, damit der
Mandant über deren Anwendung entscheiden kann.

Grad des öf fent l ichen Interesses

Das Risiko, das bei der Beteiligung eines Abschlussprüfers an der Erstellung der Buchungsunterlagen oder des Abschlusses
eines Unternehmens von öffentlichem Interesse durch die Überprüfung eigener Leistungen entsteht, wird als so hoch
angesehen, dass ihm nur durch ein Verbot einer derartigen, über das Mandat der Pflichtprüfung hinausgehenden
Unterstützung (d. h. jeder Unterstützung, die nach Aufdeckung von Mängeln in den vorgeschlagenen Finanzausweisen des
Prüfungsmandanten über den Vorschlag und Entwurf von Änderungen im Laufe der regulären Pflichtprüfung hinausgeht)
begegnet werden kann.

Auf jeden Fall sollte ein Abschlussprüfer, wenn er gebeten wird, an der Erstellung von Buchungsunterlagen oder
Jahresabschlüssen eines Prüfungsmandanten mitzuarbeiten, sorgfältig abwägen, wie diese Aufgabe in der Öffentlichkeit
wahrgenommen wird. Dies kann sowohl von der Größe und Struktur des Mandanten als auch von dessen Geschäftsum-
feld auf lokaler, regionaler oder nationaler Ebene abhängen. Wird dieses Risiko in der Öffentlichkeit als so hoch eingestuft,
das seine Unabhängigkeit in Frage gestellt würde, so sollte der Abschlussprüfer den Auftrag nicht annehmen.

Notfä l le

In Notfällen kann der Abschlussprüfer in einem normalerweise nicht zulässigen Umfang (siehe Punkte 2 und 3) an der
Erstellung der genannten Unterlagen mitwirken. Dies könnte der Fall sein, wenn er aufgrund externer, unvorhersehbarer
Ereignisse der Einzige ist, der über die Mittel und notwendigen Kenntnisse über Systeme und Verfahren des Prüfungsman-
danten verfügt, um diesem bei der rechtzeitigen Erstellung seines Abschlusses zu helfen. Als Notfall könnte eine Situation
angesehen werden, in der die Weigerung des Abschlussprüfers für den Mandanten mit großen Schwierigkeiten verbunden
wäre (und beispielsweise die Kündigung von Kreditlinien zur Folge hätte) oder gar den Fortbestand des Unternehmens
gefährden würde.

Doch sollte sich der Abschlussprüfer in derartigen Notfällen an keiner endgültigen Entscheidung beteiligen und sich wann
immer möglich der Zustimmung des Mandanten versichern. Auch sollte er zusätzliche Schutzmaßnahmen in Betracht
ziehen, die es ihm ermöglichen würden, das Risiko für seine Unabhängigkeit so weit wie möglich zu begrenzen. Er sollte
sich gegebenenfalls bemühen, die Lage mit dem Kontrollorgan des Prüfungsmandanten zu erörtern und sicherstellen, dass
die von ihm erbrachten Leistungen und die Gründe für sein Tätigwerden im Jahresabschluss zusammengefasst sind.

Pf l ichtprüfung von Konzernabschlüssen von Unternehmen des öf fent l ichen Interesses

Wird der Konzernabschluss von einem Unternehmen des öffentlichen Interesses einer Pflichtprüfung unterzogen, könnte
es für das Tochterunternehmen eines solchen Prüfungsmandanten unter bestimmten Umständen schwierig sein, die
Anforderungen unter Punkt 3 einzuhalten. Unter Umständen muss der lokale Prüfer an der Erstellung des Jahresab-
schlusses, der in den Konzernabschluss des Prüfungsmandanten einbezogen werden soll, mitwirken. In einem solchen Fall
wird das mit der Überprüfung eigener Leistungen verbundene Risiko für den Abschlussprüfer von dem Unternehmen des
öffentlichen Interesses im Allgemeinen als nicht bedeutend angesehen, wenn die buchhalterische Unterstützung lediglich
technischer oder mechanischer Art ist oder die Beratung lediglich Informationszwecken dient (siehe Punkt 2), wenn die
Abschlüsse solcher Tochterunternehmen (weder einzeln noch insgesamt) für den Konzernabschluss des Prüfungsman-
danten nicht wesentlich sind, und wenn die Honorare, die die Prüfungsgesellschaft und die Gesellschaften ihres Verbunds
zusammen für derartige Leistungen beziehen, im Verhältnis zu den insgesamt im Konzern angefallenen Prüfungshono-
raren unbedeutend sind.

7.2.2. Entwicklung und Umsetzung von Finanzinformationssystemen

Finanzinformat ionen

Die Pflichtprüfung umfasst einen Test solcher Hard- und Softwaresysteme, die der Prüfungsmandant zur Gewinnung der
Finanzinformationen einsetzt, die in seinem Jahresabschluss offengelegt werden sollen. Ist ein Abschlussprüfer (seine
Prüfungsgesellschaft, eine Mitgliedsgesellschaft des Verbunds oder einer von deren Mitarbeitern) an der Entwicklung und
Implementierung eines solchen Finanzinformationssystems beteiligt, kann ein durch die Überprüfung eigener Leistungen
bedingtes Risiko entstehen. Der Begriff Finanzinformationen umfasst in diesem Zusammenhang nicht nur die direkt im
Jahresabschluss offengelegten Zahlen, sondern auch alle sonstigen Bewertungs- oder Bestandsdaten, auf die sich die Zahlen
im Jahresabschluss beziehen. Gewonnen werden diese Informationen entweder durch integrierte IT-Systeme oder durch
verschiedene eigenständige Systeme (z. B. Systeme für Buchhaltung, Kostenrechnung, Lohnabrechnung oder Liquiditäts-
steuerung sowie Systeme, die lediglich Bestandszahlen liefern dürfen, wie einige Lager- und Produktionssteuerungssys-
teme).
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Umfang der Bete i l igung an Entwicklung und Implement ierung derart iger Systeme

Der Abschlussprüfer kann in unterschiedlich hohem Maß an der Entwicklung und Implementierung von Finanzinformati-
onssystemen beteiligt sein:

Am oberen Ende des Spektrums stehen Aufträge, bei denen der Abschlussprüfer eine leitende Funktion oder die
Verantwortung für ein Projekt zur Entwicklung und Implementierung eines Finanzinformationssystems insgesamt oder für
den Betrieb eines solchen Systems und die von diesem System verarbeiteten oder gewonnen Daten übernimmt. Ein
derartiger Auftrag wäre eindeutig mit einem unannehmbar hohen Risiko für seine Unabhängigkeit verbunden.

In anderen Fällen muss der Abschlussprüfer sorgfältig abwägen, inwieweit eine Beteiligung an Entwicklung und Umset-
zung eines solchen Systems für einen Prüfungsmandanten seine Unabhängigkeit gefährden könnte. Dies gilt insbesondere
für Unternehmen des öffentlichen Interesses. Auf alle Fälle sollte er überprüfen, ob angemessene Schutzmaßnahmen
vorhanden sind, um das Risiko für seine Unabhängigkeit auf ein akzeptables Maß zu senken. Als annehmbar könnte das
Risiko beispielsweise angesehen werden, wenn die Aufgabe des Abschlussprüfers darin besteht, ein vom Prüfungsman-
danten zur Entwicklung und/oder Implementierung eines Projekts ausgewähltes Konsortium zu beraten. Ebenfalls als
gering anzusehen ist das Risiko, wenn es sich bei dem Prüfungsmandanten um ein kleineres Unternehmen handelt und
der Abschlussprüfer gebeten wird, ein Standard-Buchführungssystem an die Bedürfnisse dieses Mandanten anzupassen. Als
unannehmbar hohes Risiko könnte jedoch ein Projekt angesehen werden, das Systementwicklungen für ein Großunter-
nehmen oder ein Unternehmen des öffentlichen Interesses umfasst.

Am unteren Ende des Spektrums könnte der Abschlussprüfer beauftragt werden, seinem Prüfungsmandanten einen
Überblick über alternative Systeme zu verschaffen. Aufgrund dieses Überblicks entscheidet der Mandant dann selbst über
das zu installierende System. Sofern Kosten und Nutzen der einzelnen Systeme angemessen dokumentiert und mit dem
Prüfungsmandanten erörtert werden, dürfte eine solche Leistung die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers in der Regel
nicht gefährden. Eine Gefährdung seiner Unabhängigkeit ergibt sich allerdings, wenn der Abschlussprüfer an einem der
Systemanbieter eine wesentliche finanzielle Beteiligung (siehe B.1) hält oder zu diesem umfangreiche geschäftliche
Beziehungen (siehe B.2) hat.

7.2.3. Bewertungsleistungen

Bewertungs le is tungen

Eine Bewertung umfasst das Treffen von Annahmen im Hinblick auf künftige Entwicklungen, die Anwendung bestimmter
Methoden und Techniken sowie die Kombination beider Faktoren, um einen bestimmten Wert oder eine Bandbreite von
Werten für einen Vermögenswert, für eine Verbindlichkeit oder für ein Unternehmen als Ganzes zu berechnen. Die einer
derartigen Bewertung zugrunde liegenden Annahmen können sich auf Interpretationen der Gegenwart oder auf Erwar-
tungen für die Zukunft beziehen und umfassen sowohl allgemeine Entwicklungen als auch die Konsequenzen bestimmter
Maßnahmen, die durch den Prüfungsmandanten oder eine Person innerhalb seines direkten geschäftlichen Umfelds
ergriffen oder geplant wurden.

Aufträge zur Überprüfung oder Abgabe einer Stellungnahme in Bezug auf von Anderen durchgeführte Bewertungsarbeiten
(z. B. Aufträge im Sinne der Artikel 10 und 27 der Zweiten Gesellschaftsrechtrichtlinie [77/91/EWG], im Sinne der Artikel
10 und 23 der Dritten Gesellschaftsrechtsrichtlinie [78/855/EWG] oder im Sinne von Artikel 8 der Sechsten Gesellschafts-
rechtsrichtlinie [82/891/EWG]), oder hinsichtlich der Sammlung und Prüfung von Daten, die in einer Bewertung durch
Andere verwendet werden sollen (z. B. die typische Arbeit im Rahmen einer „due diligence“ im Vorfeld eines Unterneh-
menskaufs oder -verkaufs), werden nicht als Bewertungsleistungen im Sinne dieses Grundsatzes betrachtet.

Wesent l ichkei t und Subjekt iv i tä t

Bewertungsleistungen, die die Bewertung von Beträgen betreffen, die weder einzeln noch in ihrer Gesamtheit für den
Jahresabschluss wesentlich sind, dürften keine bedeutende Gefahr für die Unabhängigkeit des Prüfers darstellen.

Die einer Bewertung zugrunde liegenden Annahmen und die anzuwendenden Methoden fallen stets in die Verantwortung
des Prüfungsmandanten oder seines Managements. Deshalb haben der Mandant oder sein Management im Rahmen ihrer
Beschlussfassung im Allgemeinen die der Bewertung zugrunde liegenden Annahmen festzulegen und über die für die
Wertberechnung anzuwendende Methode zu entscheiden. Dies ist von besonderer Bedeutung, wenn die vorzunehmende
Bewertung ein hohes Maß an Subjektivität erfordert, und zwar entweder in Bezug auf die zugrunde liegenden Annahmen
oder im Hinblick auf die Unterschiede zwischen den anwendbaren Methoden.

Im Hinblick auf bestimmte Routinebewertungen kann der Grad an Subjektivität, mit dem ein Posten behaftet ist, jedoch
unbedeutend sein. Dies ist der Fall, wenn die zugrunde liegenden Annahmen gesetzlich geregelt sind (z. B. Steuersätze,
Abschreibungssätze für Steuerzwecke usw.), durch anderweitige Bestimmungen festgelegt sind (z. B. Vorschrift über die
Verwendung bestimmter Zinssätze) bzw. in der Branche des Prüfungsmandanten generell akzeptiert sind, und sich die zu
verwendenden Techniken und Methoden auf allgemein akzeptierte Grundsätze stützen oder sogar durch Gesetze und
Verordnungen geregelt sind. Unter derartigen Umständen ist es unwahrscheinlich, dass das Ergebnis einer durch einen
sachverständigen Dritten vorgenommenen Bewertung wesentlich abweichen wird, auch wenn es möglicherweise nicht
völlig identisch sein wird. Die Erbringung derartiger Bewertungsleistungen würde deshalb die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers nicht beeinträchtigen, auch wenn der Wert selbst als wesentlich für den Jahresabschluss betrachtet
werden könnte; dies unter der Voraussetzung, dass der Prüfungsmandant oder sein Management zumindest alle wichtigen
Ermessensfragen gebilligt hat.
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Zusätz l iche Sicherhei tsvorkehrungen

Einige Bewertungsleistungen sind mit einem unbedeutenden Grad an Subjektivität behaftet. Dazu könnten Leistungen
gehören, die die Verwendung von Standardtechniken oder -methoden erfordern, oder Fälle betreffen, in denen die
Leistung in der Überprüfung der von Dritten zugrundegelegten Bewertungsmethoden besteht, wobei aber die sich daraus
ergebende Bewertung für den Jahresabschluss wesentlich ist. In diesen Fällen sollte der Abschlussprüfer abwägen, ob noch
ein Risiko aus der Überprüfung der eigenen Leistungen gegeben ist, das durch zusätzliche Sicherheitsvorkehrungen
gemildert werden sollte. So mag es angebracht sein, einem derartigen Risiko durch die Einsetzung eines vom Auftragsteam
getrennten Teams für Bewertungsleistungen zu begegnen, wobei für die beiden Teams unterschiedliche Berichtslinien
vorhanden sein sollten.

7.2.4. Beteiligung an der Innenrevision des Mandanten

Die Innenrevision ist ein wichtiges Element des internen Kontrollsystems eines Unternehmens. In Gesellschaften, insbeson-
dere kleinen und mittleren, die sich keine Innenrevisionsabteilung leisten können, oder bei denen einer derartigen
Abteilung bestimmte Möglichkeiten fehlen (z. B. Zugang zu Fachleuten in den Bereichen Informationstechnologie oder
Finanzmanagement), können durch die Beteiligung des Abschlussprüfers an der Innenrevision die Kontrollkapazitäten des
Managements gestärkt werden.

Risiken durch Überprüfung der eigenen Leistung können jedoch beispielsweise entstehen, wenn es keine klare Trennung
zwischen dem Management und der Kontrolle der Innenrevision und deren Tätigkeiten gibt, oder wenn die Beurteilung
des internen Kontrollsystems des Prüfungsmandanten durch den Abschlussprüfer die Art und den Umfang seiner späteren
Pflichtprüfungsverfahren bestimmt. Um derartige Risiken zu vermeiden, müssen der Abschlussprüfer, die Prüfungsgesell-
schaft oder das Mitglied in ihrem Verbund in der Lage sein nachzuweisen, dass er/sie bzw. es weder in das Management
noch in die Kontrolle der Innenrevision einbezogen ist. In seiner Eigenschaft als Abschlussprüfer des Jahresabschlusses des
Mandanten muss der Abschlussprüfer auch nachweisen können, dass er angemessene Maßnahmen ergriffen hat, um die
Ergebnisse der Innenrevision überprüfen zu lassen, und dass er sich nicht ungebührlich auf diese Ergebnisse gestützt hat,
wenn es um die Festlegung von Art, Umfang und Zeitplanung seiner Tätigkeiten im Rahmen der Pflichtprüfung geht. Um
sicherzustellen, dass die Prüfungstätigkeiten seitens der Prüfungsgesellschaft den vorgeschriebenen Prüfungsstandards
genügen und dass die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers nicht gefährdet ist, sollte ein Prüfungspartner eine angemes-
sene Überprüfung dieser Punkte vornehmen. Dabei sollte dieser Prüfungspartner weder an der Pflichtprüfung noch an
solchen Innenrevisionsaufträgen beteiligt gewesen sein, die den Jahresabschluss beeinflussen könnten.

In Unternehmen, in denen die Innenrevisionsabteilung direkt einem Kontrollorgan und nicht dem Management Bericht
erstattet, kommt der Innenrevision eine Rolle zu, die die Aufgabe der Pflichtprüfung ergänzt. Die Innenrevision kann also
als ein gesonderter Bestandteil im Rahmen der Unternehmensverfassung angesehen werden. Wenn der Abschlussprüfer
unter diesen Umständen gebeten wird, Innenrevisionsarbeiten zu übernehmen, muss er auch in diesem Fall belegen
können, dass er eventuelle Gefährdungen seiner Unabhängigkeit angemessen beurteilt und gegebenenfalls erforderliche
Sicherheitsvorkehrungen getroffen hat.

7.2.5. Auftreten für den Mandanten bei der Beilegung von Rechtsstreitigkeiten

Durch Interessenvertretung und Überprüfung der e igenen Leis tung entstehende Ris iken

Unter bestimmten Umständen unterstützen ein Abschlussprüfer, eine Prüfungsgesellschaft, ein Unternehmen innerhalb
eines Verbundes oder einer ihrer Partner, Manager oder Mitarbeiter den Prüfungsmandanten bei der Beilegung einer
Streitsache oder einer Rechtsstreitigkeit.

Bei einem Abschlussprüfer, der bei der Beilegung einer Streitsache oder einer Rechtsstreitigkeit für den Prüfungsman-
danten eintritt, wird im Allgemeinen davon ausgegangen, dass er die Rolle eines Interessenvertreters übernimmt, die mit
der Verantwortung eines Abschlussprüfers, einen objektiven Bestätigungsvermerk zum Jahresabschluss abzugeben, nicht
vereinbar ist. Dieses Risiko der Interessenvertretung geht mit dem Risiko der Überprüfung der eigenen Leistung einher,
wenn es die Unterstützung bei der Beilegung von Rechtsstreitigkeiten auch erforderlich macht, dass der Abschlussprüfer
die Chancen seines Prüfungsmandanten auf einen Erfolg abschätzt, und sich dies auf die im Jahresabschluss auszuwei-
senden Beträge auswirken könnte. Ein an der Beilegung von Rechtsstreitigkeiten beteiligter Abschlussprüfer muss folglich
die Bedeutung sowohl der aus einer Interessenvertretung als auch der aus einer Überprüfung der eigenen Leistung
entstehenden Risiken berücksichtigen.

Das Risiko der Interessenvertretung steigt, wenn der Abschlussprüfer, die Prüfungsgesellschaft oder eine Mitgliedsgesell-
schaft des Verbundes im Namen des Prüfungsmandanten eine aktive Rolle bei der Beilegung einer Streitsache oder einer
Rechtsstreitigkeit spielt. Dieses Risiko dürfte wahrscheinlich von geringer Bedeutung sein, wenn der Abschlussprüfer
lediglich gehalten ist, in einem den Mandanten betreffenden Fall vor einem Gericht oder Untersuchungsausschuss
Beweismittel beizubringen.

Selbst wenn der Abschlussprüfer im Auftrag des Mandanten eine relativ aktive Rolle spielt, kann es andere spezifische
Situationen geben, in denen die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers generell nicht als gefährdet angesehen wird. Dazu
zählen die Vertretung des Prüfungsmandanten vor dem Finanzgericht oder der Steuerbehörde im Fall von Steuerstreitig-
keiten sowie die Beratung des Mandanten und die Verteidigung einer bestimmten Bilanzierungsweise in einer Situation, in
der eine nationale Behörde, eine Wertpapierregulierungsbehörde oder ein Überprüfungsausschuss bzw. jegliche ähnliche
europäische oder internationale Einrichtung den Jahresabschluss des Prüfungsmandanten untersucht. In allen Fällen sollte
der Abschlussprüfer jedoch die jeweilige Situation und seine entsprechende Einbindung analysieren, um sorgfältig
abzuwägen, ob seine Unabhängigkeit ernsthaft gefährdet ist oder nicht.
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Wesent l ichkei t und Subjekt iv i tä t

Im Zusammenhang mit der Beilegung eines Streitfalls oder einer Rechtsstreitigkeit führt die Erbringung juristischer
Dienstleistungen für einen Prüfungsmandanten in der Regel dann nicht zu einer erheblichen Gefährdung der Unabhängig-
keit, wenn diese Leistungen Punkte betreffen, deren erwartete Auswirkungen auf den Jahresabschluss ein sachverständiger
und gut informierter Dritter nicht als wesentlich ansehen würde.

Die Vertretung eines Prüfungsmandanten ist als solche subjektiv, aber der Grad der Subjektivität hängt von der Art der
gerichtlichen Auseinandersetzung ab. Im Laufe einer Prüfung hat der Abschlussprüfer meistens die Wahl, entweder das
Ergebnis des Gerichtsverfahrens selbst zu beurteilen oder sich auf die Bestätigung eines externen und vom Mandanten
beauftragten Rechtsanwalts zu verlassen. Der Grad der Subjektivität ist in beiden Fällen stärker von Faktoren wie der
Kompetenz des Rechtsanwalts, seiner Befolgung der anwaltlichen Berufsgrundsätze und den vorliegenden Beweismitteln
abhängig als davon, ob der Rechtsanwalt ein Angestellter der Prüfungsgesellschaft oder einer fremden Anwaltssozietät ist.

In rechtlichen Situationen, in denen das Ergebnis von Gerichtsverfahren anhand der vorliegenden Beweismittel relativ gut
abgeschätzt werden kann, sollte die Schätzung der Beträge, auf die sich die Streitigkeiten auswirken, keine erheblichen
Unterschiede ergeben, wenn die Leistungen von der Prüfungsgesellschaft oder einer fremden Anwaltssozietät erbracht
werden (z. B. Streitigkeiten in Bezug auf Arbeitsverträge mit Mitarbeitern, oder bestimmte Steuerverfahren).

Andererseits kann es Situationen geben, die mit einem hohen Grad an Subjektivität behaftet sind. Auch kann es Fälle
geben, in denen es aufgrund der Art des Geschäftsverhältnisses zwischen dem Abschlussprüfer und dem Prüfungsman-
danten (z. B. persönliche Einbeziehung früherer oder derzeitiger Mitglieder des Managements, Aufsichtsratsmitglieder,
Aktionäre usw.) unmöglich ist, die Beweismittel auf objektive Weise zu beurteilen. In derartigen Fällen sollte der
Abschlussprüfer dafür sorgen, dass er nicht an Maßnahmen des Prüfungsmandanten zur Lösung der Streitigkeiten beteiligt
ist, mit Ausnahme von geringfügigen Fällen, in denen vernünftigerweise nicht davon auszugehen ist, dass die betreffende
Angelegenheit erhebliche Auswirkungen auf den Jahresabschluss haben wird.

Zusätz l iche Sicherhei tsvorkehrungen

In Fällen, die nicht unter Punkt 2 fallen, sollte der Abschlussprüfer abwägen, ob Risiken im Hinblick auf die Gefährdung
seiner Unabhängigkeit bestehen bleiben, die durch zusätzliche Sicherheitsvorkehrungen gemindert werden müssen. Es
könnte angebracht sein, die Befassung des für die Prüfung zuständigen Auftragsteams mit dem Rechtsstreit zu vermeiden,
indem verschiedene Auftragsteams mit unterschiedlichen Berichtslinien für die Pflichtprüfung und die mit dem Rechts-
streit verbundene Rechtsberatung eingesetzt werden.

7.2.6. Einstellung von Führungskräften

Ein Abschlussprüfer, der gebeten wird, den Prüfungsmandanten bei der Einstellung von Führungskräften oder Personal in
Schlüsselpositionen zu unterstützen, sollte erst die Risiken im Hinblick auf die Gefährdung seiner Unabhängigkeit
beurteilen, die beispielsweise aus der Funktion der einzustellenden Person und der Art der erbetenen Unterstützung
resultieren könnten. Eine äußerst sorgfältige Prüfung ist vor allem dann vorzunehmen, wenn die einzustellende Person
voraussichtlich eine wichtige Rolle in den Finanzmanagementprozessen des Mandanten spielen und folglich regelmäßige
Kontakte mit dem Abschlussprüfer unterhalten wird. Allerdings können sich Risiken aus der Wahrnehmung eigener
Interessen und aus einer zu großen Vertrautheit auch aus Einstellungen anderer Personen ergeben.

Im Hinblick auf die Art der erbetenen Unterstützung könnte ein Beispiel für eine annehmbare Leistung sein, dass der
Abschlussprüfer die beruflichen Befähigungen einer Reihe von Kandidaten prüft und eine objektive Stellungnahme zu
ihrer Eignung für eine bestimmte Position abgibt. Eine andere akzeptable Leistung könnte in der Erstellung einer
Auswahlliste von Kandidaten für Vorstellungsgespräche bestehen, sofern diese Liste gemäß den vom Mandanten vorgege-
benen Kriterien und nicht nach der eignen Beurteilung des Abschlussprüfers erstellt wurde. In beiden Fällen sollte
sorgfältig darauf geachtet werden, dass eine eventuell zu den Bewerbern abgegebene Stellungnahme nicht der Entschei-
dung des Prüfungsmandanten vorgreift. Wenn der Abschlussprüfer zu dem Schluss kommt, dass er die erbetene
Unterstützung ohne direkte oder indirekte Mitwirkung an der Entscheidung des Prüfungsmandanten über die einzustel-
lende Person nicht gewähren kann, sollte er diese Unterstützung ablehnen.

8. HONORARE FÜR PRÜFUNGS- UND NICHTPRÜFUNGSLEISTUNGEN

8.1. Erfolgshonorare

Vere inbarungen über Prüfungshonorare

Der im öffentlichen Interesse durchzuführenden Pflichtprüfungstätigkeit ist es eigen, dass sie sich nicht für Honorarverein-
barungen eignet, bei denen die Vergütung des Abschlussprüfers entweder von Ertragszahlen des Prüfungsmandanten oder
von dem Ergebnis der Prüfung selbst abhängig ist. Durch ein Gericht oder eine staatliche Stelle festgesetzte Prüfungshono-
rare stellen keine Erfolgshonorare dar.
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Vere inbarungen über Honorare für Nichtprüfungs le is tungen

Risiken aus der Wahrnehmung eigener Interessen, der Überprüfung der eigenen Leistung und der Interessenvertretung, die
die Unabhängigkeit eines Abschlussprüfers gefährden, entstehen auch dann, wenn das Honorar für einen Auftrag über
Nichtprüfungsleistungen vom Eintritt eines bestimmten Erfolgs abhängt. Dies gilt für alle erfolgsabhängigen Vereinba-
rungen zwischen dem Abschlussprüfer, der Prüfungsgesellschaft oder einem Unternehmen innerhalb seines Verbunds
einerseits und dem Prüfungsmandanten oder einem seiner verbundenen Unternehmen andererseits. Unter Erfolgsabhän-
gigkeit ist beispielsweise zu verstehen, dass das Honorar in gewisser Weise von dem Fortschritt oder Ergebnis des Projekts
oder von der Erreichung einer bestimmten Erfolgskennzahl durch den Prüfungsmandanten (oder sein verbundenes
Unternehmen) abhängt.

Bei der Beurteilung des Grades, bis zu dem Erfolgshonorarvereinbarungen ein Risiko im Hinblick auf die Unabhängigkeit
des Abschlussprüfers darstellen, sowie bei der Beurteilung der Existenz geeigneter Sicherheitsvorkehrungen, sollte der
Abschlussprüfer unter Anderem folgende Faktoren berücksichtigen: die Beziehung zwischen der Tätigkeit, für die das
Erfolgshonorar gezahlt werden soll, und der eventuellen Durchführung einer derzeitigen oder künftigen Prüfung, die
Spanne möglicher Honorarbeträge sowie die Grundlage für die Berechnung des Honorars.

Bei der Durchführung dieser Beurteilung sollte der Abschlussprüfer unter Anderem abwägen, ob der Betrag des Erfolgsho-
norars direkt durch den Bezug zu einem Vermögens- oder Transaktionswert (z. B. Prozentsatz eines Kaufpreises) oder
durch eine finanzielle Bedingung (z. B. Anstieg des Börsenwerts des Unternehmens) bestimmt wird, deren Bewertung dann
einer Untersuchung im Rahmen der Prüfung unterliegt, und ob dadurch das Risiko aus der Wahrnehmung eigener
Interessen auf ein inakzeptables Niveau gesteigert wird. Andererseits werden sich Risiken im Hinblick auf die Unabhängig-
keit im Allgemeinen nicht in Situationen ergeben, in denen keine direkte Verbindung zwischen der Grundlage des
Erfolgshonorars (z. B. dem Anfangsgehalt eines neuen Mitarbeiters, wenn im Rahmen der Einstellung Personalberatungs-
leistungen erbracht werden) und einem bedeutenden Aspekt des Prüfungsauftrags besteht. Ist ein Kontrollorgan
vorhanden, sollte der Abschlussprüfer die Erfolgshonorarvereinbarungen diesem Gremium im Sinne der in Abschnitt
A.4.1.2 genannten Prinzipien offen legen.

8.2. Verhältnis zwischen Gesamthonoraren und Gesamtumsatz

Übermäßige Abhängigkeit von den Honoraren, die von einem Prüfungsmandanten oder einer Unternehmensgruppe für
Prüfungs- und Nichtprüfungsleistungen bezogen werden, führen eindeutig zu dem Risiko, das die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers durch eigene Interessen gefährdet ist. Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft haben nicht nur
die Existenz einer derartigen finanziellen Abhängigkeit zu vermeiden, sondern haben auch sorgfältig zu berücksichtigen,
ob der Anschein einer derartigen Abhängigkeit zu einer bedeutenden Gefährdung der Unabhängigkeit führen würde.

Anschein einer f inanzie l len Abhängigkei t

Der Abschlussprüfer, die Prüfungsgesellschaft oder ein Verbund könnten als finanziell von einem einzigen Prüfungsman-
danten oder einer Unternehmensgruppe abhängig angesehen werden, wenn die Gesamtsumme der Honorare, die von
diesem Mandanten oder dieser Gruppe für Prüfungs- und Nichtprüfungsleistungen bezogen oder erwartet wird, einen
kritischen Prozentsatz des jeweiligen Gesamtumsatzes übersteigt. Die öffentliche Einschätzung dieses kritischen Prozent-
satzes wird von verschiedenen Faktoren im Umfeld der Prüfung abhängen. Beispielsweise könnte der Prozentsatz
unterschiedlich sein, je nach der Größe der Prüfungsgesellschaft, danach, ob sie gut etabliert ist oder neu gegründet wurde,
danach, ob sie lokal, national oder international tätig ist, und in Abhängigkeit von der allgemeinen Geschäftslage auf den
Märkten, auf denen sie tätig ist.

Diese Umstände müssen durch den Abschlussprüfer sorgfältig berücksichtigt werden, wenn er die Bedeutung beurteilt, die
dem Risiko aus der Wahrung eigener Interessen im Hinblick auf die Gefährdung seiner Unabhängigkeit dem äußeren
Anschein nach zukommt. Es sollte eine Analyse sämtlicher Honorare vorgenommen werden, die sowohl die von einem
bestimmten Mandanten oder einer Gruppe für Prüfungs- und Nichtprüfungsleistungen bezogenen Honorare dem Gesamt-
umsatz der Prüfungsgesellschaft oder des Verbundes gegenüberstellt, als auch die entsprechenden Zahlen miteinander
vergleicht, die für den laufenden Berichtszeitraum der Prüfungsgesellschaft bzw. des Verbunds erwartet werden. Geht aus
dieser Analyse hervor, dass ein bestimmter Grad an Abhängigkeit gegeben ist und Sicherheitsvorkehrungen erforderlich
werden, so sollte ein Prüfungspartner, der nicht in die prüfungsbezogenen oder prüfungsfremden Arbeiten für den
Mandanten einbezogen war, eine Überprüfung der wichtigsten prüfungsbezogenen und prüfungsfremden Arbeiten für den
Mandanten vornehmen und gegebenenfalls erforderliche Ratschläge erteilen. Diese Überprüfung sollte auch alle prüfungs-
bezogenen und prüfungsfremden Arbeiten mitberücksichtigen, die vertraglich festgelegt wurden oder Gegenstand eines
noch ausstehenden Angebots sind. Wenn weiterhin Zweifel bestehen, oder wenn, aufgrund der Größe der Gesellschaft,
kein solcher Partner zur Verfügung steht, sollte der Abschlussprüfer um Rat bei der zuständigen Regulierungsbehörde
suchen oder eine Nachschau durch einen anderen Abschlussprüfer veranlassen.
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Best immte andere Honorarbeziehungen

Der Abschlussprüfer sollte auch abwägen, ob es andere Honorarbeziehungen als die direkten zwischen einem einzigen
Mandanten oder einer Gruppe von Mandanten einerseits und ihm selbst oder der Prüfungsgesellschaft andererseits gibt
oder zu geben scheint, die ein Risiko in Bezug auf die Wahrung eigener Interessen darstellen können. Beispielsweise
könnte ein Prüfungspartner innerhalb eines Büros oder einer Niederlassung als von den Honoraren eines bestimmten
Mandanten abhängig angesehen werden, wenn der größte Teil der Leistungen dieses Büros für diesen Mandanten erbracht
würde, oder wenn dieselbe Person bei dem Mandanten für die Akquisition sowohl prüfungsbezogener als auch prüfungs-
fremder Aufträge verantwortlich wäre. Um ein derartiges durch die Wahrnehmung eigener Interessen verursachtes Risiko
zu mindern, könnte eine Prüfungsgesellschaft ihre organisatorische Struktur und die Verantwortlichkeiten bestimmter
Einzelpersonen überdenken oder gegebenenfalls die Art und Weise der Erbringung und Abrechnung von Leistungen mit
dem Kontrollorgan des Prüfungsmandanten erörtern.

Die Unabhängigkeit kann insbesondere dann gefährdet sein, wenn durch Nichtprüfungsleistungen für den Mandanten
oder seine verbundenen Unternehmen bedeutend hohe Honorare erzielt werden. Der Abschlussprüfer sollte dieses Risiko
im Hinblick auf die Gefährdung seiner Unabhängigkeit abwägen. Insbesondere sollte er dabei die Art der erbrachten
Nichtprüfungsleistungen, die erzielten unterschiedlichen Honorare aus dem Pflichtprüfungsauftrag und den prüfungs-
fremden Aufträgen, und deren jeweiliges Verhältnis zu den von der Prüfungsgesellschaft oder dem Verbund insgesamt
eingenommenen Honoraren berücksichtigen. Wenn sich aus der Analyse die Notwendigkeit von Sicherheitsvorkehrungen
ergibt, insbesondere dann, wenn die Honorare für Nichtprüfungsleistungen die Prüfungshonorare übersteigen, sollte ein an
keinem der Aufträge beteiligter Prüfungspartner eine Überprüfung der durchgeführten Arbeiten vornehmen oder gegebe-
nenfalls erforderliche Empfehlungen erteilen.

8.3. Überfällige Honorare

Unbezahlte Honorare für prüfungsbezogene oder sonstige Arbeiten könnten in der Tat als ein Darlehen des Abschlussprü-
fers an den Prüfungsmandanten erscheinen. Dies könnte die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers insofern gefährden, als
zwischen dem Prüfer und dem Prüfungsmandanten gegenseitiges Finanzinteresse geschaffen wird. Unter diesen
Umständen muss der Abschlussprüfer die Höhe des Risikos abschätzen und alle eventuell erforderlichen Maßnahmen
ergreifen. Dazu könnte auch die Offenlegung des Umfangs der potentiellen gegenseitigen Interessen gegenüber den
einschlägigen Parteien zählen. Wenn es sich bei dem Abschlussprüfer um eine Prüfungsgesellschaft handelt, können die
Umstände durch einen anderen Prüfungspartner, der nicht an der Erbringung von Leistungen für den Prüfungsmandanten
beteiligt war, geprüft werden. Im Fall eines allein praktizierenden Abschlussprüfers oder einer kleinen Sozietät, bei der alle
Prüfungspartner an der Arbeit für den Mandanten beteiligt waren, sollte der Abschlussprüfer entweder bei der zuständigen
Regulierungsbehörde Rat einholen oder eine Nachschau durch einen anderen Abschlussprüfer beantragen.

8.4. Höhe der Honorare

Ein Abschlussprüfer sollte belegen können, dass das Honorar, das er für einen Prüfungsauftrag in Rechnung stellt,
angemessen ist, insbesondere dann, wenn es beträchtlich geringer ist als das Honorar, das von einem Vorgänger berechnet
oder von anderen Gesellschaften, die sich um den Auftrag beworben hatten, angeboten wurde. Überdies sollte er darlegen
können, dass ein angebotenes Prüfungshonorar nicht von der erwarteten Erbringung von Nichtprüfungsleistungen
abhängt und dass ein Mandant bei der Aushandlung des derzeitigen Prüfungshonorars nicht über die Grundlage getäuscht
wurde, auf der die Honorare für künftige Prüfungs- und Nichtprüfungsleistungen berechnet werden. Der Abschlussprüfer
sollte über Strategien und Verfahren verfügen, mit deren Hilfe er nachweisen kann, dass seine Honorare diesen Anforde-
rungen entsprechen. Bei Pflichtprüfungen von Unternehmen des öffentlichen Interesses sollte der Abschlussprüfer versu-
chen, die Grundlage für die Berechnung des Prüfungshonorars mit dem Kontrollorgan zu erörtern.

9. RECHTSSTREITIGKEITEN

Obwohl es nicht möglich ist, für alle Fälle präzise den Punkt zu spezifizieren, an dem es für einen Abschlussprüfer
ungeeignet wäre, seine Arbeit als Abschlussprüfer des Prüfungsmandanten fortzusetzen, sollten die folgenden Kriterien
berücksichtigt werden:

— Macht ein Prüfungsmandant Mängel bei den Arbeiten zur Pflichtprüfung geltend und kommt der Abschlussprüfer zu
dem Schluss, dass die Einreichung einer Klage wahrscheinlich ist, so sollte der Abschlussprüfer die Grundlage für die
Beschuldigungen zunächst mit dem Kontrollorgan des Prüfungsmandanten bzw. — wenn ein derartiges Organ nicht
vorhanden ist — mit seiner zuständigen Regulierungsbehörde erörtern. Wenn diese Gespräche die Einschätzung
erhärten, dass die Einreichung einer Klage wahrscheinlich wird, dann sollte der Abschlussprüfer — unter Beachtung
der örtlich geltenden Rechtsvorschriften — von seinem Auftrag zurücktreten.
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— Wenn der Abschlussprüfer Betrug oder Täuschung durch das derzeitige Management des Prüfungsmandanten feststellt,
sind der Grad des Risikos für die Unabhängigkeit und die Entscheidung, ob er von dem Auftrag zurücktreten sollte,
ebenfalls von Sicherheitsvorkehrungen wie der Erörterung aller relevanten Aspekte mit dem Kontrollorgan des
Mandanten oder, wenn ein solches Organ nicht existiert, mit der für den Abschlussprüfer zuständigen Regulierungsbe-
hörde abhängig. (In einigen Ländern wird die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers im Fall eines Betrugsverdachts
jedoch durch das nationale Recht geschützt, indem dem Abschlussprüfer vorgeschrieben wird, den festgestellten
Betrug einer nationalen Behörde zu melden und seine Prüfungsarbeit im Namen dieser Behörde, die das nationale
öffentliche Interesse vertritt, fortzuführen. Auf jeden Fall sollte der Abschlussprüfer erwägen, rechtlichen Rat einzu-
holen, wobei seiner Verantwortung gegenüber dem öffentlichen Interesse angemessen Rechnung zu tragen ist).

— Angedrohte oder tatsächliche Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit Nichtprüfungsleistungen, deren Betrag
weder für den Abschlussprüfer noch für den Prüfungsmandanten wesentlich ist (beispielsweise Klagen aufgrund von
Disputen über die Fakturierung von Leistungen, Ergebnisse von Beratungsleistungen), würden die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers nicht beeinträchtigen.

10. ÜBER EINEN LANGEN ZEITRAUM TÄTIGE LEITENDE MITARBEITER

Um Risiken aufgrund einer zu großen Vertrautheit oder eines übermäßigen Vertrauens zu begegnen, die die Unabhängig-
keit eines Abschlussprüfers gefährden könnten, der mit der Prüfung eines Prüfungsmandanten von öffentlichem Interesse
befasst ist, kann die Anforderung, den Auftragspartner und/oder die anderen Prüfungspartner mit Schlüsselfunktionen im
Auftragsteam innerhalb einer angemessenen Zeitspanne auszuwechseln, nicht durch andere Sicherheitsvorkehrungen
ersetzt werden.

Der Abschlussprüfer sollte auch das Risiko für die Gefährdung seiner Unabhängigkeit in Betracht ziehen, das sich ergeben
könnte, wenn andere Mitglieder des Auftragsteams über einen längeren Zeitraum in die Prüfung einbezogen werden. Dazu
zählen auch die leitenden Mitarbeiter, die an den Prüfungen von Unternehmen beteiligt sind, deren Abschlüsse in den
konsolidieren Abschluss eines Prüfungsmandanten einbezogen werden. Auch kann sich ein Risiko aus der Zusammenset-
zung des Teams selbst ergeben. Der Abschlussprüfer sollte dann Sicherheitsvorkehrungen wie Rotation der Mitarbeiter
und Maßnahmen im Rahmen des Qualitätssicherungssystems der Prüfungsgesellschaft treffen, um zu gewährleisten, dass
der Auftrag ordnungsgemäß, d. h. ohne Gefährdung der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers, weiter durchgeführt wird.

Unter Umständen kann es Situationen geben, in denen aufgrund der Größe der Prüfungsgesellschaft eine interne Rotation
des Auftragspartners und der Prüfungspartner mit Schlüsselfunktionen nicht möglich ist oder keine angemessene Sicher-
heitsvorkehrung darstellt. Dies kann der Fall sein, wenn die Sozietät aus einer einzigen Person besteht, oder wenn die
alltäglichen Beziehungen zwischen einer begrenzten Zahl von Prüfungspartnern zu eng sind. In solchen Fällen sollte der
Abschlussprüfer sicherstellen, dass innerhalb eines angemessenen Zeitraums andere Sicherheitsvorkehrungen getroffen
werden. Dazu könnte zählen, dass das entsprechende Prüfungsmandat einer externen Qualitätsüberprüfung unterzogen
wird oder dass zumindest die zuständige Regulierungsbehörde um Rat ersucht wird. Können keine zweckmäßigen
Sicherheitsvorkehrungen getroffen werden, sollte der Abschlussprüfer überlegen, ob es angebracht ist, den Prüfungsauftrag
fortzusetzen.

Wird ein Mitglied eines Auftragsteams ausgewechselt, weil es bereits lange mit einem bestimmten Prüfungsmandat befasst
war oder weil ein Risiko aufgrund einer zu großen Vertrautheit oder aufgrund übermäßigen Vertrauens besteht, sollte
diese Person erst nach Ablauf von zwei Jahren nach ihrer Auswechslung wieder in das Team aufgenommen werden.
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Anlage

GLOSSAR

Abschlussprüfer Zugelassene — natürliche oder juristische — Person im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der
Achten Gesellschaftsrechtsrichtlinie, die nach einzelstaatlichem Recht für einen
bestimmten Pflichtprüfungsauftrag bestellt ist und in deren Namen der Bestätigungsver-
merk folglich unterzeichnet wird.

Prüfungspartner Prüfer in einer Prüfungsgesellschaft oder einem Verbund, der nach Artikel 2 Absatz 1 der
Achten Gesellschaftsrechtsrichtlinie zugelassen ist (= Abschlussprüfer) und persönlich die
Hauptverantwortung für die während einer Pflichtprüfung erbrachten Prüfungsleistungen
übernimmt; er ist in der Regel befugt, Bestätigungsvermerke im Namen der Prüfungsgesell-
schaft (d. h. des Abschlussprüfers) zu unterzeichnen. Auch kann er Anteilseigner/Inhaber
der Prüfungsgesellschaft sein oder diese vertreten.

„Büro“ Der Begriff „Büro“ bezeichnet eine nach geografischen oder praxisbedingten Kriterien
definierte, separate Gruppe innerhalb einer Prüfungsgesellschaft oder eines Verbunds, in
der ein Prüfungspartner mit Schlüsselfunktion in erster Linie praktiziert.

Ein wichtiges Kriterium für die Ermittlung dieser Untergruppe sollte das enge Arbeitsver-
hältnis zwischen ihren Mitgliedern sein (d. h. Bearbeitung der gleichen Themengebiete oder
Betreuung derselben Mandantengruppen). Dabei sollte insbesondere berücksichtigt werden,
dass derartige Arbeitsbeziehungen aufgrund technischer Entwicklungen und zunehmend
länderübergreifender Geschäfte der Prüfungsmandanten mehr und mehr auf virtueller
Ebene entstehen.

Bei kleineren Sozietäten kann das „Büro“ die gesamte Prüfungsgesellschaft umfassen; in
diesem Fall gelten die einschlägigen Anforderungen für alle Partner und Mitarbeiter.

Auftragspartner Der Prüfungspartner, der die Hauptverantwortung für die Pflichtprüfung eines bestimmten
Prüfungsmandanten trägt, die Arbeiten des Prüfungsteams und der beteiligten Fachkräfte
aus anderen Bereichen koordiniert, gewährleistet, dass diese Arbeiten einer Qualitätskon-
trolle unterzogen werden, und der gegebenenfalls alle mit einer Pflichtprüfung verbun-
denen Prüfungstätigkeiten eines Verbunds koordiniert, letzteres insbesondere bei konsoli-
dierten Abschlüssen, bei denen den einzelnen Prüfungspartnern unterschiedliche Aufgaben
bei der Prüfung der zu konsolidierenden Unternehmen zukommen.

Auftragsteam All diejenigen, die unabhängig von ihrem Rechtsverhältnis zum Abschlussprüfer oder zur
Prüfungsgesellschaft unmittelbar an der Annahme und der Durchführung einer
bestimmten Pflichtprüfung beteiligt sind. Dazu zählen das Prüfungsteam, fest angestellte
oder für den Prüfungsauftrag unter Vertrag genommene Fachkräfte aus anderen Bereichen
(wie Rechtsanwälte, Versicherungsmathematiker, Steuerfachleute, IT-Spezialisten oder
Finanzmanagement-Spezialisten) sowie diejenigen, die die Ausführung des Prüfungsauf-
trags einer Qualitätskontrolle unterziehen oder direkt kontrollieren.

Prüfungspartner mit
Schlüsselfunktion

Ein Prüfungspartner des Auftragsteams (einschließlich des Auftragspartners), der auf Grup-
penebene über bedeutende Sachverhalte Bericht zu erstatten hat, wie über wichtige Toch-
terunternehmen oder Geschäftsfelder des Prüfungsmandanten oder wesentliche Risikofak-
toren, die mit der Pflichtprüfung dieses Mandanten in Verbindung stehen.

Kontrollorgan Gremium oder Gruppe von Personen, das/die im Sinne des corporate governance Teil der
Führungsstruktur des Prüfungsmandanten ist und dessen/deren Aufgabe darin besteht, die
Geschäftsführung als Treuhänder der Anleger und — falls gesetzlich vorgeschrieben —
anderer Interessengruppen, wie Beschäftigte, zu beaufsichtigen, und das/die sich ganz oder
teilweise aus nicht der Geschäftsführung angehörenden Personen zusammensetzt, wie etwa
ein Aufsichtsrat, ein Prüfungsausschuss oder eine Gruppe nicht an der Geschäftsführung
beteiligter bzw. externer Mitglieder des „Board of Directors“.

Managementposition mit
Schlüsselfunktion

Jede Position beim Prüfungsmandanten, die die Verantwortlichkeit für grundlegende
Managemententscheidungen umfasst, z. B. ein Vorstandsvorsitzender oder Finanzvorstand.
Diese Managementverantwortlichkeit soll ebenfalls Einfluss gewähren auf Rechnungsle-
gungspolitik und die Aufstellung der Abschlüsse des Prüfungsmandanten. Eine Manage-
mentposition mit Schlüsselfunktion schließt auch alle vertraglichen und faktischen Gestal-
tungen mit ein, die es substanziell einer Person erlauben, an der Ausübung dieser Manage-
mentfunktion in anderer Weise teilzunehmen, z. B. mittels eines Beratungsvertrags.
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Prüfungsmandant Das Unternehmen oder die Gesellschaft, dessen/deren Jahresabschluss einer Pflichtprüfung
unterzogen werden muss, oder das Mutterunternehmen im Sinne von Artikel 1 der
Siebenten Gesellschaftsrechtsrichtlinie (83/349/EWG), dessen konsolidierter Abschluss
einer Pflichtprüfung unterliegt.

Partner Fachmitarbeiter einer Prüfungsgesellschaft oder eines Verbunds, der persönlich die Haupt-
verantwortung für die im Rahmen eines (Prüfungs- oder Nichtprüfungs-) Auftrags
erbrachten Leistungen trägt; dieser ist in der Regel zeichnungsberechtigt und kann Anteils-
eigner/Inhaber der Prüfungsgesellschaft sein oder diese vertreten.

Pflichtprüfung Die Prüfungsleistung, die von einer zugelassenen Person im Sinne von Artikel 2 Absatz 1
der Achten Gesellschaftsrechtsrichtlinie (= Abschlussprüfer) erbracht wird im Rahmen

a) einer gesetzlichen Prüfung des Jahresabschlusses eines Unternehmens oder einer Gesell-
schaft sowie der Prüfung der Übereinstimmung des Lageberichts mit diesem Jahresab-
schluss, soweit solche Prüfungen nach Gemeinschaftsrecht zwingend vorgeschrieben
sind, oder

b) einer gesetzlichen Prüfung des konsolidierten Abschlusses einer Gesamtheit von Unter-
nehmen sowie der Prüfung der Übereinstimmung des konsolidierten Lageberichts mit
diesem konsolidierten Abschluss, soweit solche Prüfungen nach Gemeinschaftsrecht
zwingend vorgeschrieben sind.

Für die Zwecke dieser Empfehlung umfasst der Begriff „Pflichtprüfung“ auch die Erteilung
einer Bestätigung durch einen Abschlussprüfer zu anderen als den oben genannten Finanz-
informationen (wie Zwischenabschlüsse und -berichte), wenn nach nationalen Rechtsvor-
schriften die Unternehmen dazu verpflichtet sind, diese Finanzinformationen von einem
Abschlussprüfer überprüfen und bestätigen zu lassen.

Prüfungsgesellschaft Die — in der Regel juristische — Person, die eine Pflichtprüfung durchführt (wie die Praxis
eines einzelnen Wirtschaftsprüfers, eine Sozietät oder eine Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft). Bei der Prüfungsgesellschaft und dem für die Pflichtprüfung bestellten Abschluss-
prüfer kann es sich um ein und dieselbe juristische Person handeln, muss es aber nicht
(wird beispielsweise ein einzelner Prüfer, der Mitglied einer Sozietät ist, zum Abschluss-
prüfer bestellt, so stellt die Sozietät die Prüfungsgesellschaft dar).

Prüfungsteam Alle Prüfer, denen unabhängig von ihrem Rechtsverhältnis zum Abschlussprüfer oder zur
Prüfungsgesellschaft im Rahmen eines bestimmten Pflichtprüfungsauftrags die Prüfungstä-
tigkeit übertragen wird, wie Prüfungspartner, Prüfungsleiter und Prüfungsmitarbeiter.

Unternehmen von
öffentlichem Interesse

Unternehmen, die aufgrund ihrer Tätigkeit, ihrer Größe, ihrer Belegschaftsstärke oder ihrer
Unternehmensverfassung und dem dadurch bedingten großen Kreis von Interessengruppen
von erheblichem öffentlichen Interesse sind. Dazu zählen unter anderem Kreditinstitute,
Versicherungsunternehmen, Wertpapierfirmen, OGAW (1), Pensionsfonds und börsenno-
tierte Unternehmen.

Verbund Umfasst die Prüfungsgesellschaft, die die Pflichtprüfung durchführt, die mit dieser verbun-
denen Unternehmen und jedes andere Unternehmen, das von der Prüfungsgesellschaft
kontrolliert wird oder mit dieser über gemeinsame Kontrolle, gemeinsames Eigentum,
gemeinsame Geschäftsleitung oder über einen gemeinsamen Namen oder erhebliche
gemeinsame berufliche Ressourcen anderweitig verbunden oder assoziiert ist.

Verbundenes Unternehmen a) einer Prüfungsgesellschaft: ein Unternehmen im Sinne von Artikel 41 Absätze 1, 2 und
3 der Siebenten Gesellschaftsrechtsrichtlinie (83/349/EWG);

b) eines Prüfungsmandanten: ein Unternehmen im Sinne von Artikel 41 Absätze 1, 2 und
3 der Siebenten Gesellschaftsrechtsrichtlinie (83/349/EWG), das zusammen mit dem
Prüfungsmandanten in den nach der Siebenten Gesellschaftsrechtsrichtlinie erstellten
konsolidierten Abschluss einzubeziehen ist oder — in den Fällen, in denen die Siebente
Richtlinie keine Anwendung findet — in die Konsolidierung einzubeziehen wäre, wenn
die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten würden.

Unbeschadet der Buchstaben a) und b) umfasst der Begriff „verbundenes Unternehmen“
jedes Unternehmen gleich welcher Rechtsform, das durch gemeinsames Eigentum, gemein-
same Kontrolle oder gemeinsame Geschäftsleitung mit einem anderen verbunden ist.
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Weisungsbefugte All diejenigen, die im Verhältnis zu den Prüfungspartnern des Prüfungsteams oder im
Hinblick auf die Durchführung der Pflichtprüfung auf Praxis-, Landes-, regionaler oder
globaler Ebene eine direkte Aufsichts-, Leitungs-, Vergütungs- oder sonstige Kontrollfunk-
tion haben. Dazu zählen auch alle Partner, Vertretungsberechtigten und Anteilseigner, die
die Beurteilung der Leistungen eines Prüfungspartners des Prüfungsteams durchführen,
kontrollieren, unmittelbar beeinflussen oder dessen Vergütung als Folge von deren Beteili-
gung am Prüfungsauftrag in anderer Weise bestimmen können.

Zusicherungsleistung Beauftragung eines gesetzlichen Abschlussprüfers zur Einschätzung oder Messung eines
Sachverhalts, der der Verantwortlichkeit einer anderen Partei unterliegt, anhand von identi-
fizierten geeigneten Kriterien und zum Ausdruck einer Schlussfolgerung, die dem
Prüfungsmandanten mit einem Grad der Zusicherung hinsichtlich dieses Sachverhalts
versieht.

(1) Organismen für Gemeinsame Anlagen in Wertpapiere.



BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Leitlinie der europäischen Zentralbank vom 7. März 2002 zur Änderung der Leitlinie EZB/
2000/7 über geldpolitische Instrumente und Verfahren des Eurosystems (EZB/2002/2)

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 185 vom 15. Juli 2002)

Seite 1, zweiter Erwägungsgrund:

anstatt: „… Durchführung der einheitlichen Geldpolitik angemessen Rechnung zu tragen.“
muss es heißen: „… Durchführung der einheitlichen Geldpolitik im Euro-Währungsgebiet angemessen Rechnung zu

tragen.“

Seite 1, Artikel 1:

anstatt: „… des Anhangs zur vorliegenden Leitlinie (Die einheitliche Geldpolitik in der Wirtschafts- und
Währungsunion — Allgemeine Regelungen für die geldpolitischen Instrumente und Verfahren des Euro-
systems).“

muss es heißen: „… des Anhangs zur vorliegenden Leitlinie (Die einheitliche Geldpolitik im Euro-Währungsgebiet —
Allgemeine Regelungen für die geldpolitischen Instrumente und Verfahren des Eurosystems).“
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